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Garantierte Altersarmut 

Dank Riesterrente und niedrigen Renten ist 
Deutschland weit entfernt von einer solidarischen 
Gesellschaft. 
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Drei Jahre Inklusionsgesetz 

Der Sparzwang der Landesregierung NRWs ver¬ 
hindert Teilhabe behinderter Schüler und führt zu 
sozialer Selektion. 
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NATO setzt auf Konfrontation 



Treffen des NATO-Generalsekretärs Stoltenberg mit der bundesdeutschen Verteidigungsministerin von der Leyen. 


A uf dem Treffen der NATO- 
Außenminister am 26. und 27. 
Oktober in Brüssel sollten die 
Beschlüsse des NATO-Gipfels, der 
Anfang Juli in Warschau stattgefun¬ 
den hatte, geprüft werden. „Wir sind 
auf dem richtigen Weg“ so NATO- 
Generalsekretär Jens Stoltenberg. 
„Wir setzen die Entscheidungen des 
Gipfels um. Entscheidungen, die un¬ 
seren Menschen Sicherheit bieten in 
einer gefährlicheren Welt.“ 

Und das bedeutet beispielsweise 
neben dem Aufbau einer neuen schnel¬ 
len Eingreiftruppe - „Speerspitze“ ge¬ 
nannt - die Verlegung von vier NA- 
TO-Verbänden mit je 1000 Soldatin- 
nen und Soldaten nach Polen und ins 
Baltikum. Deutschland wird in Litauen 
die Führung der Truppe übernehmen 
und zwischen 400 und 600 Soldatin- 
nen und Soldaten entsenden. Die für 
den Kampfeinsatz trainierte und aus¬ 
gerüstete Truppe soll wahrscheinlich 
etwa sechs Monate im jeweiligen Land 
bleiben und dann abgelöst werden. 


Die Planungen sollen im Frühjahr des 
kommenden Jahres abgeschlossen, die 
Truppen bis zum Sommer stationiert 
sein. Für Bundesverteidigungsministe¬ 
rin von der Leyen ist das angeblich ein 
klares „defensives Zeichen“. 

Ein „defensives Zeichen“ war 
wohl auch, dass noch vor dem Treffen 
in Brüssel bekannt wurde, dass rund 
330 US-Marineinfanteristen dauer¬ 
haft in Norwegen stationiert werden. 
Angeblich um den Einsatz unter arkti¬ 
schen Bedingungen zu üben. Die nor¬ 
wegische Regierung hatte der Stati¬ 
onierung zugestimmt. Ursprünglich 
hatte die Nato Russland versichert, so 
etwas sei nicht geplant. Die USA la¬ 
gern bislang schon erhebliche Mengen 
militärischen Materials in Norwegen, 
hatten dort aber bislang dort noch kei¬ 
ne Soldaten fest stationiert. 

Ein „defensives Zeichen“ ist wohl 
auch die seit Monaten beabsichtige 
stärkere Präsenz der NATO in der 
Schwarzmeerregion, an der sich die 
Bundesregierung offenbar beteili¬ 


gen will. Anfangs ging es noch um 
die Unterstützung einer rumänischen 
Brigade. Jetzt um noch mehr? In einer 
Mitteilung der Bundesregierung zum 
Treffen in Brüssel vom 28. Oktober 
heißt es nämlich: „Die Verteidigungs¬ 
minister tauschten sich auch über 
eine stärkere Präsenz in der Schwarz¬ 
meerregion aus. Es könnte eine mul¬ 
tinationale Einheit aufgestellt wer¬ 
den, die von Rumänien geführt wird. 
Viele Mitgliedstaaten, darunter auch 
Deutschland, werden eine Unterstüt¬ 
zung überprüfen.“ 

Aktuell könnte diese Ankündi¬ 
gung zusätzlich für Brisanz sorgen, 
denn bei den Präsidentschaftswahlen 
in Rumäniens Nachbarland Moldawi¬ 
en gewann am Sonntag in der ersten 
Runde der „pro-russische“ Sozialis¬ 
tenführer Igor Dodon. 

Im Schwarzen Meer patroullie¬ 
ren übrigens Kriegsschiffe der NATO 
schon seit Jahren. Mit Seemanövern 
wird provoziert. Der Vertrag von Mon¬ 
treux aus dem Jahre 1936 beschränkt 


den Aufenthalt von Schiffen aus Nicht- 
Anrainerstaaten im Schwarzen Meer 
auf 21 Tage. Russland kündigte an, im 
Falle einer wiederholten Verletzung der 
Konvention sogar eine Blockade der 
Dardanellen, der Meerenge zwischen 
der Ägäis und dem Marmarameer, 
nicht auszuschließen. Und was dann? 

Der russische Diplomat und stän¬ 
dige Vertreter Russlands bei der 
NATO Alexander Gruschko warnte 
laut „Russia Today“ am Donnerstag 
nach dem Treffen der NATO-Verteidi¬ 
gungsminister in Brüssel: „Die NATO 
und vor allem die Vereinigten Staaten 
sind damit beschäftigt, das Schwarze 
Meer mit ihren multifunktionalen 
Kampfplattformen mit einem ernst¬ 
zunehmenden Offensiv- und Rake¬ 
tenpotenzial zurückzugewinnen ...“ 

Ein weiteres Thema auf dem Tref¬ 
fen in Brüssel waren die Nato-Akti- 
vitäten in der Ägäis und die Unter¬ 
stützung der NATO für die EU-Mis- 
sion Sophia, also die Aktionen gegen 
Flüchtlinge. Man wolle auch auf ande¬ 
ren Gebieten mehr Zusammenarbeiten. 

Im Zusammenhang mit dem Tref¬ 
fen in Brüssel teilte die Bundesre¬ 
gierung mit, dass deutsche Soldaten 
künftig auch im Kampf gegen den 
sogenannten Islamischen Staat im 
Einsatz sind. Sie habe beschlossen, 
den Auftrag der Bundeswehr auszu¬ 
weiten. Bundeswehrsoldaten als Teil 
der internationalen Besatzung von 
AWACS-Flugzeugen der Nato sollen 
über Syrien aufklären. Dem muss der 
Deutsche Bundestag noch zustimmen. 

Übrigens: In Brüssel hatte NATO- 
Generalsekretär Stoltenberg auch - 
wie mehrfach zuvor - betont, man 
wolle den Dialog mit Russland fort¬ 
setzen. Doch schon am Montag teilte 
die russische Seite mit, dass die NATO 
ein Expertentreffen zur Regelung von 
Sicherheitsfragen in der Ostsee-Regi¬ 
on abgesagt habe. Dabei sollte es um 
den sicheren Flugverkehr in der Re¬ 
gion gehen. 

Und so ist das klare Signal auch 
aus Brüssel: Der konfrontative Kurs 
gegenüber Russland wird fortgesetzt, 
die Einkreisung geht weiter. Sicher¬ 
heit in einer gefährlicheren Welt? 

Nina Hager 


Einverstanden mit Paul Magnette - mit welchem? 

CETA zeigt: Für Demokratie hat die EU keine Zeit 


Keine 24 Stunden hatten die Abge¬ 
ordneten des wallonischen Parlaments 
Zeit, um die neu ausgehandelten Do¬ 
kumente über die Zusatzerklärung 
zum Freihandelsabkommen CETA 
zu bewerten. „Ist es das, was Sie dar¬ 
unter verstehen, ausreichend Zeit für 
die demokratische Überprüfung der 
Texte einzuräumen? Weniger als 24 
Stunden?“ fragte Frederic Gillot, Ab¬ 
geordneter der belgischen Partei der 
Arbeit (PTB/PvdA) im wallonischen 
Parlament, in seiner Rede zur folgen¬ 
den Debatte. Er nannte dieses Verfah¬ 
ren einen „Gewaltstreich“. 

Vor sieben Jahren haben die EU- 
Bürokraten begonnen, in geheimen 
Verhandlungen mit Kanada CETA 
auszuhandeln. Für die Abstimmung 
in den Hinterzimmern, für das Ge¬ 
spräch mit Lobbyisten, für die unde¬ 


mokratische Aushandlung, wie dieses 
Abkommen im Sinne der Banken und 
Konzerne gestaltet werden sollte, hat¬ 
ten die EU-Oberen viel Zeit. 

Als schließlich die Details öffent¬ 
lich geworden waren, begann der Pro¬ 
test gegen CETA wie gegen TTIP und 
TISA, und die EU-Kommission hatte 
es eilig. Zu diesem Zeitpunkt hatte es 
die Mainstream-Presse zum Skandal 
erklärt, dass das wallonische ,Nein‘ die 
Verabschiedung von CETA um einige 
Tage verzögerte. „Für Demokratie ha¬ 
ben die EU-Oberen keine Zeit“, sagte 
der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele. 

Der Vertrag selbst ist in den Ver¬ 
handlungen der letzten Woche nicht 
verändert worden, eine Zusatzerklä¬ 
rung soll den Bedenken Rechnung 
tragen. Die zentrale Frage war die 
der Schiedsgerichte. Letzte Woche 


Dienstag - daran erinnerte Gillot in 
seiner Parlamentsrede - hatte der wal¬ 
lonische Ministerpräsident Paul Ma¬ 
gnette verkündet: „Wir wollen kei¬ 
ne private Schlichtung - weder jetzt 
noch morgen. Wir denken, dass Kon¬ 
flikte zwischen Multinationalen und 
Staaten vor öffentlichen Gerichten 
entschieden werden sollten.“ Gillot 
ergänzte: „Ich persönlich bin einver¬ 
standen mit dem Paul Magnette von 
Dienstag, nicht mit dem von Freitag.“ 
Denn da hatte Magnette bereits sein 
,Ja‘ zu CETA - mit der Zusatzerklä¬ 
rung - bekanntgegeben. 

Diese Zusatzerklärung, sagte Gil¬ 
lot, sei nicht völlig wertlos. Aber im 
Falle eines Widerspruches zwischen 
dem Vertragstext und der ausgehan¬ 
delten Erklärung werde immer der 
Vertragstext ausschlaggebend sein. 


Er betonte, dass CETA ein Vorbild für 
weitere Abkommen sein werde. Den 
anderen Abgeordneten sagte er: „Die 
Regierungen sind gegen uns, aber die 
Unterstützung der Völker in Europa 
und Kanada ist riesig, und Sie wissen 
das.“ Wer weiter gegen CETA stehe, 
habe die PTB an seiner Seite. 

Patrik Köbele stellte fest: „Was 
bleibt ist: Die Massenproteste und die 
Ablehnung eines Parlamentes hindern 
die EU-Kommission und die Regie¬ 
rungen der Großmächte in der EU 
noch nicht daran, ihre Politik durch¬ 
zudrücken. Für uns als DKP heißt das: 
Wir werden daran mitarbeiten, den 
Widerstand gegen die asozialen Frei¬ 
handelsabkommen zu verstärken, wei¬ 
ter zu organisieren und in die Betriebe 
zu tragen.“ 

Olaf Matthes 


Thema der Woche 


Berufsverbote von 1972-2016 

Seit 1972 führte der „Radikalenerlass“ zu 
zahlreichen Berufsverboten gegenüber Lin¬ 
ken. Offiziell wurde dieses Verfahren 1991 
eingestellt. Doch diese Praxis wird auch heute 
noch praktiziert. So blockiert der bayerische 
Verfassungsschutz die Einstellung des DKP- 
Mitglieds Kerem Schamberger. Studenten 
aus Hamburg, München, Zürich und Fribourg 
beziehen Stellung und machen deutlich, wie 
hier auch die Freiheit der Wissenschaft un¬ 
tergraben wird. 

Seiten 8 und 9 


VVN-BdA 
in NRW 
wurde 70 

Zahlreiche Glückwunschschreiben er¬ 
hielt die VVN-BdA in NRW aus An¬ 
lass ihres 70. Gründungstages. 

„Es kann und es darf kein Verges¬ 
sen der Verbrechen der Nazis geben, 
wenn wir verhindern wollen, dass Ras¬ 
sismus, Fremdenfeindlichkeit, Antise¬ 
mitismus und andere Formen grup¬ 
penbezogener Menschenfeindlichkeit 
wieder erstarken.“ Diese Worte ste¬ 
hen u.a. in dem Glückwunschschrei¬ 
ben des Bundesverbandes Informati¬ 
on und Beratung für NS-Verfolgte an 
die VVN NRW. Auch der DGB Düs¬ 
seldorf, die Mahn- und Gedenkstätte 
Düsseldorf, die DKP Rheinland und 
Ruhr, die Marx-Engels-Stiftung, Rock 
gegen rechts Düsseldorf, die SDAJ in 
NRW und Blumen für Stukenbrock 
sowie ver.di NRW gratulierten mit 
sehr aufmerksamen und solidarischen 
Formulierungen. 

ver.di schrieb u.a.: „Die Ver¬ 
einte Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) in Nordrhein-Westfalen ist 
stolz auf die vielen Gemeinsamkeiten, 
die uns mit der VVN-BdA in Nord¬ 
rhein-Westfalen verbinden.70 Jahre 
nach der Befreiung von Faschismus 
und Krieg steht die VVN immer noch 
und wieder für ,das andere Deutsch¬ 
land 4 , für unsere gemeinsamen Ziele: 
Frieden und Völkerverständigung, 
den Kampf für die Sicherung und den 
Ausbau demokratischer und sozialer 
Grundrechte.“ 

Die DKP Bezirksorganisationen in 
NRW gratulieren der VVN-BdA zum 
70. Geburtstag ganz herzlich: 

„Von der Gründung an verbindet 
uns Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten aus NRW eine enge und freund¬ 
schaftliche Zusammenarbeit. Als Or¬ 
ganisation der Verfolgten des Nazire¬ 
gimes war es selbstredend, dass die 
Mitglieder der KPD an der Gründung 
der VVN-BdA aktiv beteiligt waren. 
Die Mitglieder der KPD wurden im 
Kampf gegen Faschismus und Krieg 
von den Faschisten grausam verfolgt. 
Über 30 000 von ihnen wurden ermor¬ 
det und 150 000 in KZ, Zuchthäusern 
eingekerkert oder in das Strafbattal¬ 
lion 999 und in den Krieg geschickt. 

Der Schwur von Buchenwald ist 
auch für uns verpflichtend. Noch sind 
die Wurzeln des Faschismus nicht aus¬ 
gerottet. Im Gegenteil Deutschland be¬ 
teiligt sich wieder an Kriegen; die Neo¬ 
nazis und ihre Ableger werden immer 
frecher. Die VVN-BdA fordert seit 
langer Zeit von den politisch Verant¬ 
wortlichen endlich gegen die Umtriebe 
der faschistischen Organisationen und 
Gruppierungen vorzugehen. Das Ver¬ 
bot der NPD ist lange überfällig. 

Wir unterstützen diese Forderung 
voll und ganz. Die VVN-BdA in NRW 
hat in der Öffentlichkeit in der Vermitt¬ 
lung der Geschichte und in der konkre¬ 
ten Auseinandersetzung mit dem Auf¬ 
treten gegen Faschisten hohes Ansehen. 
Wir freuen uns, mit euch gemeinsam für 
eine bessere und friedlichere Welt und 
eine nazifreie BRD zu kämpfen. 

Wir wünschen Euch eine gute Fei¬ 
er zum Geburtstag und viel Erfolg für 
die Zukunft. 

Mit kameradschaftlichen Grüßen und 
einem herzlichen Glückauf 
DKP Ruhr-Westfalen 
DKP Rheinland-Westfalen“ 
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Wirtschaft und Soziales 
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Sigurd Mutiger zur ARD-Themenwoche „Zukunft der Arbeit“ 


Hahnenkämpfe 


Zieht Euch warm an! 

Ungemütliche Zeiten bei Volkswagen 



Produktion Volkswagen Tiguan im Volkswagen Werk Wolfsburg. In der Montage werden bei der Hochzeit Karosserie und 
Fahrwerk zusammengefügt. 


Mit einer Talk-Runde von Anne Will 
startete die ARD am Sonntagabend 
eine Themenwoche „Zukunft der Ar¬ 
beit“. Die Will-Runde blamierte sich 
nicht nur durch ein völliges „Thema 
verfehlt“, sondern auch durch ein wil¬ 
des Durcheinanderreden und gegen¬ 
seitiges Anschreien, Beleidigungen 
inklusive. Das angekündigte Thema 
„Zukunft der Arbeit“ kam in der ein- 
stündigen Diskussionsrunde lediglich 
am Rande zur Sprache. Vier männli¬ 
che Alphatiere lieferten sich lautstar¬ 
ke Hahnenkämpfe um die These von 
Prof. Manfred Spitzer (Psychiater), 
man müsse Jugendliche bis 14 oder 
16 Jahren von Internet und anderen 
IT-Technologien fernhalten. 

Christian Lindner (Chef der FDP) 
schwärmte von den Chancen, dass 
Roboter das Leben der Menschen er¬ 
leichtern werden. Und auch Bernhard 
Rohleder, Hauptgeschäftsführer des 
Unternehmerverbandes BITKOM, 
sprach euphorisch von unternehme¬ 
rischem Ethos, das den Menschen das 
Leben einfacher machen werde. Dass 
die Unternehmen dabei Geld verdie¬ 
nen sei lediglich eine „win-win-Situa- 
tion“. 

Hier hätten sich durchaus Mög¬ 
lichkeiten ergeben können, auf den 
Kern des Themas einzusteigen, näm¬ 
lich wer treibt die Digitalisierung 
voran und wer hat den Nutzen. Im¬ 


merhin in einem Nebensatz wies Sa¬ 
scha Lobo (Buchautor und medien¬ 
bekannter IT-Guru) darauf hin, dass 
es der Kapitalismus sei und nicht die 
Technik an sich, die diesen Wandel 
vorantreibe. Anne Will, schien an die¬ 
ser Frage allerdings kein Interesse zu 
haben. Sie ließ eine Diskussion aus 
gegenseitigem Geplärre einfach lau¬ 
fen. So konnte kein einziger Gedan¬ 
ke, egal ob es um Bildung, Chancen 
und Risiken neuer Techniken oder 
moralische Fragen (wie beim auto¬ 
matischen Autofahren) ging, entwi¬ 
ckelt werden. 

Die am Vortag neugewählte SPD- 
Vorsitzende von Baden-Württemberg 
und Gewerkschafterin Leni Breymai¬ 
er ließ sich weitgehend unterbuttern 
und fand von Frau Will keine Unter¬ 
stützung, um etwas ausführlicher zu 
Wort zu kommen. Sie durfte immer¬ 
hin das Abschlussstatement vortra¬ 
gen, in dem sie darauf hinwies, man 
dürfe sich der Technik nicht auslie¬ 
fern, sondern man müsse sie gestal¬ 
ten. Sie forderte, dass die Gewinner 
des technologischen Transfers, die¬ 
sen nicht zu Lasten des Arbeitsmark¬ 
tes austragen dürften und empfahl 
schließlich gegebenenfalls radikale 
Arbeitszeitverkürzungen. Darüber 
wurde aber nicht mehr diskutiert, 
denn die Sendezeit war abgelaufen. 
Zufall? Eher nicht. 


N ein, wir wollen nicht dem Wet¬ 
terbericht Konkurrenz machen. 
Es geht um die Entwicklung bei 
Volkswagen. Die Finanznot aufgrund 
des Dieselskandals, die Notwendigkeit 
der Neuaufstellung des Konzerns und 
Absatzeinbrüche fordern ihren Tribut. 
Aber nicht bei den Boni der Vorstände 
oder den Dividenden der Eigentümer - 
wie im Kapitalismus üblich sollen die 
Beschäftigten die Zeche zahlen. Zu al¬ 
lererst die Leiharbeiterinnen, dann die 
Beschäftigten in den Projekten. Für die 
Stammbelegschaft gibt es noch eine Be¬ 
schäftigungsgarantie, um die Folgen der 
geforderten Produktivitätsfortschritte 
abzufedern. Auf den Betriebsversamm¬ 
lungen in Braunschweig und Wolfsburg 
präsentierten die Vorstände Witter und 
Müller die „Defizite“ der Marke VW: 
Zu hohe Entwicklungskosten und eine 
zu geringe Produktivität im Vergleich 
zu anderen Autokonzernen. Das soll die 
schon bekannten Personalabbauziele 
von zehn Prozent im indirekten Bereich 
und darüber hinaus erklären! Personal¬ 
vorstand Blessing kündigte bereits an, 
dass Personalabbau unumgänglich sei 
und der Konzern das Instrument der 
Altersteilzeit nutzen werde, ohne die 
Abgänge zu ersetzen! 


Um Geld für die neuen Unterneh¬ 
mensfelder Digitalisierung, autonomes 
Fahren und E-Mobilität zu generieren, 
wird alles in Frage gestellt. Die Kompo¬ 
nente, ganze Standorte, geraten wieder 
einmal unter Druck, weil ja deren Pro¬ 
dukte auch bei anderen Firmen zu kau¬ 
fen sind. Da werden schon jetzt Gelder 
für „alte“ Produkte gestrichen, obwohl 
noch keine neuen da sind. Ausbildungs¬ 
plätze werden in Frage gestellt. Alles 
was Personal reduzieren kann, ist will¬ 
kommen. Das gilt nicht nur für Braun¬ 
schweig, sondern auch für Kassel und 
Salzgitter, deren Getriebe und Motoren 
durch die E-Offensive deutlich weniger 
nachgefragt werden. Das gilt auch für 
die Komponente in Wolfsburg. 

Um die Arbeitsplätze bestmöglich 
zu sichern verhandelt der Gesamtbe¬ 
triebsrat deshalb einen Zukunftspakt, 
der im November vorgestellt wird: 
Dort soll festgeschrieben werden, wel¬ 
che Standorte welche Produkte erhal¬ 
ten und wie sie ausgelastet werden. 

Volkswagen wird sich auch diese 
„Arbeitsplatzsicherung“ von den Be¬ 
schäftigten bezahlen lassen wollen. 
Wir sollten deshalb fragen, ob nicht die 
überzogenen Boni für die Manager und 
die Dividende für die Aktionäre teil¬ 


weise auf dem Abgasbetrug beruhen 
und deshalb fordern, sie zur Sicherung 
der Arbeitsplätze heranzuziehen. Und 
noch eines sollten wir nicht vergessen: 
Die noch vorhandene Stärke des Be¬ 
triebsrates beruht u.a. auf der Mitbe¬ 
stimmung aus dem VW-Gesetz und 
der Rolle des Landes Niedersachsen. 
Nicht allen Kritikern von Volkswagen 
geht es um einen berechtigten „Reini¬ 
gungsprozess“. Es gibt auch Aktionäre 
und Konkurrenten denen unser Behar¬ 
ren darauf, dass Gewinne und Arbeits¬ 
platzsicherung gleichrangige Ziele sein 
sollten, ein Dorn im Auge ist! Stand¬ 
ortschließungen und Entlassungen, 
schlechtere Sozial- und Arbeitssicher- 
heits-Standards sowie geringere Löh¬ 
ne würden die Profite sicher deutlich 
steigern! 

Wir haben also etwas zu verlieren! 
Deshalb: Nicht Frust schieben und re¬ 
signieren, sondern Wut entwickeln auf 
die Verantwortlichen im Konzern und 
Widerstand organisieren gegen alle, die 
unsere erkämpften Rechte und Tarif¬ 
verträge schleifen wollen! 

Leitartikel des aktuellen „Roten Käfer“, 
Betriebszeitung der DKP für Braun¬ 
schweig und Wolfsburg 


Dokumentiert 


Widerstand gegen Betriebsräte-Mobbing 


Die Teilnehmerinnen der 3. bundes¬ 
weiten Konferenz „Betriebsräte im 
Visier“ in Mannheim am 15. Oktober 
verfassten eine Entschließung, die wir 
im Folgenden auszugsweise dokumen¬ 
tieren. 

Das BR-Mobbing ist in Deutsch¬ 
land ein wesentlicher Bestandteil der 
strategischen Gewerkschaftsbekämp¬ 
fung. Immer mehr Firmenleitungen 
versuchen dadurch, eine Interessen¬ 
vertretung von Beschäftigten und ge¬ 
werkschaftlichen Einfluss in Betrieben 
entweder von vorneherein zu verhin¬ 
dern oder - wenn bereits vorhanden - 
zu zerschlagen. 

Wir fordern daher unsere Gewerk¬ 
schaften und den DGB auf, sich dafür 
einzusetzen: 

★ dass die Regierungen der Landes¬ 
und Bundesebene alle Fälle von BR- 
Mobbing dauerhaft erfassen, spezielle 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften bil¬ 
den und endlich ein wirksames Anti- 
Mobbing-Gesetz beschließen lassen 


★ dass der Kampf gegen BR-Mobbing 
im Bundestagswahlkampf 2017 Gehör 
findet 

★ dass die Unternehmerverbände den 
Einsatz von Anwälten und Beratern, die 
BR-Mobbing anleiten und unterstützen, 
in ihren Mitgliedsfirmen unterbinden 

★ dass die Anwaltskammern, diesen 
„Unrechtsanwälten“, die das Recht nicht 
pflegen, sondern missachten, die Zulas¬ 
sung zumindest für das Gebiet des Ar¬ 
beitsrechts entziehen 

★ dass schnelle gewerkschaftliche Ein¬ 
satzgruppen gebildet werden, die ge- 
werkschaftsübergreifend die umfas¬ 
sende Abwehr von BR-Mobbing un¬ 
terstützen und gemeinsam mit den 
Kolleginnen vor Ort Widerstand orga¬ 
nisieren. 

Wir rufen alle von BR-Mobbing be¬ 
troffenen Kolleginnen auf: Wehrt Euch! 
Leistet Widerstand! Fordert die Öffent¬ 
lichkeit, Eure Gewerkschaften, politi¬ 
sche Organisationen und die regionalen 
Solidaritätskomitees zur Solidarität auf! 


Microsoft Revolution 

Daten sind das neue Öl der Wirtschaft 


99 Jahre nach der Oktober-Revoluti¬ 
on ist auf der Microsoft Partnerkon¬ 
ferenz Deutschland in Bremen wie¬ 
der von Revolution die Rede. Von 
der Digitalen Revolution. Zwei Tage 
lang schwört das US-Unternehmen 
1 600 Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer seiner Deutschen Partnerunter¬ 
nehmen auf das ein, was als IoT (In¬ 
ternet of Things), 14.0 (Industrie 4.0) 
und Cloud-Computing bezeichnet 
wird. Diese Schlagworte stehen für 
eine gewaltige Welle der Automatisie¬ 
rung in allen Wirtschaftszweigen und 
Lebensbereichen. Sie wird nicht nur 
Veränderungen in den Betrieben be¬ 
wirken, sondern, sondern auch das Zu¬ 
sammenleben der Menschen tiefgrei¬ 
fend ändern. Vieles ist schon in vollem 
Gange. Es geht bei dieser Konferenz 
nicht mehr um den Verkauf von Be¬ 
triebssystemen für PCs oder von Gerä¬ 
ten wie Smartphones und Laptops. Es 
geht um mehr, nämlich um neue Ge¬ 
schäftsmodelle auf Basis von Daten, 
die über unterschiedliche Wege mas¬ 
senhaft über Betriebe und Menschen 
erfasst werden. 


„Daten, sind das neue Öl der Wirt¬ 
schaft und eröffnen für alle, die mitma¬ 
chen, in den kommenden Jahren ein 
Geschäftsvolumen in Billionenhöhe. 
Man muss auf diesen Daten mit neu¬ 
en Ideen nur ein Geschäft aufbauen“ 
jubelt Sabine Bendiek, Vorsitzende 
der Geschäftsführung von Microsoft 
Deutschland. Sie ruft die Partnerun¬ 
ternehmen auf „Arbeitsprozesse in der 
Wirtschaft zu optimieren, neue Produk¬ 
te und vor allem innovative Dienstleis¬ 
tungen in den Markt zu tragen.“ Damit 
dies gelingt müssten „Mitarbeiter be¬ 
fähigt werden“ den digitalen Wandel 
umzusetzen. Dies erfordere von denen, 
die diese digitale Transformation vor¬ 
antreiben, einfach Mut, Flexibilität und 
neue Formen der Arbeit. In der neuen 
Firmenzentrale von Microsoft in Mün¬ 
chen-Schwabing wird dies schon prak¬ 
tiziert. Auf 26.000 qm wurde ein „smart 
Workspace“ erstellt. Schreibtische gibt 
es in Regel nicht mehr. 

Dafür aber „Converse Spaces“, in de¬ 
nen man in lichtdurchfluteten Räumen 
und bequemen Stühlen, den Laptop auf 
den Knien, arbeitet. Die Kommunikation 


läuft selbstverständlich über die Cloud. 
Gemeint sind riesige Datenspeicher im 
Internet. Dort liegen nämlich die Daten, 
die das neue Öl des Business sind. 

Die „Deutsche Cloud“ 

An einigen Vorbehalten der Bevölke¬ 
rung und der Unternehmen gegenüber 
dieser neuen Welt kommt aber selbst 
Microsoft nicht vorbei. Die Weigerung 
des mittelständischen Maschinenbaus, 
des Gesundheitswesens sowie der öf¬ 
fentlichen Unternehmen ihre Daten 
in den Rechnerfarmen unter Kontrol¬ 
le von US-Geheimdiensten abzuspei¬ 
chern, ist groß. Microsoft hat deshalb 
auf dieser Konferenz die „Deutsche 
Cloud“ vorgestellt. Die Rechnerfar¬ 
men stehen jetzt in Magdeburg und 
Frankfurt. Dort wird garantiert, dass 
deutsches Recht zu 100% eingehal¬ 
ten wird. Um die BeruhigungsWirkung 
noch zu verstärken, wacht ein ,Daten¬ 
treuhänder 4 über die gespeicherten Da¬ 
ten. Dieser vertrauenswürdige Partner 
ist T-Systems, einer der IT-Riesen in 
Deutschland. „Technisch ist die Deut¬ 
sche Cloud nichts anderes als die nor¬ 


male Cloud“ gibt ein Sprecher in einem 
Nebenvortrag der Konferenz zu. Es 
geht darum „typisch deutsche emotio¬ 
nale Vorbehalte zu überwinden“. 

IT in allen Lebensbereichen 

Die Cloud ist Voraussetzung für die 
Veränderungen, die IT-Technologien 
in alle Lebensbereiche tragen und die 
nach Überzeugung von Microsoft nicht 
aufzuhalten sind. Drei Bereiche stehen 
bei der Konferenz im Mittelpunkt. Das 
Gesundheitswesen ist der erste. Zu¬ 
sammen mit SIEMENS schwärmt Mi¬ 
crosoft davon, wie durch die Zusam¬ 
menführung von Daten von Tausenden 
von Tomographiegeräten und ande¬ 
ren Diagnosemaschinen, Krankheiten 
besser erkannt und therapiert werden 
können. „Intelligente, selbstlernende 
Algorithmen können bessere Diagno¬ 
sen stellen als einzelne Ärzte“ erklären 
sie voll Begeisterung. Der zweite Be¬ 
reich an der Goldader ist das, was man 
„Streaming-Industrie“ nennt. Gemeint 
ist die Verbreitung von Filmen, Videos, 
Musik und Texten bzw. Nachrichten 
über das Internet. Der dritte Bereich 


schließlich ist „Gaming“ (Computer¬ 
spiele). Wem jetzt Brot und Spiele ein¬ 
fällt, liegt nicht ganz falsch. Man soll¬ 
te dabei beachten, was für Spiele da in 
den Markt geworfen werden und wie 
solche Spiele zur Militarisierung oder 
zum individuellen egoistischen Über¬ 
lebenskampf erziehen. 

Antworten von Kommu- 
nisten sind gefragt 

Was dies alles für die Menschen in den 
Fabrikhallen und Büros bedeutet, da¬ 
rüber ist auf diesem Kongress nichts 
zu erfahren. Der Begriff Arbeitsplatz- 
Verlust taucht nicht auf. Dies darf man 
von einem Unternehmen wie Microsoft 
wohl auch nicht erwarten. Antworten 
auf die Frage, was zu tun ist, damit die 
arbeitende Bevölkerung nicht in Per- 
spektivlosigkeit und Armut gestürzt 
wird, müssen die Gewerkschaften ge¬ 
ben und wir die Kommunistinnen und 
Kommunisten. Es ist nicht die Tech¬ 
nik die uns bedroht, sondern diejeni¬ 
gen, die diese Technik nutzen, um ihre 
Profite noch mehr zu steigern und ihre 
Macht auszudehnen. Sigurd Mutiger 
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Die Altersarmut ist sicher 

Da hilft auch die Scheinlösung Betriebsrente nicht 


Manfred Dietenberger zu Leni Breymaier 


Gewerkschafterin an Spitze 
der SPD in BaWü 


D ie Herren Schröder, Riester und 
Müntefering können sich feiern 
lassen. Einen derartigen Bom¬ 
benerfolg hatte selten eine Bundes¬ 
regierung: Die arbeitenden Menschen 
werden ärmer. „Wir haben den besten 
Niedriglohnsektoren aufgebaut, den es 
in Europa gibt 4 , 4 prahlte Schröder 2005 
in Davos „Ja, Glückwunsch 4 . 4 Und er 
wird immer besser. 

Schröder, wie immer von sich 
selbst begeistert, hätte rufen kön¬ 
nen: „und einen Niedrigrentensektor 
gleich dazu! 44 Und nun muss selbst die 
erfolgreichste Bundesregierung aller 
Zeiten den grandiosen Erfolg von 
Rosa-Oliv einräumen: Auch die alten 
Menschen werden ärmer werden. Was 
auch ein Bildungsrepublik-Deutsch- 
land-Geschädigter mit dem schlich¬ 
ten Dreisatz ausrechnen kann, hat 
nun auch die zuständigen Ministerin, 
Andrea Nahles langwierig ermittelt. 
Dass nämlich eine Bruttorente von 43 
Prozent des Nettolohns, wie in 2030 
erreicht, ein Einkommen von Netto 
1 900 Euro erfordert, um - als Sing¬ 
le - überhaupt aus der Grundsiche¬ 
rung zu kommen. Und das bei einer 
lückenlosen Erwerbsbiographie von 
45 Jahren. Bei Verheirateten wären 
es schon 3 200 Euro. Jeder, der diese 
Einkommen nicht realisiert, kann sich 
das Arbeiten für die Rente komplett 
sparen. Schröder & Co. haben die Al¬ 
tersarmut mit dem „Riesterfaktor 44 
zielgerichtet vorprogrammiert, um 
der Exportindustrie mit niedrigen 
Lohn 44 neben 44 kosten und um den 
Maschmeyers mit Riestersubventio¬ 
nen zu Milliardengeschäften zu ver¬ 
helfen. Es ist ihnen geglückt. 

Frau Nahles möchte natürlich hinter 
den Heldentaten ihrer berühmten Par¬ 
teigenossen nicht zurückstehen und be¬ 
klagt, dass nicht einmal die Hälfte der 
zukünftigen Rentner privat Vorsorgen. 
Also verlorenem Geld nicht noch wei¬ 
teres hinterherwerfen. Da Einnahmen 
aus einer privaten Rentenversicherung 
in jeder Hinsicht voll angerechnet wer¬ 
den, würde, wenn jeder, der mit seiner 


Eine aktuelle Studie bestätigt die mas¬ 
sive Dominanz deutscher Unternehmen 
in der osteuropäischen Wirtschaft. Wie 
ein jüngst veröffentlichter Report der 
Unternehmensberatung Deloitte zeigt, 
übt die deutsche Kfz-Industrie in der 
Region einen besonders starken Ein¬ 
fluss aus. Deutsche Automobilkonzerne 
haben Polen, Ungarn und andere Län¬ 
der Osteuropas in ihre globalen Wert¬ 
schöpfungsketten eingegliedert, lassen 
ihnen jedoch kaum Raum für eine ei¬ 
genständige ökonomische Entwicklung. 
Nicht zuletzt deshalb verharren die dor¬ 
tigen Länder in einer Art Stillstand, den 
Ökonomen als „Middle-Income Trap 44 
bezeichnen: Schon seit einiger Zeit ge¬ 
lingt es den Nationen kaum noch, dem 
durchschnittlichen EU-Bruttoinlands- 
produkt näherzukommen. Einige Staa¬ 
ten steuern deshalb um und setzen ver¬ 
stärkt auf die Förderung der heimischen 
Wirtschaft. 

In dem alljährlich von der Unter¬ 
nehmensberatung Deloitte veröffent¬ 
lichten Report über die 500 umsatz¬ 
stärksten Unternehmen in Osteuropa 
belegen Niederlassungen und die regi¬ 
onalen Ableger bundesdeutscher Glo¬ 
bal Player Spitzenpositionen. Die VW- 
Tochter Skoda nimmt den dritten Platz 
ein, Audi Hungaria Motor den sechsten 
und Volkswagen Slovakia den achten. 
Unter den ersten 50 platzierten sich zu¬ 
dem noch RWE, Mercedes Benz Mfg 
Hungary, Lidl Polska und die Metro AG. 
Genuin osteuropäische Firmen schafften 
es hingegen kaum auf die vorderen Rän¬ 
ge - und wenn doch, dann handelt es sich 
zumeist um ganz oder teilweise in staat¬ 
lichem Besitz befindliche Gesellschaften 
aus dem Energie- und Rohstoffsektor 
oder um solche, die Oligarchen gehören. 


Rente nicht ohnehin oberhalb der 
Grundsicherung liegt, mit seinen teu¬ 
er erworbenen „privaten Vorsorge 44 al¬ 
lenfalls die Staatskasse entlasten. Wer 
also schon zwangsweise sinnlos in die 
Rentenkasse eingezahlt hat, würde dies 
noch dadurch toppen, indem er auch 
noch freiwillig den Maschmeyers sein 
Geld in den Rachen wirft. 

Ab 2030, hat Frau Nahles, vermut¬ 
lich ebenfalls mit einer teuren Studie, 
herausgefunden, was jeder ohnehin 
weiß. Es geht, dank Riester, auch da¬ 
nach weiter abwärts mit dem Renten¬ 
niveau. Die aktuell ausgezahlte Durch¬ 
schnittsrente liegt bei 822 Euro. Also 
schon jetzt in der Nähe der Grundsi¬ 
cherung. Ein großer Teil der Rentner 
dürfte seinen Grundsicherungsan¬ 
spruch wohl nur aus psychologisch¬ 
emotionalen Gründen nicht realisieren. 
Das wird sich bei einem weiteren Ab¬ 
sinken des Rentenniveaus wohl kaum 
durchhalten lassen. Mit Norbert Blüm 
könnte man sagen: Die Altersarmut ist 
sicher. 

Wie immer, wenn es um reaktio¬ 
näre Veranstaltungen geht, muss die 
Bevölkerungswissenschaft, heute ver¬ 
schämt Demographie genannt, her¬ 
halten. Mal starben die Deutschen 
aus, mal brauchten sie neuen Lebens¬ 
raum. Nun werden sie zu alt und kön¬ 
nen sich das nicht leisten - seit Thomas 
Robert Malthus Zeiten ist in solchen 
Fällen die BevölkerungsWissenschaft 
mit wunderbaren Statistiken und Mo¬ 
dellen zu Diensten. 

Die Realität ist eine andere. Das 
Nettovermögen, derjenigen, die in 
Deutschland Vermögen haben, liegt 
laut Bundesbank bei 8 400 Mrd. Euro. 
Allein der Außenhandelsüberschuss 
beträgt 310 Mrd. Euro. Deutschland, 
genauer wir 99 Prozent, leben so sehr 
unter unseren Verhältnissen, dass das 
Ausland sich in dieser Größenordnung 
verschulden muss, damit die Wirtschaft 
ihre Produktion absetzen kann. Die Ef¬ 
fekte der Produktivitätssteigerung ha¬ 
ben seit Malthus diejenigen der Demo¬ 
graphie um Dimensionen übertroffen. 


Als Reaktion auf den stockenden 
Konvergenzprozess setzen einige ost¬ 
europäische Staaten auf eine stärkere 
Förderung der heimischen Wirtschaft. 
„Kapital hat ein Vaterland 44 , erklärt 
etwa der polnische Wirtschafts- und Fi¬ 
nanzminister Mateusz Morawiecki von 
der konservativen „Partei für Recht 
und Gerechtigkeit 44 (PiS). Darum will 
er nach dem Vorbild der in Ungarn von 
Viktor Orbän ergriffenen Maßnahmen 
den Einfluss ausländischer Kreditins¬ 
titute, die in Polen zurzeit auf einen 
Marktanteil von rund 60 Prozent kom¬ 
men, zurückdrängen. 

Zudem gibt es in Polen ähnlich 
wie in Ungarn und der Slowakei Be¬ 
strebungen, die ökonomische Macht 
der großen Supermarktketten zu be- 


Eine Gesellschaft kann nicht spa¬ 
ren. Erst recht nicht in Aktien oder 
Wertpapieren. Die Menschen im ar¬ 
beitsfähigen Alter müssen zu allen Zei¬ 
ten immer diejenigen, die noch nicht 
können und diejenigen, die nicht mehr 
können, mitversorgen. Wie sie selbst 
auch jung waren und alt sein werden. 

Selbstverständlich könnte sich der 
Exportweltmeister Bundesrepublik 
eine zivilisierte Alterssicherung leis¬ 
ten. Er können sich noch weit mehr 
leisten. Eine exzellente Bildung, ein 
hervoragendes Gesundheitssystem und 
eine solide Infrastruktur beispielsweise. 
Wenn es denn wirklich solidarisch zu¬ 
ginge und sich alle, entsprechend ihren 
wirtschaftlichen Möglichkeiten, an der 
Finanzierung beteiligten. Wir leben in 
einer Klassengesellschaft. Davon kann 
natürlich keine Rede sein. 

Die Thematisierung des sinkenden 
Rentenniveaus war bislang immer die 
propagandistische Begleitmusik zu 
weiteren Strukturverschlechterungen. 
Auch jetzt haben sich die Lobby ver¬ 
bände und Pressure Groups der Un¬ 
ternehmerverbände mit ihren Paro¬ 
len gegen das wenig-profitverträgliche 
Ablebeverhalten der Alten in Stellung 
gebracht. Es gilt eventuelle Sanierungs¬ 
maßnahmen der gesetzlichen Rente zu 
verhindern und stattdessen zu einer 
Höhersetzung des Renteneintrittsalters 
(konkret einer Rentenkürzung) über 
die 67 Jahre hinaus, zu einer Pflicht zu 
„riestern 44 oder zum Ausbaus einer (in 
relevanten Größen nur für wenige real 
erreichbaren) Betriebsrente aufzuru¬ 
fen. Bedauerlicherweise lässt auch der 
DGB mit seiner Fokussierung auf die 
„Kernbelegschaften 44 eine konsequen¬ 
te Position zum Ausbau und finanziel¬ 
len Stärkung der gesetzlichen Alterssi¬ 
cherung vermissen. Wie es aussieht hat 
nach dem Riesterbetrug nun die Be¬ 
triebsrente die größten Chancen zur 
nächsten PR-Nummer der Bundesre¬ 
gierung („Gut leben in Deutschland 44 ) 
aufzusteigen. Wenn sich von unten 
nichts tut, ist das Elend programmiert. 

Klaus Wagener 


schränken. So führte die polnische Re¬ 
gierung eine Supermarktsteuer ein, um 
polnischen Kleinbetrieben „Mittel in 
die Hand zu geben, die ihnen die Chan¬ 
ce geben, zu konkurrieren und sich am 
Markt zu behaupten 44 . Überdies kün¬ 
digte die PiS ein umfangreiches Pro¬ 
gramm zur Förderung von Unterneh¬ 
men an. 

Diese Bestrebungen sehen sich je¬ 
doch nicht nur mit inneren Widersprü¬ 
chen konfrontiert, sie haben sich auch 
erheblichen Drucks von außen zu er¬ 
wehren. Im September kündigte die 
EU wegen des Verdachtes unerlaubter 
staatlicher Beihilfe eine Prüfung der 
polnischen Supermarktsteuer an und 
setzte sie damit vorläufig außer Kraft. 

http://www.german-foreign-policy.com/ 


Bei den vergangenen Landtagswah¬ 
len in Baden-Württemberg im März 
2016 sind der SPD die Wähler einmal 
mehr in Scharen davon gelaufen. Nur 
12,7 Prozent der Wähler stimmten für 
die SPD. Das sind über zehn Prozent 
weniger als vor fünf Jahren. Ihre Frak¬ 
tion hat nun statt 35 nur noch 19 Mit¬ 
glieder, das letzte Direktmandat in 
Mannheim-Nord verlor die SPD an 
die AfD. 

Die Vorsitzenden der IG Metall 
und des DGB in Baden-Württemberg, 
Roman Zitzeisberger und Nikolaus 
Landgraf, verstanden die Welt nicht 
mehr. Mit Mindestlöhnen und Bil¬ 
dungszeitgesetz habe Grün-Rot doch 
wichtige Forderungen der Gewerk¬ 
schaften eingelöst. Doch die Kollegin¬ 
nen und Kollegen im Musterländle sa¬ 
hen das anders: Bei den Arbeiterinnen 
erreicht die SPD mit 13 Prozent nur 
noch einen durchschnittlichen Wert - 
über alle Berufsgruppen hinweg ent¬ 
schieden sich ebenfalls 13 Prozent für 
die SPD. Stärkste Kraft bei den abhän¬ 
gig Beschäftigten wurde aber die AfD 
mit 30 Prozent und dies, obwohl die 
Gewerkschaften im Südwesten über 
800 000 Mitglieder haben. 

Nun will Leni Breymaier (56), 
verdi-Landesvorsitzende von Baden- 
Württemberg und stellvertretende 
SPD-Landesvorsitzende, die gebeutel¬ 
te SPD aus dem Tal der Tränen führen. 
Sie ist gelernte Einzelhandelskauffrau 
und begann ihre Gewerkschaftslauf¬ 
bahn mit 22 Jahren bei der Deutschen 
Angestellten-Gewerkschaft. Im Juni 
verkündigte Leni Breymaier: „Ich 
habe heute dem SPD-Landesvorstand 
erklärt, dass ich bereit bin, am 22. Ok¬ 
tober als Landesvorsitzende zu kandi¬ 
dieren. 44 Zeitgleich informierte sie den 
ver.di Vorstand, dass sie „am 22. Ok¬ 
tober kandidieren werde. Ich werde 
für ver.di ab jetzt keine Öffentlich¬ 
keitsarbeit und keine politischen Ter¬ 
mine mehr wahrnehmen 44 . 

Mit diesem Paukenschlag schlug 
sie alle möglichen Konkurrenten aus 
dem Feld. Auch Porsche-Betriebsrats¬ 
chef Uwe Hück hätte diesen Job ger¬ 
ne gemacht. Der langjährige SPD-ler 
schlug vor, dass Nils Schmid als Teil 
einer Doppelspitze Parteichef bleiben 
solle: „Der Nils wäre der Kopf, und ich 
wär der Bauch. Wir beide haben Stär¬ 
ken, und wenn wir die verbinden, dann 
bin ich überzeugt, sind wir unschlag¬ 
bar 44 Wird Leni Breymaier das Ruder 
herumreißen und lohnt es sich künftig 
für die abhängig Beschäftigten wieder 
auf die alte Stieftante SPD zu setzen? 

Schauen wir uns das Feld an, das 
Kollegin Breymaier sich vornimmt zu 
beackern. Im bundesweiten Vergleich 
gilt Baden-Württemberg als „Muster¬ 
ländle 44 mit brummender Wirtschaft, 
hohem technologisches Know-How 
in Produktion und Forschung und 
einer geringen Arbeitslosigkeit. Als 
Motoren dieser Entwicklung gel¬ 
ten Daimler, Porsche, Bosch und der 
Künzelsauer Schraubenkönig Rein¬ 
hold Würth, Weltmarktführer und 
Steuerflüchtling. Doch es gibt es auch 
Schatten. 14,7 Prozent der Bevölke¬ 
rung sind im Ländle armutsgefährdet. 
Besonders betroffen sind u.a. Allein¬ 
erziehende, Migranten, Menschen in 
prekären B eschäftigungs Verhältnissen 
und Langzeitarbeitslose. 

Am Beispiel Mannheim zeigen 
sich exemplarisch die sehr unter¬ 
schiedlichen sozialen Lebenslagen in 
den Stadtteilen. Neben Stadteilen, in 
denen über 40 Prozent der Menschen 
auf soziale Transferleistungen ange¬ 
wiesen sind, gibt es Stadtteile, in denen 
diese Rate unter drei Prozent beträgt. 
Und selbst im öffentlichen Dienst des 
Musterländle bestehen fast die Hälfte 
der Arbeitsverträge aus Befristungen, 
Leiharbeit, Zwangsteilzeit und ähnli¬ 
chen prekären Arbeitsverhältnissen. 

Im Landtagswahlkampf 2016 warb 
die SPD mit dem färb- und kraftlosen 
Slogan: „Baden-Württemberg leben 44 . 
Für was steht Leni Breymaier in Zu¬ 
kunft? Breymaier will das soziale 
Profil der Sozialdemokratie wieder 


stärken, sagt sie. „Ich habe klare Vor¬ 
stellung, wie die Welt zu funktionie¬ 
ren hat, und ich kann das auch artiku¬ 
lieren. Für die Inhalte, die mir richtig 
wichtig sein, gibt es keine Mehrheiten 
ohne die SPD. 44 Und sie weiß, wen sie 
für ihre Vorstellung von sozialdemo¬ 
kratischer Politik gewinnen will. „Ich 
habe die im Auge, die nichts als ihre 
zwei Hände und ihren Kopf zu ver¬ 
kaufen haben 44 . 

Nirgendwo in Deutschland sind 
weniger Menschen ohne Lohn und 
Brot als im deutschen Südwesten. 
Und außer am Wahlsonntag wissen 
auch viele, dass sie ihren Wohlstand 
nicht nur ihrem Fleiß sondern auch 
dem ihrer ausländischen Kollegen 
verdanken. Doch nicht nur die Ver¬ 
lierer der deutschen Einheit und des 
Neoliberalismus, auch die Modernisie¬ 
rungsgewinner neigten im deutschen 
Südwesten zu „marktförmigen Ext¬ 
remismus 44 wie Breymaier das nennt. 
Während die IG Metall keine Wahl¬ 
empfehlung geben wollte, und nur 
dazu aufrief, zur Wahl zu gehen und 
„demokratisch zu wählen 44 , warnte 
Leni Breymaier vor einer Stimmab¬ 
gabe für die AfD: „Rechtspopulisten 
bieten unsolidarische Antworten, raus 
aus dem Euro, weg mit Geflüchteten, 
Ausgrenzung statt Integration. Diese 
Antworten sind falsch 44 . 

Leni Breymaier ist eine Vollblut 
Gewerkschafterin und eine Frau der 
klaren Worte. Beim Kampf der Schle¬ 
cker-Frauen oder auch bei den Tarif¬ 
runden für den öffentlichen Dienst, 
findet man sie eindeutig auf der Seite 
der Kämpfenden. „Wir brauchen wie¬ 
der linkes Selbstbewusstsein 44 sagte sie. 

Es wäre schade, wenn ihr das nun 
bald abhandenkommt, was zu be¬ 
fürchten ist. Kollegin Breymaier er¬ 
innerte sich noch daran, als der SPD- 
Kanzlerkandidat Peer Steinbrück mit 
großem Tamtam seine von ihm groß¬ 
spurig „Kompetenzteam 44 genann¬ 
te Wahlhelfertruppe dem gemeinen 
Wähler vorstellte. Als mögliche künf¬ 
tige Minister wurden sie dem Wahl¬ 
volk vorgestellt, mit Lob überhäuft 
und den jeweiligen Zielgruppen als 
schmackhafter Wahl-Köder vorge¬ 
worfen. Auch der gewichtige Bundes¬ 
vorsitzende der Gewerkschaft Bauen, 
Agrar, Umwelt, Klaus Wiesehügel, er¬ 
klärter Gegner der Agenda 2010 und 
auch der Verlängerung der Lebensar¬ 
beitszeit, knüpfte seine Zukunft be¬ 
dingungslos an die SPD. Er gab dafür 
seinen Posten als Gewerkschaftsvor¬ 
sitzender auf, nur um für die SPD als 
designierten Arbeits- und Sozialmi¬ 
nister in die Schlacht zu ziehen. Die 
Stuttgarter Zeitung ahnte gleich: „Es 
ist ein Himmelfahrtskommando, auf 
das sich Klaus Wiesehügel da einlässt 44 

Wiesehügel brauchte länger, aber 
Ende September 2013, als nicht er, 
sondern Andrea Nahles Arbeitsmi¬ 
nisterin wurde, merkte er, dass er von 
seinen Genossen reingelegt worden 
ist. Leni Breymaier droht ähnliches 
Ungemach. Natürlich kennt Brey¬ 
maier auch die Entwicklung vieler 
anderer Gewerkschaftsführer, die es 
an die SPD-Spitze spülte, solche wie 
z.B. den früheren Vorsitzenden der 
IG Bausteine und Erden, Georg Le¬ 
ber, der als Kommunistenfresser und 
Kriegsminister Furore machte. Oder 
Walter Riester, der einen ähnlichen 
gewerkschaftlichen Werdegang wie 
Leni Breymaier hatte. Die auf sei¬ 
nem Mist gewachsene Rentenpolitik 
der SPD-Grünen-Regierung bedeu¬ 
tet für die arbeitenden Menschen im 
Land, dass fast die Hälfte der künfti¬ 
gen Rentenempfänger von Altersar¬ 
mut bedroht ist. 

Man fragt sich wieso Kollegin 
Breymaier, SPD Mitglied seit 1982, es 
dort bis heute aushält. Spätestens mit 
ihrer neoliberalen Wende zum Sozi¬ 
alabbau unter Schröder und später in 
der großen Koalition war doch klar: 
Nur wenn die SPD und die anderen 
Parteien unter außerparlamentari¬ 
schen Druck kommen, wird die Poli¬ 
tik wieder insgesamt sozialer. 
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Verstärkte Ungleichheit 

Die Gleichstellung von Frauen und Män¬ 
nern verlaufe „im Schneckentempo“. Das 
ist die Quintessenz des sogenannten 
Gender Gap Reports. In Deutschland 
sei sogar Rolle rückwärts angesagt, mo¬ 
nierte die Linkspartei-Bundestagsabge¬ 
ordnete Cornelia Möhring. Seit 2006 sei 
Deutschland im weltweiten Ranking von 
Platz fünf auf Platz 13 abgerutscht. Mit 
Platz 100 wurde der BRD ein besonders 
katastrophales Zeugnis hinsichtlich der 
Bildungschancen ausgestellt. Aber auch 
gesundheitliche Chancen sind zwischen 
den Geschlechtern höchst ungleich. „Wir 
brauchen dringend eine Debatte über 
den dahinter liegenden strukturellen 
Sexismus, eine Analyse der Wirkungen 
und einen umfassenden Maßnahmen¬ 
katalog. Ich will nicht 170 Jahre darauf 
warten, dass Frauen endlich volle Rechte 
und Möglichkeiten haben. Das sollte seit 
vorvorgestern so sein“, forderte Möhring. 

Rekruten für den 
Abenteuerspielplatz 

Ab 1. November startete die Bundeswehr 
die Youtube-Serie „Die Rekruten“. Ins¬ 
gesamt gibt die Bundeswehr für die Se¬ 
rie knapp acht Millionen Euro aus. Lin¬ 
ke Politiker und Friedensbewegung kriti¬ 
sieren das „Werben fürs Sterben“ - aber 
auch Experten, die die deutsche Kriegs¬ 
politik unterstützen. Springers „Welt“ zi¬ 
tiert Sascha Stoltenow, PR-Berater und 
Reserveoffizier: „Leider vermitteln die 
Kampagnen der Bundeswehr nicht un¬ 
bedingt das Bild einer Armee, in der man 
auch kämpfen und töten muss“ - man 
gewinne den Eindruck, „von der Leyens 
Bundeswehr sei ein großer Abenteuer¬ 
spielplatz.“ Sein größtes Problem mit der 
Bundeswehr-Propaganda ist allerdings, 
dass neue Rekruten nach ersten Erfah¬ 
rungen beim Militär nur selten ihren 
Freunden empfehlen, den gleichen Weg 
zu gehen. 

Aufmarsch der 
Hassprediger 

Über 2 000 Rechte, christliche Funda¬ 
mentalisten, darunter auch Mitglieder 
neofaschistischer Parteien, haben am 
vergangenen Sonntag gegen die Gleich¬ 
stellung von Lesben, Schwulen und 
Transsexuellen mit Heterosexuellen 
demonstriert. An einer Gegendemons¬ 
tration, zu der antifaschistische Zusam¬ 
menschlüsse, Linke, Frauenorganisatio¬ 
nen und der Lesben- und Schwulenver- 
band (LSVD) aufgerufen hatte, nahmen 
rund 1 500 Personen teil. Kritik übte 
der LSVD am Wochenende außerdem 
an einer Rede, die der deutsche EU- 
Kommissar Günther Oettinger (CDU) 
am 26. Oktober vor einem Unterneh¬ 
merverband in Hamburg gehalten hat¬ 
te. Mit reaktionären Äußerungen über 
Chinesen, Frauen und die Ehe für Ho¬ 
mosexuelle hatte der CDU-Politiker für 
Aufsehen gesorgt. „Ein EU-Kommissar 
muss glaubhaft die europäischen Werte 
von Nichtdiskriminierung vertreten kön¬ 
nen, anstatt rassistischen und homopho¬ 
ben Vorurteilen das Wort zu reden“, kri¬ 
tisierte der Verband. 

Rüffel für sächsische 
Staatsregierung 

Die sächsische Landtagsabgeordnete Ju¬ 
liane Nagel (Linksfraktion) hat sich vor 
dem Verfassungsgerichtshof Sachsen 
erfolgreich gegen die Sächsische Staats¬ 
regierung zur Wehr gesetzt. Nagel hatte 
Auskunft über die Anzahl der anläss¬ 
lich des Auftritts des niederländischen 
Rassisten Geert Wilders bei „Pegida“ 
am 13. April 2015 zu dessen Eskortie- 
rung eingesetzten Polizeibeamten und 
Polizeifahrzeuge verlangt. Die aus CDU 
und SPD bestehende Staatsregierung 
verweigerte jedoch eine inhaltliche Be¬ 
antwortung dieser Frage. Nun stellte der 
sächsische Verfassungsgerichtshof fest, 
dass die Staatsregierung die Landtagsab¬ 
geordnete in ihrem Fragerecht verletzt 
hat. „Geert Wilders 4 Besuch bei Pegi¬ 
da war kein Staatsakt. Darum stellt sich 
natürlich die Frage, welche Dimension 
das Polizeiaufgebot hatte, das ihn zum 
Kundgebungsort eskortierte und wie 
viel dieser Privatbesuch eines extrem 
rechten Politikers die öffentliche Hand 
gekostet hat“, so Nagel. „Dass brisante 
Kleine Anfragen nicht ordnungsgemäß 
beantwortet werden, ist leider kein Ein- 
zelfall“, kritisierte Nagels Rechtsanwalt 
Andre Schollbach. 


Pfeffersprayeinsatz fordert 
weiteres Todesopfer 

Reizstoff birgt lebensbedrohliche Gefahren 


UZ: Am 17. Oktober ist ein 39jähriger 
Mann in einem Bielefelder Kranken¬ 
haus gestorben, gegen den die Polizei 
zuvor mit Pfefferspray vorgegangen war. 
Handelt es sich bei diesem Vorfall einzig 
um einen bedauerlichen Einzelfall? 

Jasper Prigge: Es ist nicht wirklich wich¬ 
tig, ob ich diesen Fall als Einzelfall be¬ 
trachte oder nicht. Fakt ist, dass es be¬ 
reits mehrere Todesfälle infolge von Pfef¬ 
fersprayeinsätzen durch Polizeibeamte 


gab. Beispielsweise ist in der Nacht zum 
24. Juni 2010 ein junger Mann in Dort¬ 
mund verstorben. Wie offenbar auch der 
Mann aus Bielefeld, hatte auch er zuvor 
Kokain konsumiert. Der „Spiegel“ hat in 
der Vergangenheit über weitere Fälle be¬ 
richtet. Das reicht meines Erachtens aus, 
um zu fordern, den Einsatz mit diesem 
gefährlichen Reizstoff einzustellen. 

UZ: Pfefferspray wird jedoch mittlerweile 
selbst im Drogeriemarkt DM für die brei¬ 
te Bevölkerung angeboten ... 

Jasper Prigge: Diese Entwicklung hal¬ 
te ich für fatal. Da wird eine Waffe als 
„Tierabwehrspray“ neben Hautcreme 


verkauft. Als ob es nötig oder normal 
wäre, bewaffnet herum zu laufen. Die 
eigene Sicherheit verbessert sich durch 
ein Mitführen dieses Sprays aber nicht. 
Vielmehr wiegen sich die Leute in fal¬ 
scher Sicherheit. Die meisten Men¬ 
schen können mit einem solchen Spray 
ja nicht einmal fachgerecht umgehen. 
Es reicht ein kleiner Windstoß und der 
Reizstoff landet im eigenen Gesicht und 
nicht etwa in dem des Angreifers. Die 
handelsüblichen Pfeffersprays besitzen 


auch nicht die Sprühkraft wie die der 
Polizei. Im Übrigen zeigen die eingangs 
erwähnten Fälle, wie lebensbedrohlich 
Pfefferspray unter gewissen Umständen 
wirken kann. 

UZ: Gilt das nur für Konsumenten von 
Drogen oder auch für andere Bevölke¬ 
rungsgruppen? 

Jasper Prigge: Die Gefahr ist für einige 
Gruppen überdurchschnittlich groß. Be¬ 
sonders für Konsumenten chemischer 
Drogen und Menschen, die auf die Ein¬ 
nahme Psychopharmaka angewiesen 
sind. Natürlich aber auch für Menschen 
mit Asthma, allergischen Erkrankungen, 


oder Personen mit Herz- und Kreislau¬ 
ferkrankungen. 

UZ: Etablierte Politik, Polizei und Behör¬ 
den bestreiten das hingegen ... 

Jasper Prigge: Und zwar zu Unrecht. Ich 
kann mich an eine Anhörung im Land¬ 
tag erinnern, bei der auch die NRW-Lan- 
desregierung von SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen dies getan hat. Unsere da¬ 
malige Landtagsfraktion hatte als einzi¬ 
ge ein Verbot von polizeilichen Pfeffer¬ 
sprayeinsätzen gefordert. Und das war 
auch richtig. Denen, die die Gefahr des 
Reizstoffes leugnen, sei die als „Ver¬ 
schlusssache“ eingestufte Broschüre des 
Polizeitechnischen Institutes (PTI) der 
Deutschen Hochschule der Polizei aus 
Münster empfohlen. Verschiedene Me¬ 
dien haben über diese Broschüre, die 
den Titel „Handhabungshinweise für 
Reizstoff-Sprühgeräte mit Pfefferspray“ 
trägt, bereits berichtet. Anhand dieser 
wird durchaus deutlich, dass sich die Po¬ 
lizei in vielen Fällen nicht einmal an die 
eigenen Handlungshinweise hält. 

UZ: Gibt es denn keinerlei Organisatio¬ 
nen, die Ihre Sicht auf die Dinge teilen? 

Jasper Prigge: Doch - und zwar im In- 
und Ausland. Vertreter der FDP-nahen 
liberalen Ärzte warnten etwa vor Pfef¬ 
fersprayeinsätzen. Unsere Bundestags¬ 
abgeordnete Karin Binder arbeitet kon¬ 
tinuierlich an dem Thema. Amnesty In¬ 
ternational hat sich gegen Pfefferspray 
positioniert. Auch das renommierte Ca¬ 
lifornia Pacific Medical Center aus San 
Francisco. 

UZ: Wie ließe sich ein Verbot von Pfeffer¬ 
spray dann durchsetzen? 

Jasper Prigge: Meine Partei hat sich im¬ 
mer dafür stark gemacht und wird die¬ 
ses Thema auch im nächsten Landtag 
ansprechen. Es wäre ja schon einmal ein 
Anfang gemacht, wenn Todesfälle im 
Nachgang an Pfeffersprayeinsätze statis¬ 
tisch erfasst und die Gesundheitsgefah¬ 
ren endlich vernünftig erforscht würden. 
Aber selbst das lehnten SPD und Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen in NRW in der Ver¬ 
gangenheit ja ab. Hier muss der politi¬ 
sche Druck deutlich erhöht werden. Und 
zwar vor allem auch von Medizinerinnen 
und Medizinern und Bürgerrechtsorga¬ 
nisationen. 

Man darf ja nicht vergessen, wie groß 
die Gefahr tatsächlich ist. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang an Pfefferspray¬ 
einsätze bei Demonstrationen und Pro¬ 


testen erinnern. Da wurden ja etwa bei 
Demonstrationen gegen „Stuttgart 21“ 
oder die anlässlich des Tages der Arbeit 
massenweise Demonstranten von der Po¬ 
lizei eingenebelt. In diesen Situationen 
sind weder Erste Hilfe-Maßnahmen, die 
bei Komplikationen vorgeschrieben sind, 
möglich. Noch können die Beamten fest¬ 
stellen, wie viele Drogennutzer oder chro¬ 
nisch Erkrankte sich unter den Demonst- 
rantinnen und Demonstranten befinden. 

UZ: Die Polizei hat trotzdem mehrfach 
gefordert, Pfefferspray auch künftig ein- 
setzen zu dürfen und will nun sogar mit 
sogenannten Tasern, also Elektroschock¬ 
pistolen ausgerüstet werden. Wären Taser 
eine Alternative zu Pfefferspray? 

Jasper Prigge: Mit Sicherheit nicht. Da¬ 
mit würde ein weiteres potentiell tödlich 
wirkendes Einsatzinstrument eingeführt. 
In den USA sind bereits Dutzende Men¬ 
schen infolge vonTasereinsätzen verstor¬ 
ben. Diese Pistolen sind kein Spielzeug. 
Diese Waffen, mit denen Metalldrähte 
mit Widerhaken abgefeuert werden, die 
sodann einen 50 000 Volt starken Strom¬ 
stoß in den Getroffenen absondern, der 
dessen Muskulatur lähmt und ihn bewe¬ 
gungsunfähig zu Boden fallen lässt, sind 
hochgradig gefährlich. Während der Ein¬ 
satz dieser Waffen in den USA Alltag ist, 
sind in der Bundesrepublik nur Sonder¬ 
einsatzkommandos in Nordrhein-West¬ 
falen und einigen anderen Bundeslän¬ 
dern mit der Waffe ausgerüstet. 

Wir wollen hingegen eine Demokra¬ 
tisierung der Polizei. Eine weitere Auf¬ 
rüstung der Polizei lehnen wir ab. Man 
kann gesellschaftliche Konflikte wie etwa 
um „Stuttgart 21“ nicht einfach mit dem 
Griff zu irgendeiner Waffe lösen. Das 
sollte auch den anderen Parteien klar 
sein. 

Interview: Markus Bernhardt 



Jasper Prigge ist Rechtsanwalt und 
stellvertretender Landessprecher der 
Linkspartei in Nordrhein-Westfalen. 



Das Recht der Macht Neue Möglichkeiten 

Der Internationale Strafgerichtshof, Berlin und Afrika DKP gründet Landesorganisation in Thüringen 


Unter Protest verlassen die ersten Staa¬ 
ten Afrikas den Internationalen Strafge¬ 
richtshof (IStGH). Seit seiner Errichtung 
habe der IStGH ausschließlich Verfah¬ 
ren gegen Bürger afrikanischer Staaten 
eröffnet, heißt es zur Begründung; trotz 
zahlreicher Kriegsverbrechen von Sol¬ 
daten der westlichen Staaten sei kein 
einziger Prozess gegen diese eingeleitet 
worden. An der Gründung des IStGH ist 
Deutschland führend beteiligt gewesen. 

Die Bundesrepublik fördert den 
IStGH und ist nach Angaben des Aus¬ 
wärtigen Amts „nach Japan der größte 
Beitragszahler“. Zudem stellt sie Rich¬ 
ter für den IStGH. Im Auswärtigen Amt 
heißt es, die Institution müsse „Akzep¬ 
tanz als,Weltstrafgericht 4 “, erlangen. 

Diese Akzeptanz ist in den vergange¬ 
nen Jahren deutlich geschwunden. Dies 
hat mit der auffallenden Konzentration 
des IStGH auf den afrikanischen Konti¬ 
nent zu tun. Tatsächlich liegen die ersten 
acht Staaten, gegen deren Bürger der Ge¬ 
richtshofverfahren eingeleitet hat, alle in 
Afrika. In zahlreichen Ländern Afrikas 
macht sich schon seit Jahren Empörung 
über die offen zutage liegende Ungleich¬ 


behandlung durch den IStGH breit - zu¬ 
mal mutmaßliche Kriegsverbrechen der 
westlichen Mächte bislang zu keinem ein¬ 
zigen Verfahren geführt haben. 

Kritische Beobachter hatten von An¬ 
fang an gewarnt, der IStGH werde in der 
Praxis zwar gegen schwächere Staaten, 
nicht aber gegen die westlichen Mächte 
ermitteln und sich daher als Instrument 
zur Disziplinierung der weniger ein¬ 
flussreichen UNO-Mitglieder erweisen. 
Im Oktober haben nun die ersten drei 
Staaten Afrikas die Konsequenz gezo¬ 
gen und ihren Austritt aus dem IStGH 
angekündigt - Burundi, Südafrika und 
Gambia. In Zukunft werden wohl wei¬ 
tere Staaten folgen. 

Um dem Unmut gegen den IStGH 
hat Berlin eine Regelung unterstützt, 
nach der das Gericht ab dem nächsten 
Jahr auch in Fällen von Angriffskriegen 
tätig werden könnte. Deutsche Völker¬ 
rechtler weisen darauf hin, dass die neue 
Regelung ausreichend Spielraum bietet, 
um weiterhin mögliche Gefahren von 
den westlichen Staaten und ihren Krie¬ 
gen abzuwenden. 

www.german-foreign-policy.com 


Am vergangenen Wochenende haben 
die Mitglieder der DKP Thüringen ei¬ 
nen Landesverband gegründet und eine 
Landesliste für die Bundestagswahlen 
gewählt. Die DKP rechnet damit, dass 
es die neue Struktur der DKP in Thü¬ 
ringen ermöglicht, mehr Aktivitäten zu 
entwickeln und neue Mitglieder zu ge¬ 
winnen. 

Die DKP-Gruppen in Thüringen hat¬ 
ten ihre Arbeit bisher über einen Koor¬ 
dinierungsrat abgestimmt. Die Grün¬ 
dung der Landesorganisation drücke 
zum einen aus, dass sich die DKP in Thü¬ 
ringen in den letzten zwei Jahren stär¬ 
ken konnte. Zum anderen mache es die 
neue Struktur möglich, Kräfte im Bun¬ 
desland für bestimmte Vorhaben zu bün¬ 
deln, stärker auf der Straße sichtbar zu 
sein und neue Mitglieder zu gewinnen, 
schätzt der neugewählte Landesvorsit¬ 
zende Markus Zieger aus Erfurt ein. 

Auf ihrem 20. Parteitag 2013 hatte 
die DKP beschlossen, nach Berlin und 
Brandenburg in allen Bundesländern 
der ehemaligen DDR Landesorganisa¬ 
tionen zu bilden. Bisher ist das - neben 
Thüringen - in Mecklenburg-Vorpom¬ 


mern gelungen, in Sachsen und Sachsen- 
Anhalt bestehen nach wie vor nur Koor¬ 
dinierungsräte. 

Wera Richter, stellvertretende Vor¬ 
sitzende der DKP betonte, die Notwen¬ 
digkeit, die unterschiedlichen Erfahrun¬ 
gen der DKP-Mitglieder - ein Teil hat 
in der DDR am Aufbau des Sozialismus 
mitgearbeitet, ein anderer Teil in der 
Bundesrepublik gegen die Monopole 
gekämpft - in einer Organisation zusam¬ 
menzuführen. Mit der Bundestagswahl 
gebe es die Chance, auch die DKP auf 
dem Territorium der DDR zu stärken. 
Es sei ja keine Laune der Herrschenden 
die DDR zu verteufeln, sondern das 
Bemühen, den Menschen jegliche Zu¬ 
kunftsvision außerhalb des Kapitalismus 
auszutreiben. „Wir haben allen Grund, 
dem entgegenzuwirken - und auch Mög¬ 
lichkeiten, wenn ich allein an die Frie¬ 
densfrage denke.“ 

Die Thüringer DKP trifft bei Aktio¬ 
nen und über Online-Kontaktanfragen 
verstärkt auf Interessierte. Damit sie 
bei den Bundestagswahlen kandidieren 
kann, muss sie 1 834 Unterstützerunter¬ 
schriften vorlegen. 0M 
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Sparzwang und schöne Worte 

Viele reden von Inklusion: Politiker loben sich selbst, die GEW fordert mehr Lehrer - und Schüler wechseln 
zurück auf die Förderschule. Drei Jahre „Inklusionsgesetz“ in NRW - eine Zwischenbilanz 


S eit dem 16. Oktober 2013 gilt in 
NRW das Inklusionsgesetz. Voll¬ 
ständig heißt es „Erstes Gesetz 
zur Umsetzung der VN-Behinderten- 
rechtskonvention in den Schulen (9. 
Schulrechtsänderungsgesetz)“Im Pro¬ 
tokoll des Landtags wird unter „Ä‘ das 
Problem beschrieben: Kinder und Ju¬ 
gendliche mit Behinderungen sind in 
das allgemeine Bildungssystem einzu¬ 
beziehen, nachdem die UN-Behinder- 
tenrechtskonvention von 2006 durch 
Deutschland ratifiziert und verbind¬ 
lich geworden ist. Artikel 24 handelt 
von der Bildung. 

Unter „B“ steht die Lösung: „In¬ 
klusive Bildung und Erziehung in all¬ 
gemeinen Schulen werden im Schul¬ 
gesetz NRW als Regelfall verankert.“ 
Da künftig gemeinsam gelernt wer¬ 
den soll, können die Schulträger auf 
die „Fortführung aller ihrer Förder¬ 
schulen mit den Förderschwerpunk¬ 
ten Lernen, Emotionale und soziale 
Entwicklung sowie Sprache verzich¬ 
ten.“ 

Alternativen werden unter „C“ 
ausgeschlossen. 

Unter „D“ landet der Landtag 
schon beim Thema Kosten. Künftig 
solle der Anteil von Schülerinnen 
und Schülern mit Bedarf an sonder¬ 
pädagogischer Unterstützung an all¬ 
gemeinen Schulen kontinuierlich stei¬ 
gen, an Förderschulen entsprechend 
sinken. „Derzeit lösen Schülerinnen 
und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf ... einen Lehrerstellen¬ 
bedarf nach der Schüler/Lehrer-Re¬ 
lation ihres sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkts aus. Sie werden 
nicht bei der Berechnung des Lehrer¬ 
stellenbedarfs des Bildungsgangs der 
allgemeinen Schule berücksichtigt.“ 
Hier liegt der Hase im Pfeffer: Die 
Förderschulen haben einen erheblich 
höheren Personalaufwand, sind teurer 
als die allgemeinen Schulen. Folglich 
lockt hier ein Sparpotential. 


Welches Ziel? 

In der Tat fordert die UN-Behinderten- 
rechtskonvention die Gewährleistung 
eines integrativen Bildungssystems, al¬ 
lerdings mit dem Ziel, „Menschen mit 
Behinderungen ihre Persönlichkeit, ihre 
Begabungen und ihre Kreativität sowie 
ihre geistigen und körperlichen Fähigkei¬ 
ten voll zur Entfaltung bringen zu lassen“ 
und sie „zur wirklichen Teilhabe an einer 
freien Gesellschaft zu befähigen“. Es hat 
sich die Rechtsauffassung durchgesetzt, 
dass diese Teilhabe nur durch das Recht 
auf Inklusion in der allgemeinen Schule 
zu sichern sei. 

Indessen ist die Verhinderung sol¬ 
cher Teilhabe nicht allein durch den 
Spardrang der Landesregierung begrün¬ 
det. Für andere Zwecke fehlt es nicht 
an Geld. Das übergeordnete Ziel ist die 
Aufrechterhaltung sozialer Selektion. 
Ihr dient unser vielgliedriges Schulsys¬ 
tem mit Bedacht, Sorgfalt und wachsen¬ 
dem Erfolg. 

Zurück an die Förderschule 

Die GEW NRW hat Daten an den Schu¬ 
len erhoben und die Ergebnisse im No¬ 
vember 2015 veröffentlicht. Danach ha¬ 
pert es an allen Ecken und Enden. Es 
fehlt in den allgemeinen Schulen an 
sonderpädagogisch ausgebildeten Leh¬ 
rern, 75 Prozent der befragten Schul¬ 
leiter bemängeln das. Die „Gemeinsam 
Lernen“-Klassen sind zu voll. Sie sollten 
nicht mehr als 20 Schüler haben, aber bei 
63 Prozent beträgt die Klassenfrequenz 
immer noch 21 bis 26 Schüler, bei 26 Pro¬ 
zent sogar mehr als 25 Schüler, unterdes¬ 
sen werden aus den Förderschulen Leh¬ 
rer abgezogen und in der Folge dort die 
Klassenstärken erhöht. Insgesamt ist der 
Förderbedarf höher als vermutet, je nach 
Schulform unterschiedlich. Am höchs¬ 
ten ist er in den Hauptschulen (14,7 Pro¬ 
zent), am geringsten an Gymnasien. Ge¬ 
deckt wird er ohnehin nicht. Vor diesem 
Hintergrund kehren viele Schüler mit 
Förderbedarf wieder an Förderschulen 


zurück, im Schnitt drei Schüler pro Jahr 
und Schule. Der Personalbedarf ist ge¬ 
nerell zu niedrig angesetzt. 

Eine Fachtagung der GEW NRW am 
11. Mai 2016 forderte als Konsequenz 
7000 zusätzliche Stellen. Am 25. Mai ha¬ 


ben sich die verschiedenen Lehrerver¬ 
bände in NRW zusammengetan, um den 
Finger in die Wunde zu legen: Der kon¬ 
servative Philologenverband, der ebenso 
ständische VBE und der Verband Son¬ 
derpädagogik haben gemeinsam mit der 
GEW die „Mülheimer Erklärung“ ver¬ 
öffentlicht. Die NRW-Lehrerverbände 
stellen fest, dass die Menge der Schü¬ 
lerinnen und Schüler, die von Schulen 


des „Gemeinsamen Lernens“ kommen 
und zur Förderschule wechseln, wächst. 
Die Unzufriedenheit bei Schülerinnen 
und Schülern, Eltern und Lehrkräften 
aller Schulformen nehme zu. Gerade en¬ 
gagierte Lehrkräfte beklagten die Ver¬ 


schlechterungen der Lage, seien massiv 
enttäuscht und wollten wieder zurück an 
die Förderschulen. Den Lehrerverbän¬ 
den geht es um die Entwicklung und Si¬ 
cherung von Qualität des Unterrichts 
und der Förderung. Sie fordern „deut¬ 
lich mehr Lehrkräfte für sonderpäda¬ 
gogische Förderung, kleine Klassen, ein 
erweitertes Angebot an Fortbildungen 
für die Lehrkräfte, eine dem Bedarf an¬ 


gepasste räumliche und materielle Aus¬ 
stattung und mehr Zeitressourcen für 
Absprachen und Vorbereitung.“ 

Das Land zahlt nicht 

Seit dem 9. Juli 2014 sieht das „Ge¬ 
setz zur Förderung kommunaler Auf¬ 
wendungen für die schulische Inklusi¬ 
on“ für alle Städte und Gemeinden in 
NRW einen Belastungsausgleich von 
25 Millionen Euro und eine jährliche 
Inklusionspauschale von 10 Millionen 
Euro vor. Höherer Raumbedarf etwa 
auf Grund geringerer Klassenfrequen¬ 
zen bleibt in den Berechnungen unbe¬ 
rücksichtigt. 

Der Städte- und Gemeindebund NRW 
schätzt die kommunalen Inklusions¬ 
kosten höher ein und drohte im Juli 
2015, er werde „offene Fragen im Zu¬ 
sammenhang mit den Kosten der schu¬ 
lischen Inklusion durch den Verfas¬ 
sungsgerichtshof NRW klären lassen.“ 

Beispielsweise würden sich, so der 
Städte- und Gemeindebund in seiner 
Untersuchung vom Juni 2013, die ge¬ 
schätzten Investitionskosten allein der 
Stadt Essen für den Umbau und die 
Ausstattung der erforderlichen Klas¬ 
sen- und Differenzierungsräume, der 
Fach- und Therapieräume sowie für 
die Herstellung von barrierefreien Zu¬ 
gängen zu den Schulgebäuden bis zum 
Schuljahr 2019/20 auf mindestens 18 
Millionen Euro belaufen. Diese Sum¬ 
me sei als Untergrenze zu interpretie¬ 
ren, da weiterhin große Klassen mit 
bis zu 30 Schülern gebildet werden 
können. 

Schulministerin Sylvia Löhrmann 
antwortete darauf im September 2013: 
Sie könne kein Problem erkennen, 
komme vielmehr zu dem Schluss, dass 
das 9. Schulrechtsänderungsgesetz kei¬ 
nerlei Kosten entstehen lasse, welche 
das Land den Kommunen erstatten 
müsse. Es übertrage den Kommunen 
mit der Inklusion keine neue Aufgabe. 

Klaus Stein 



Förderschulen sind teuer. Die Inklusion lockt die Landesregierung mit ihrem 
Sparpotential. 


Provokation Rekordjahr 

Die AfD hat in Berlin das Recht auf sieben Stadträte. Wen hat sie nominiert? Deutsche Waffenexporte wachsen weiter 


Am Donnerstag der vergangenen Wo¬ 
che tagten in Berlin am Nachmittag 
erstmals die neugewählten Bezirksver¬ 
ordnetenversammlungen (BVV), nach¬ 
dem am Vormittag das Abgeordneten¬ 
haus zusammengetreten war. Noch 
dauern die Koalitionsverhandlungen 
im Land an und auch die Mehrheit der 
Bezirke braucht noch Zeit, ehe dort 
Bürgermeister und Stadträte die Ar¬ 
beit aufnehmen können. 

Und so wurden zunächst die BVV- 
Vorstände gewählt - in Friedrichs¬ 
hain-Kreuzberg nicht mal das, denn 
die Kandidatin der Grünen für das 
Amt der BVV-Vorsteherin fiel zwei¬ 
mal durch -, in einigen Bezirken auch 
die Bürgermeister und Stadträte. Neue 
Bürgermeister sind in Neukölln Fran¬ 
ziska Giffey (SPD), in Treptow-Kö¬ 
penick Oliver Igel (SPD), in Pankow 
Sören Benn (Linkspartei), in Mitte 
Stephan von Dassel (Grüne) und in 
Reinickendorf Frank Balzer (CDU). 
In den anderen Bezirken wurde die 
Wahl vertagt. 

Doch zuvor und teilweise während 
der Sitzungen gab es Protestaktio¬ 
nen gegen die AfD-Abgeordneten: in 
Charlottenburg, Pankow, Lichtenberg, 
Kreuzberg, Neukölln und Spandau. 
Die Abstimmung über den BVV-Vor¬ 
steher in Pankow wurde durch laute 
Zwischenrufe aus dem Zuschauerraum 
gestört. Antifaschistinnen und Antifa¬ 
schisten forderten den Ausschluss der 
AfD, als deren Verordneten zur Ab¬ 
stimmung aufgerufen wurden. In Lich¬ 
tenberg gab es Buhrufe aus den hinte¬ 
ren Reihen im Saal als die Namen der 
neuen Bezirksverordneten der AfD 
verlesen wurden. 

In den Bezirksverordnetenver¬ 
sammlungen Berlin ist die AfD mit 


insgesamt 97 Abgeordneten vertre¬ 
ten, in Marzahn-Hellersdorf stellt 
sie nach der Partei „Die Linke“ (16) 
mit 15 Abgeordneten sogar die zweit¬ 
stärkste Fraktion. In Lichtenberg und 
Treptow-Köpenick ist sie mit je 12 Ab¬ 
geordneten vertreten und damit in bei¬ 
den BVV drittstärkste Kraft. Aufgrund 
des Wahlergebnisses hat die AfD ins¬ 
gesamt Anrecht auf sieben Stadtrats¬ 
posten und wird damit in sieben Bezir¬ 
ken mitregieren. Neben den östlichen 
Stadtbezirken betrifft das noch Reini¬ 
ckendorf, Neukölln und Spandau. 

In Spandau soll Andreas Otti, Of¬ 
fizier und ehemaliges CSU-Mitglied, 
den Stadtratsposten für die AfD über¬ 
nehmen. In Marzahn-Hellersdorf wird 
der AfD-Stadtrat gleichzeitig auch 
stellvertretender B ezirksbürgermeis- 
ter. Benannt wurde Thomas Braun, 
der laut Mitteilung aus der Fraktion 
angeblich über „große Erfahrungen 
im Management großer Verwaltungs¬ 
einheiten mit hunderten Mitarbeitern 
und erheblichem Finanzvolumen“ 
verfügt. Ansonsten ist wenig über ihn 
bekannt. Umso mehr aber über eini¬ 
ge andere AfD-Abgeordnete in den 
Bezirken. 

Der Stadtratskandidat der AfD 
in Lichtenberg, den die Partei erst 
am Mittwoch vor der konstituieren¬ 
den Sitzung der BVV benannt hatte, 
heißt Wolfgang Hebold. Gegen den 
wird derzeit wegen des Verdachts auf 
Volksverhetzung ermittelt. Im Früh¬ 
jahr 2016 wurde der Privatdozent u.a. 
durch die Hochschule für Wirtschaft 
und Recht (HWR) von seiner Lehr¬ 
tätigkeit entbunden. Er hatte sich dis¬ 
kriminierend, rassistisch und beleidi¬ 
gend über Muslime und insbesondere 
Muslima auf seinem Blog geäußert. 


Außerdem stellte er seinen Studen¬ 
tinnen und Studenten Statistikauf¬ 
gaben mit islamfeindlichen Inhalten. 
Auf seiner Webseite kann man zwar 
derzeit nicht mehr auf Skripte zugrei¬ 
fen, wohl aber auf seinen Blog, in dem 
er täglich unter der Überschrift „Die 
Verheerung Europas. Ein Tagebuch 
des Niedergangs“ Einträge vornimmt, 
die die Vorwürfe belegen. Die vor und 
während der Lichtenberger BVV-Sit- 
zung Protestierenden nannte er dort 
„multikulturellen Mob“. 

Welches Ressort er übernehmen 
wird, steht noch nicht fest, Lichtenberg 
will seine Stadträte erst am 17. Novem¬ 
ber wählen. Die anderen Fraktionen 
betrachten es als Provokation, dass 
die AfD Wolfgang Hebold nominier¬ 
te und lehnen seine Wahl ab, die AfD 
will aber an ihm festhalten. 

Im Bezirksparlament Berlin-Lich- 
tenberg sitzt mit Heribert Eisenhardt 
zudem ein Abgeordneter, der in der 
Vergangenheit bei diversen rechten 
Parteien („Die Freiheit“ u.a.) und 
Vereinigungen aktiv war. Seit Anfang 
2015 ist er bei Bärgida, der Berliner 
Variante der Pegida-Bewegung, als 
Teilnehmer, Redner und Moderator 
umtriebig. 

In Pankow ist mit Thomas Weis¬ 
brich ein rechter Liedermacher in die 
BVV eingezogen, der noch bei den 
Wahlen 2006 für die Republikaner 
kandidiert hatte. Laut Recherchen 
der Antifa Nordost ist Weisbrich „seit 
fast zwei Jahrzehnten in der extremen 
Rechten aktiv“. In Marzahn-Hellers¬ 
dorf haben mehrere Fraktionsmitglie¬ 
der Kontakte zur NPD oder der Iden- 
titären Bewegung, in Neukölln mehre¬ 
re zur rechten Hool-Szene. 

nh 


Die aktuellen Zahlen des Rüstungsex¬ 
portberichtes legen nahe, dass 2016 für 
die deutsche Rüstungsindustrie bisher 
glänzende Geschäfte brachte. Nach An¬ 
gaben des außenpolitischen Sprechers 
der Bundestagsfraktion der Partei „Die 
Linke“, Jan van Aken, werde das Re¬ 
kordjahr 2015 noch einmal übertrof¬ 
fen. Die Zahlen zeigten, dass das ganze 
System der Exportkontrolle überhaupt 
nicht funktioniere. „Wir brauchen jetzt 
endlich klare, gesetzliche Verbote und 
als allererstes ein sofortiges Verbot von 
Kleinwaffenexporten“, kommentierte 
van Aken die Politik von Wirtschafts¬ 
und Rüstungsminister Sigmar Gabriel. 


Die Rote Hilfe hat vor einer weiteren 
Kriminalisierung von Flüchtlingen in 
Ungarn gewarnt. Im September 2015 
hatte der ungarische Staat gewaltsam 
seine Grenze zu Serbien geschlossen 
und das Überqueren der Grenze un¬ 
ter Strafe gestellt. Daraufhin hatten am 
16. September des letzten Jahres über 
5 000 Flüchtlinge am Grenzübergang 
Röszke/Horgos für ihr Recht auf Asyl 
und Bewegungsfreiheit demonstriert. 
Die Polizei griff mit Knüppeln, Tränen¬ 
gas und Wasserwerfern an und verletz¬ 
te zahlreiche Geflüchtete, darunter auch 
Kinder sowie kranke und ältere Men¬ 
schen. Elf Demonstrantinnen und De¬ 
monstranten wurden von Anti-Terror- 
Einheiten in Untersuchungshaft genom¬ 
men. Zehn Inhaftierte wurden bereits zu 
Gefängnisstrafen zwischen einem und 
drei Jahren verurteilt oder aus Ungarn 


Besonders der Anstieg der Rüs¬ 
tungsexporte in kriegsführende Länder 
sei besorgniserregend. Saudi-Arabien 
führe gerade einen brutalen Krieg im 
Jemen - hier hätten sich die Rüstungs¬ 
exporte aus Deutschland sogar ver¬ 
dreifacht. Gleiches gilt für den massi¬ 
ven Anstieg der Waffenexporte an die 
Türkei. Damit mache sich Deutschland 
auch mitschuldig an den Toten in Je¬ 
men, Kurdistan und dem Irak. Unter 
Sigmar Gabriel wurden so viele Rüs¬ 
tungsexporte genehmigt wie noch nie 
zuvor in der Geschichte der Bundes¬ 
republik. 

LM 


ausgewiesen. Der zwanzigjährige Ah¬ 
med H. soll Steine geworfen haben, nun 
wird ihm „Terrorismus“ vorgeworfen - 
so drohen bis zu zwanzig Jahre Haft. 

Die Rote Hilfe bezeichnete den 
jüngst begonnenen Prozess als „Schau¬ 
prozess“. Es wurden ausschließlich Aus¬ 
sagen der Polizisten der Anti-Terror- 
Einheit gehört sowie Videomaterial ver¬ 
wendet, das den tatsächlichen Hergang 
des Protests entstellte. In den anderen 
Prozessen wurden bereits vorsätzlich fal¬ 
sche Übersetzungen genutzt um die An¬ 
geklagten verurteilen zu können. „Es ist 
offensichtlich, dass an Ahmed H. und an 
den anderen Beschuldigten in den Ver¬ 
fahren zu ,Röszkell‘ ein Exempel sta¬ 
tuiert werden soll.“ Die linke Solidari¬ 
tätsorganisation forderte die umgehen¬ 
de Freilassung von Ahmet H. und allen 
anderen Geflüchteten. mb 


Schauprozess in Ungarn 

Rote Hilfe solidarisch mit angeklagten Flüchtlingen 
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Verhaftungen in der 
Türkei gehen weiter 

Nach der Schließung von Oppositions¬ 
medien in der Türkei wurde nun am 
Montag der Chefredakteur der Tages¬ 
zeitung „Cumhuriyet“ Murat Sabuncu, 
und zahlreiche weitere Journalisten des 
Blattes verhaftet. Die Festnahme von 
14 Mitarbeitern erfolgte angeblich we¬ 
gen Unterstützung terroristischer Or¬ 
ganisationen. 

„Der Putsch gegen die Demokratie 
hat die Zeitung Cumhuriyet erreicht“ 
kommentierte „Cumhuriyet“ die Ver¬ 
haftungen. Die Staatsanwaltschaft 
habe beschlossen, dass den Festgenom¬ 
menen fünf Tage lang der Kontakt zu 
Anwälten untersagt werde. 
Kommentar: Seite 9 


Papst vermittelt 
in Venezuela 

In Venezuela hat die Regierung des 
sozialistischen Präsidenten Nicolas 
Maduro und die rechte Opposition 
am letzten Sonntag einen Dialog be¬ 
gonnen. Der Vatikan hatte angebo- 
ten, zwischen beiden zu vermittel¬ 
ten. In der Woche zuvor hatte Papst 
Franziskus den venezolanischen Prä¬ 
sidenten Nicolas Maduro im Vatikan 
empfangen und ihn angeblich auf¬ 
gefordert, „mutig den Weg des ehr¬ 
lichen und konstruktiven Dialogs 
einzuschlagen, um die Leiden der 
Menschen zu lindern, vor allem der 
Armen“. Während Maduro zu einem 
Dialog bereit war, ist die derzeit auf 
Eskalation und Gewalt setzende Op¬ 
position nur zögerlich und in Teilen 
dem Aufruf gefolgt. 


Stichwahl in Moldawien 

Bei der Präsidentenwahl in Moldawien 
(Moldova), die am 30. Oktober stattge¬ 
funden hat, wird es eine Stichwahl ge¬ 
ben. Dabei stehen sich Maia Sandu, die 
für eine weitere Ausrichtung des Lan¬ 
des nach dem Westen, EU und USA, 
steht und Igor Dodon, der für die Be¬ 
wahrung der Eigenständigkeit der Re¬ 
publik und gute Beziehungen zu Russ¬ 
land und den ehemaligen Sowjetrepub¬ 
liken eintritt, gegenüber. 


ln Aleppo offensive 
der Dschihadisten 

Die russische Luftwaffe hält sich seit 
dem 18. Oktober an einen einseiti¬ 
gen Bombenstop in Aleppo. In einem 
Umkreis von 10 km um das Zentrum 
der Stadt werden keine Angriffe ge¬ 
flogen. 

Es war keine Überraschung, dass 
die Dschihadisten westlich von Alep¬ 
po diese Gelegenheit nutzten, um eine 
neue Offensive vorzubereiten. Seit 
dem 28. Oktober versuchen sie in ei¬ 
nem massiven Angriff, den Ring der 
syrischen Armee zu durchbrechen und 
zu ihren Verbündeten im Ostteil von 
Aleppo durchzudringen. 

Nach mehreren Angriffen auf Stel¬ 
lungen der Armee mit Selbstmordat¬ 
tentätern konnten sie in einem Vier¬ 
tel Vordringen, die Armee musste sich 
zurückziehen. Die Situation erschien 
so kritisch, dass der russische Gene¬ 
ralstab die einseitige Waffenruhe der 
Luftwaffe aufheben wollte. Putin, als 
Präsident und Oberbefehlshaber, gab 
der Luftwaffe keine Genehmigung für 
erneute Angriffe. Offenbar will die rus¬ 
sische Regierung noch immer die USA 
dazu bewegen, das Abkommen über 
die Waffenruhe einzuhalten. Die erste 
Voraussetzung dazu: Trennung der so¬ 
genannten gemäßigten Dschihadisten 
von den Terroristen von al-Nusra und 
IS, über die seit Monaten gesprochen 
wird. 

Den ersten triumphierenden Be¬ 
richten der Dschihadisten folgte Er¬ 
nüchterung. Die syrische Armee konn¬ 
te verlorenes Terrain zurückgewinnen. 
Wie beim letzten Angriff im Sommer 
gibt es erneut Blutspende-Aktionen 
der Einwohner von Aleppo für die Ar¬ 
mee. 

Im Norden Aleppos gibt es eine Ko¬ 
ordination zwischen der syrischen Ar¬ 
mee und kurdischen Einheiten. 


Krönung der verhassten Kriegsherrin 

Das US-Establisment sorgt sich um die Integrationsfähigkeit seiner Kandidatin 


F rau Luise Ciccone, bekannter un¬ 
ter dem etwas missverständlichen 
Namen „Madonna“hat, wie uns die 
gewöhnlich gut unterrichtete Qualitäts¬ 
presse zu berichten weiß, den Wählern 
der von ihr offensichtlich mit viel per¬ 
sönlichem Engagement unterstützten 
Hillary Clinton, einen „Blowjob“ ver- 


aussieht scheint das Kalkül aufzuge¬ 
hen, dem Wähler die weithin ungeliebte 
Clinton trotz allem als eine Art Garant 
für Stabilität, Sicherheit und Kalkulier- 
barkeit anzupreisen. Nicht nur mit Hilfe 
der medialen Unterstützung eines hem¬ 
mungslosen Trump-Bashing, auch mit 
anscheinend organisierten Zwischenfäl- 


danken über die hartnäckige Front von 
Ablehnung bis Verachtung der ihrer 
Kandidatin entgegensteht, und die auch 
die massivste PR-Kampagne nicht auf¬ 
zuweichen imstande ist. So veröffent¬ 
lichte der „Economist“ unter dem Titel 
„Hating Hillary“ (Hillary hassen) eine 
lange Analyse der gravierenden Ver¬ 
trauenserosion, welche die Mächtigen 
und Herrschenden nun in der massiven 
Ablehnung ihrer Kandidatin zu spüren 
bekommen. Natürlich verharrt die oh¬ 
nehin wohlwollende Untersuchung in 
Clintons engem persönlichen Umfeld, 
jegliche politökonomischen Betrach¬ 
tungen des die politischen Grundkon¬ 
stanten auflösenden Krisenprozesses 
sind selbstredend tabu. Dennoch wird 
eine gewisse Ratlosigkeit deutlich, dass 
die so vehement gepushte Kandidatin 
des Großen Geldes so hartnäckig kata¬ 
strophale Vertrauenswerte erreicht. Ge¬ 
rade auch bei weißen Wählern erreicht 
das Misstrauen Werte bis über 60 Pro¬ 
zent, so das Umfrageportal „YouGov“ 
Konnte der Hoffnungsträger Barack 
Obama zu Anfang seiner Amtszeit mit 
einer medial verstärkten Aufbruchstim¬ 
mung große Teile der in der Bush-Ära 
tief in Krise und Kriege geratenen US- 
Bevölkerung begeistern und damit eine 
gewisse Integrationswirkung erzeugen, 
so ist das mit einer Hillary Clinton si¬ 
cher nicht möglich. Obwohl Clinton ein 
beachtliches Spektrum von nationalen 
und internationalen Unterstützern 
aufbieten kann, das neben zahlreichen 
Multimilliardären, Militärs, Banken- 
und Businessvertretern sowie zahllo¬ 
sen Vertretern der Bewusstseins- und 
Unterhaltungsindustrie seltsamerwei¬ 
se auch über 40 Gewerkschaftsorgani¬ 
sationen umfasst, ist von „Aufbruch“ 
oder „Change“ nichts zu spüren. „The 
Crook (die Betrügerin) vs. The Mons¬ 
ter“ brachte die Webseite „Zero Hedge“ 


den schlammschlachtartigen „Wahl¬ 
kampf“ auf den Punkt. 

Währenddessen gehen die Kriege 
weiter. Der Krieg Reich gegen Arm 
ohnehin, aber auch die Kriege um Res¬ 
sourcen, Daten, Pipelinetrassen, Trans¬ 
portwege, Einflussgebiete, Vasallen 
und Verbündete. Und nicht zuletzt der 
Krieg um die Köpfe, um Informatio¬ 
nen, Meinungen, Mentalitäten und Be¬ 
wusstseinsinhalte. Nach der Niederla¬ 
ge der Großen Alternative werden die¬ 
se Kriege mit steigender Aggressivität 
geführt. Und Hillary Clinton soll nach 
dem erklärten Willen des maßgeblichen 
Establishments die nächste US-Kriegs- 
präsidentin sein. Sie hat sich dadurch 
hinreichend qualifiziert, dass sie auch 
in der Vergangenheit nie gegen einen 
Krieg und immer für die aggressivste 
Handlungsoption gestimmt hat. Clin¬ 
ton wird daher auch von den neokon¬ 
servativen Falken des Thinktank CNAS 
(Center for a New American Security) 
unterstützt, der sich der „Stärkung der 
amerikanischen Macht“, verschrieben 
hat und „Strategien zur Ausweitung 
des US-Engagements in einer hart um¬ 
kämpften Weltordnung“ entwickelt. 

Nach den desaströsen Ergebnissen 
der letzten Kriege, die dazu auf betrü¬ 
gerische Weise herbeigeführt wurden, 
hält sich die Kriegseuphorie in den 
USA allerdings in Grenzen. Geostrate- 
gisch sind aber nun ganz andere Kaliber 
ins Visier geraten als Irak, Afghanistan, 
Jemen, Syrien oder Libyen. Um gegen 
Russland, Iran und China erfolgreich 
sein zu können, wäre etwas mehr bel- 
lizistische Begeisterung sicherlich hilf¬ 
reich. Die bange Frage des US-Estab- 
lisments lautet nun: Kann Clinton das 
schaffen? Um Demokratie, um den Wil¬ 
len und die Interessen des Demos geht 
es hier schon lange nicht mehr. 

Klaus Wagener 


Welche Konflikte stehen hinter dem so genannten Wahlkampf in den USA? Für 
die Propaganda des Establishments spielt das keine Rolle. 


sprochen. Die Sängerin Katy Perry hatte 
sich zuvor für einen Wahlwerbespot aus¬ 
gezogen. Wer gedacht hatte, es ginge bei 
dem ohnehin schon unterirdischen Ni¬ 
veau des US-Wahlkampfes nicht mehr 
tiefer, sieht sich eines Besseren belehrt. 

In den Umfragen der Website „Re- 
alClearPolitics“ führte Clinton im 
Durchschnitt aller Umfragen mit 6,1 
Prozent, zumindest bevor FBI-Direk- 
tor James Brien Comey neue Untersu¬ 
chungen gegen Clinton ankündigte, ih¬ 
ren privaten Mailserver aus ihrer Zeit 
als Außenministerin betreffend. Wie es 


len auf Trump-Veranstaltungen konnte 
sich die Kandidatin des Finanzkapitals, 
der Kriegspartei und der Medienmo- 
gule als die „besonnenere“ Alternative 
präsentieren. Laut dem Meinungsfor¬ 
schungsinstitut „YouGov“ hat Clinton 
alle drei TV-Debatten gewonnen. Na¬ 
türlich sind auch Umfragen Teil der 
Propaganda. Menschen wählen Sieger, 
heißt die Devise. 

Überzeugend ist das alles nicht. Jen¬ 
seits des besinnungslosen Cheerleader- 
Journalismus machen sich reflektierte- 
re Vertreter des Establishments Ge- 


Presse, Organisation, Gegenmacht 

Das „WomeiVs Press Collective“ will eine organisierte Antwort auf die Probleme in den USA geben. 
Interview mit Diane Garreth und Lisa Daniell 



Foto: Ted Eytan/https://www.flickr.com/photos/taedc/267i83i5943/CC BY-SA 2.0 


UZ: Was ist euer Selbstverständnis als 
„ Women ( s Press Collective“ (WPC)? 

Diane Garreth: Wir wollen die Stellung 
arbeitender Frauen in unserem Land 
ändern. 

Wie wäre es, wenn sie echten politi¬ 
schen Einfluss hätten, wenn die Arbei¬ 
terinnen in traditionellen Frauenjobs 
wie Krankenpflegerinnen und Lehre¬ 
rinnen tatsächlich diese Branchen in 
der Hand hätten? Nicht im Sinne ein¬ 
zelner Frauen, die sich in die Spitze des 
existierenden Systems hocharbeiten, 
sondern im Sinne einer grundsätzlichen 
Veränderung der Situation, wie und in 
wessen Interesse strategische Entschei¬ 
dungen getroffen werden. 

Um diese Art von Veränderung zu 
erreichen, müssen Frauen Stärke und 
Druck als Teil ihrer Klasse ausüben. 
Dazu ist Organisierung notwendig, und 
die muss man aufbauen. 

UZ: Ihr habt 2016 zum ersten Mal am 
UZ-Pressefest teilgenommen. Hat sich 
die lange Reise gelohnt? 

Lisa Daniell: Wir sind mit zwei Zielen 
zum Pressefest gekommen: Wir wollten 
unsere Erfahrungen im Aufbau von al¬ 
ternativen Medien in den USA teilen 
und Kontakte mit anderen alternativen 
Medienorganisationen aus der ganzen 
Welt aufbauen - nicht im Sinne einer 
alternativen Form im Vergleich zu den 
traditionellen Medien, sondern mit an¬ 
derem Inhalt und anderen Absichten 
als die Medienkonzerne. 

Wir wollten den Besuchern des 
Pressefestes auch vermitteln, dass es ei¬ 
nen Teil der USA gibt, der anders ist, als 
es die Medienkonzerne der Welt weis¬ 
machen wollen. Diese Reise war ein 
erster Schritt, und wir sind sehr glück¬ 
lich, dass sich für uns die Möglichkeit 
eröffnet hat, teilzunehmen. 


UZ: Im Anschluss an das Pressefest seid 
ihr durch Deutschland und die Schweiz 
gereist. Was war die Idee dabei? 

Diane Garreth: Meistens waren wir auf 
den Veranstaltungen in Deutschland 
und der Schweiz Teil einer US-ameri¬ 
kanischen und kubanischen Reisegrup¬ 
pe zusammen mit Jorgito Jerez und sei¬ 
ner Schwester Amanda unterwegs, bei¬ 
de Protagonisten des Dokumentarfilms 
„Die Kraft der Schwachen“, mit dem 
wir im April eine erfolgreiche Veran¬ 
staltungsreihe in New York organisiert 
haben. 

Neben dem Bericht von dieser 
Filmtour wollten wir das „Women‘s 
Press Collective“ als Organisation ei¬ 
ner alternativen Form der Presse vor¬ 
stellen. In den USA sind 90 Prozent der 
Medienindustrie in der Hand von ei¬ 
ner Handvoll Multis. In Folge dessen 
hat die arbeitende Bevölkerung in der 
Regel keinen Zugang zu einer davon 
abweichenden Berichterstattung, ins¬ 
besondere in Bezug auf die Frage, ob 
gesellschaftliche Veränderungen mög¬ 
lich sind oder wie sie selbst eine Rol¬ 
le in gesellschaftlichen Veränderungen 
spielen könnten. 

Unser Ziel besteht aber nicht nur 
darin, den Arbeiterinnen und Arbei¬ 
tern eine Stimme zu verschaffen oder 
eine alternative Botschaft zu vermit¬ 
teln, es ist vielmehr materieller Natur: 
durch die Produktion und den Vertrieb 
von Druckmaterialien eine Organisa¬ 
tion aufzubauen und Gegenmacht für 
arbeitende Frauen und Werktätige im 
Allgemeinen zu entwickeln. 

Auf den Veranstaltungen wollten 
wir einen Einblick in den strategi¬ 
schen Ansatz und die Methode geben, 
mit der wir im „Women‘s Press Coll¬ 
ective“ arbeiten. Wir sehen dabei un¬ 
sere Druckerzeugnisse als Werkzeuge 
im Aufbau von Organisierung. Unsere 


Mitgliedsorganisationen und auch ein¬ 
zelne WPC-Mitglieder eignen sich die 
technischen Fähigkeiten zum Konzi¬ 
pieren, Schreiben, Layouten und Dru¬ 
cken an und werden so in die Lage ver¬ 
setzt, ihre eigenen Veröffentlichungen 
und Materialien zu drucken, die sie für 
ihre Organisation benötigen oder auch 
dafür, um damit ihren Lebensunterhalt 
zu verdienen. Anschließend helfen sie, 
dieses Wissen an andere Mitglieder zu 
vermitteln. 

Wir vermitteln auch unsere eigene 



Lisa Daniell und Diane Garreth vom 
WPC, hier mit Tobias Kriele und 
Jorgito Jerez Belisario, in der Casa 
Cuba auf dem UZ-Pressefest 2016. 

Organisierungsstrategie, mit der die¬ 
se Materialien methodisch für gesell¬ 
schaftliche Veränderungen eingesetzt 
werden können. Keiner von uns kann 
ein solches Problem alleine angehen, 
nur durch Organisierung, durch das 
Zusammenfassung verschiedener 
Beiträge aus der Community können 
wir uns gegenseitig unterstützen, um 
die Wurzel unseres Elends zu besei¬ 
tigen. 

UZ: Wie beurteilt ihr die derzeitigen 
Proteste gegen rassistische Polizeigewalt 
in den USA? Können sie zum Entste¬ 


hen einer fortschrittlichen Entwicklung 
beitragen? 

Lisa Daniell: Das größere Problem im 
Vergleich zu rassistischen Vorurteilen 
ist die Existenz des institutionalisierten 
Rassismus, der dazu dient, den ökono¬ 
mischen und politischen Status Quo auf¬ 
rechtzuerhalten. Das ist der eigentliche 
Anlass der gegenwärtigen Proteste und 
Demonstrationen in den USA. Die Po¬ 
lizisten sind Regierungsangestellte und 
tun nur das, wozu sie ausgebildet wur¬ 
den. Wenngleich natürlich einzelne Po¬ 
lizisten rechtlich für ihre Taten zur Ver¬ 
antwortung gezogen werden müssen, 
wird das doch nicht zu Gerechtigkeit 
führen oder die Politik der diversen Po¬ 
lizeiabteilungen des Landes verändern. 

Die US-Propagandamaschine bläut 
der Bevölkerung ein, dass die Arbei¬ 
terklasse zur „Mittelschicht“ zähle und 
dass der Individualismus die Grundlage 
von „freedom and democracy“ sei. Da 
die Leute gar kein oder nur ein gerin¬ 
ges Klassenbewusstsein haben, reagie¬ 
ren sie auf gesellschaftliche Probleme 
eher auf eine individualistische denn 
auf eine kollektive Weise. Dies führt 
zu individuellen Reaktionen, entweder 
in Form von Rache oder von Randale. 
Zugleich aber ist beides ein Ausdruck 
davon, dass die USA derzeit eine Regie¬ 
rung haben, die zunehmend unfähig ist, 
ihrem Auftrag gemäß zu regieren, und 
eine Bevölkerung, die unwillig ist, sich 
auf diese Weise regieren zu lassen. 

Wir sehen unsere Aufgabe als 
„Women‘s Press Collective“ darin, jene 
zu erreichen, die nach effektiveren Al¬ 
ternativen als Demonstrationen und 
Krawallen suchen und wollen ihnen 
Wege aufzeigen, wie diese Art von Ver¬ 
änderung erreicht werden kann. Hierin 
sehen wir den Weg, eine fortschrittliche 
Bewegung in den USA aufzubauen. 

Interview: Tobias Kriele 
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Aung San Suu Kyi 
hält sich zurück 

Myanmar und seine Rohingya-Muslime: 
Blutiger Konflikt überlagert 
Wirtschaftsprobleme 



Kein buddhistisches Idyll: Noch immer hat die Armee die Macht, und große Teile des buddhistischen Myanmar unterstüt¬ 
zen den Völkermord der Generäle an den muslimischen Rohingya. 


A ung San Suu Kyi ist nicht nur 
Außenministerin von Myanmar 
(dem ehemaligen Birma), son¬ 
dern führt als „Staatsberaterin“ fak¬ 
tisch auch die Regierungsgeschäfte. In 
einer lang erwarteten Rede sprach sie 
am vergangenen Wochenende zu den 
Grundlinien der ökonomischen Politik 
ihrer Regierung. Sie gab zu, dass sich 
die Wirtschaft des Landes in den letz¬ 
ten Monaten nicht so entwickelt hat wie 
erhofft, und rief die anwesenden Ge¬ 
schäftsleute auf, mehr an das Gemein¬ 
wohl zu denken und weniger an den 
persönlichen Gewinn. Die einfachen 
Menschen erwarteten endlich Zugang 
zu Elektrizität, zu sauberem Wasser, zu 
medizinischer Hilfe und bezahlbare Le¬ 
bensmittel. 

Die Resonanz des auserwählten Pu¬ 
blikums, welches sogar unter südostasi¬ 
atischen Verhältnissen als besonders 
korrupt gilt, war nach der Rede denkbar 
verhalten. Erwartet worden waren kon¬ 
krete Aussagen zur rechtlichen Sicher¬ 
heit von Investitionen, zur zukünftigen 
Steuerpolitik und zur Geldpolitik ange¬ 
sichts einer hohen Inflation. Bemängelt 
wurde von den Wirtschaftsbossen vor 
allem, dass sich die Regierung zu viel 
mit ethnischen Fragen abgeben wür¬ 
de. Diese Bemerkung zielte auf einen 
wieder entflammten ethnischen Kon¬ 
flikt, der während des offiziellen Besu¬ 
ches von Aung San Suu Kyi in Indien 
am 19. Oktober zur Sprache kam. Von 
der Presse zu den letzten Ereignissen 
im Rakhine-Staat befragt, hatte sie Ar¬ 


mee- und Polizei ihres Landes aufgefor¬ 
dert, in diesem westlichen, an der Gren¬ 
ze zu Bangladesch liegenden Teil von 
Myanmar nach Recht und Ordnung zu 
operieren. Während Myanmar überwie¬ 
gend buddhistisch geprägt ist, gibt es im 
Rakhine-Staat einige Gebiete, in denen 
die muslimischen Rohingya - geschätzt 
wurden sie vor einigen Jahren auf etwa 
800 000 Menschen - die Bevölkerungs¬ 
mehrheit stellen. Anfang des Monats 
hatten einige hundert Bewaffnete, von 
Bangladesch kommend, dort Grenzpos¬ 
ten und eine Polizeistation überfallen. 
Die Armeeführung sprach von musli¬ 
mischen Terroristen, die von Pakistan 
und Saudi-Arabien Unterstützung be¬ 
kommen hätten. 

Gleichzeitig tauchten im Netz Auf¬ 
nahmen auf, die Menschengruppen im 
Rakhine-Staat zeigten, als sie „allahu 
akhbar“ skandierten. Die Armee hatte 
daraufhin das Gebiet der Rohingya-Be- 
völkerung zu einer Zone des Kampfes 
mit dem muslimischen Terrorismus er¬ 
klärt. Menschenrechtsgruppen erhalten 
aber trotz Absperrung Hinweise, dass 
die Soldaten nach der alten brutalen 
Manier Vorgehen, d.h. eine unbekannte 
Zahl von Zivilisten ermorden und de¬ 
ren Behausungen abbrennen. Hartnä¬ 
ckig hält sich auch die Behauptung, dass 
örtliche Hindus angehalten worden sind, 
als aufgeputschte Rohingya zu posieren, 
da beide Volksgruppen eine vergleichs¬ 
weise ähnliche dunkle Hautfarbe haben. 

Die sehr verhaltenen, fast verschäm¬ 
ten Äußerungen zu den Ereignissen 


durch Aung San Suu Kyi während ih¬ 
res Indien-Aufenthaltes waren für Ver¬ 
treter von Menschenrechtsorganisatio¬ 
nen befremdlich. Es ist kaum anzuneh¬ 
men, dass sie nicht die blutige Wahrheit 
kennt. UZ sprach mit Anhängern von 
Aung San Suu Kyi, die in Bangkok stu¬ 
dieren. Im vertraulichen Gespräch räu¬ 
men sie ein, dass nach wie vor die Ar¬ 
meeführung und das Innenministerium 
die wichtigen politischen Entscheidun¬ 
gen treffen. Daran habe auch ihr Wahl¬ 
sieg nichts geändert. Angesichts dieser 
momentanen Machtverhältnisse müsse 
sich die Friedensnobelpreisträgerin im 
Moment eben noch zurückhalten und 
könne nicht die offene Konfrontation 
suchen. 

Armeechef Min Aung Hlaing hatte 
kürzlich in einem seiner seltenen Inter¬ 
views rundweg geleugnet, dass es histo¬ 
risch überhaupt eine Ethnie der Rohin¬ 
gya gibt. Die angeblichen Rohingya, 
so der General, seien in Wirklichkeit 
„muslimische Bengalen“, deren Vorfah¬ 


ren durch die koloniale Verwaltung Bri- 
tisch-Indiens in den 1880er Jahren aus 
dem Nordosten Südasiens als Landar¬ 
beitsmigranten zur Arbeit in Birma an¬ 
geworben worden waren. Diese „Ben¬ 
galen“ könnten daher auch nicht Staats¬ 
bürger von Myanmar werden. 

Es war 1989, als die Armee begann, 
birmesische Buddhisten in bisher von 
der Rohingya-Bevölkerung dominier¬ 
ten Gebieten anzusiedeln. Land und 
Häuser der Rohingya gingen zwangs¬ 
weise in birmesischen Besitz über, 
145 000 von ihnen wurden gezwun¬ 
gen, ihre Heimat in Richtung Bangla¬ 
desch zu verlassen. Dann flohen 2012 
wieder, in einem unbeschreiblichen 
Elendszug, Tausende vor Armee und 
dem buddhistischen Mob („Wer hier 
mitlaufen muss, wird für den Rest sei¬ 
nes Lebens traumatisiert sein“, stand 
dazu in der UZ vom 22. Juni 2012). 
Im vergangenen Jahr wurden im thai¬ 
ländisch-malaysischen Grenzgebiet 
mehrere dutzend Massengräber ent¬ 


deckt, in denen Rohingya-Flüchtlin- 
ge verscharrt worden waren. Sie wa¬ 
ren auf ihrem Weg nach Südostasien 
in Thailand und Malaysia von Men¬ 
schenhändlern in Dschungellagern ge¬ 
fangen gehalten worden und dort an 
Krankheiten und erlittenen Torturen 
verstorben. 

Myanmars Militär hat in der Ver¬ 
gangenheit seine Macht auch deshalb 
erhalten können, weil der überwiegen¬ 
de Teil des buddhistischen Myanmars 
die völkermordende Politik der Gene¬ 
räle gegenüber den Rohingya mitgetra¬ 
gen hat. Das ist eine bittere Wahrheit. 
Auch in Aung San Suu Kyis Nationa¬ 
ler Liga für Demokratie herrscht - bis¬ 
her - Konsens, dass die Rohingya-Be¬ 
völkerung das Land verlassen sollte. 
Dass eine Bevölkerungsgruppe, denen 
man Menschlichkeit verwehrt, auch zu 
gewaltsamen, alles vernichtenden Ak¬ 
tionen fähig sein kann, ist anscheinend 
noch nicht verstanden worden. 

Gunter Willing 


Liberal von Sultans Gnaden 

Im Oman sind „Gastarbeiter“ Menschen zweiter Klasse 


Hisbollah-Verbündeter zum 
Präsidenten gewählt 

Libanon: Neoliberale „Future Movement“ unterstützt Aoun 


Die arabische Halbinsel ist häufig in 
den Schlagzeilen, aber wann haben Sie 
zuletzt vom Oman gehört? Der Oman, 
in etwa so groß wie Italien, besteht zu 
95 Prozent aus Wüste. Nur ein kleiner 
Teil des Landes ist besiedelt. Von den 
rund vier Millionen Einwohnern sind 
die Hälfte asiatische „Gastarbeiter“. 
Etwa zwei Drittel der Omanis sind iba- 
ditische Muslime. Der Ibadismus ist 
eine Rechtsschule, der weltweit etwa 
zwei Prozent aller Muslime angehören. 

Die Rechtsschule des Ibadismus 
zeichnet sich vor allem durch ihr libe¬ 
rales Verhalten gegenüber anderen Re¬ 
ligionen aus, die seit dem massenhaften 
Zuzug von „Gastarbeitern“ zahlreich 
vertreten sind. Vom indischen Hindu¬ 
priester bis zum amerikanischen Evan- 
gelikalen bezeugen alle ihre Zufrieden¬ 
heit mit der Religionspolitik des Oman. 
Die Religionsfreiheit endet allerdings 
im öffentlichen Raum. Dort sind Glau¬ 
bensbekundungen oder Missionseinsät¬ 
ze strikt untersagt - auch für Muslime. 

„Der Oman ist die Schweiz des 
mittleren Ostens“, ist eine geläufige 
Aussage. Besonders stolz ist man auf 
die neutrale und vermittelnde Haltung 
des Landes. Der Krieg im Jemen und 
in Syrien erfolgt ohne Beteiligung des 
Oman. Im Gegenteil, es wurden be¬ 
reits zahlreiche Runden für die Auf¬ 
nahme von Friedensgesprächen ange¬ 
stoßen. Der Grund ist schon mit einem 
Blick auf den Globus zu erkennen: Der 
Oman muss sich zwischen zwei Macht¬ 
blöcken behaupten. In der Straße von 
Hormus liegt der schiitische Iran nur 
55 Kilometer entfernt. Im Norden teilt 
er sich hunderte Kilometer Grenze 
mit dem wahabistischen Saudi-Arabi¬ 
en. Beide versuchen ihren Einfluss im 
Oman geltend zu machen - Saudi-Ara¬ 
bien insbesondere durch Propaganda¬ 
schriften und Prediger. Deshalb wird 
versucht, zwischen den Machtblöcken 
zu lavieren und auszugleichen. Der 
Oman unterhält mit allen arabischen 
Staaten diplomatische Beziehungen - 


und als einziges durchgehend auch mit 
Israel. 

Die Wirtschaft beruht, nicht über¬ 
raschend, auf Öl und zunehmend auf 
Gas. Auch der Oman hat seinen ko¬ 
metenhaften Aufstieg der Entdeckung 
von Öl zu verdanken. Allerdings war 
bereits von Anfang klar, dass die Öl¬ 
vorkommen nur bis 2020 ausreichen 
werden. Es wurden zwar neue Ölfel¬ 
der entdeckt, aber das baldige Versie¬ 
gen zögert sich damit nur wenig hinaus. 
Zudem ist das omanische Öl weder von 
der Qualität des saudischen Öls, noch 
ist es so günstig zu fördern. Durchaus 
vorausblickend wurde sich deshalb be¬ 
müht, die Wirtschaft zu diversifizieren. 

Insbesondere in die Infrastruktur 
und den Bildungsbereich wird massiv 
investiert. Im Gespräch mit Professo¬ 
ren der Sultan-Qabus-Universität, mit 
30 Jahren die älteste des Landes, zeigen 
sich jedoch deutliche Grenzen. Noch 
vor 40 Jahren gab es weder Schulpflicht 
noch Hochschulen. Dadurch fehle eine 
Lese- und Lerntradition. Studierende 
brechen das Studium ab, sobald sie eine 
gute Stelle in einem Staatskonzern „ver¬ 
mittelt“ bekommen. Die Studienzahlen 
sind mit 50 Prozent quotiert, allerdings 
ist dies eine Schutzquote für Männer. 
Würde das Vergabesystem nach Schul¬ 
noten konsequent umgesetzt, läge der 
Männeranteil bei unter 20 Prozent der 
Studienanfänger. 

Um Arbeitsplätze mussten sich Ab¬ 
solventen bis vor kurzem keinerlei Ge¬ 
danken machen. Erst mit dem Fallen 
des Ölpreises gibt es Druck auf dem 
Arbeitsmarkt - genauer gesagt, auf 
dem omanischen Arbeitsmarkt. Denn 
fast jegliche physische Arbeit wird von 
Asiaten, vor allem Indern, geleistet - 
auf Baustellen, im Restaurant, Super¬ 
markt oder als Hausmädchen. Einen 
Mindestlohn gibt es genau so wenig wie 
eine Arbeitszeitbegrenzung. Seit weni¬ 
gen Jahren dürfen Arbeiter „nur“ noch 
bis maximal 50 Grad Außentemperatur 
arbeiten. Seitdem unterscheiden sich 


auch die omanischen Wettermeldun¬ 
gen im Hochsommer konsequent von 
denen der BBC. 

Den schlimmsten Missbrauch gibt 
es aber nach wie vor im Bereich der 
Haushaltshilfe. Obwohl es seit einigen 
Jahren verboten ist, den Hausmäd¬ 
chen den Pass abzunehmen, berichtet 
ein indischer Priester von dieser häu¬ 
figen Praxis. Nach 20 Jahren müssen 
die „Gastarbeiter“ den Oman wieder 
verlassen. Eine Integration ist nicht er¬ 
wünscht. Dies ist auch im Umgang mit 
Asiaten überall zu spüren. Hier gibt es 
Menschen zweiter Klasse, auf die man 
zwar angewiesen ist, aber mit denen 
man niemals nach dem Feierabend ei¬ 
nen Kaffee trinken würde - Alkohol 
ist in der Öffentlichkeit natürlich nicht 
erlaubt. 

Regiert wird das Sultanat seit 46 
Jahren von Sultan Qabus ibn (Sohn des) 
Said, der 1970 seinem Vater die Macht 
entriss und das Land modernisierte, den 
Bürgerkrieg beendete, die Kommunis¬ 
ten in Dhofar bekämpfen ließ, Hoch¬ 
schulen baute, die Schulpflicht einführ¬ 
te, die Ölförderung nationalisierte und 
das Land in die UN führte. 

Der Sultan ist zeitglich Premier-, Fi¬ 
nanz-, Außen-, und Innenminister. Au¬ 
ßerdem ist er Befehlshaber der Streit¬ 
kräfte und der Polizei. Seit 1996 gibt es 
erstmals eine Verfassung, kurz darauf 
wurde ein beratendes Parlament zuge¬ 
lassen. Parteien sind verboten und nur 
staatstreue Gewerkschaften erlaubt. 

Wie es mit der zaghaften Liberali¬ 
sierung weitergeht, ist unklar. Der Sul¬ 
tan laboriert seit Jahren an Krebs und 
befindet sich die meiste Zeit über in 
Garmisch-Partenkirchen zur Behand¬ 
lung. Seit über zwei Jahren hat er keine 
neuen Botschafter akkreditiert. Nach 
seinem Tod, so hat er es in der Verfas¬ 
sung verankert, muss der Familienclan 
innerhalb von drei Tagen einen Nach¬ 
folger bestimmen. Womit die seit 1741 
herrschende Erbmonarchie ihre Fort¬ 
setzung finden würde. Raphael Fleischer 


Am Montag waren im Libanon Schulen 
und Geschäfte geschlossen - wegen der 
bevorstehenden Wahl eines neuen Prä¬ 
sidenten. Mehr als zwei Jahren war der 
Libanon ohne Präsidenten - keiner der 
Kandidaten konnte bei der Wahl durch 
die Parlamentsabgeordneten die nötige 
Mehrheit erzielen. Zu tief ist die politi¬ 
sche Spaltung zwischen den Blöcken der 
„Koalition 14. März“ und der „Allianz 
des 8. März“. 

Die Namen der beiden Blöcke gehen 
auf den Prozess zurück, in dem die sy¬ 
rische Armee nach Protesten gegen ihre 
Anwesenheit und ihren Einfluss und auf 
Druck der USA - eine US-Ministerin 
prägte dafür den Namen „Zedernrevo¬ 
lution“ - den Libanon verlassen musste. 
Dies geschah am 14. März 2005, und das 
Datum war namensgebend für die Koali¬ 
tion des 14. März. Insbesondere die „Zu¬ 
kunftsbewegung“ (Future Movement) 
von Saad Hariri gibt hier den Ton an. 
Sie vertritt eine neoliberale Politik und 
hat enge Verbindungen zu den USA und 
Saudi-Arabien. 

Bevor die syrische Armee den Liba¬ 
non verließ, gab es in Beirut am 8. März 
2005 eine große Demonstration zur Un¬ 
terstützung Syriens. 500 000 Teilnehmer 
dankten Syrien für die positive Rolle bei 
der Beendigung des libanesischen Bür¬ 
gerkrieges und für die Unterstützung 
des Widerstands gegen Israel. Daher der 
Name „Allianz des 8. März“, die zentrale 
Kraft der Allianz ist Hisbollah. 

Im Krieg gegen Syrien unterstützt das 
Future Movement die Feinde der syri¬ 
schen Regierung, während Hisbollah auf 
Seiten der Regierung kämpft. 

Die Gruppe um Hariri ist sunnitisch 
geprägt und die um Hisbollah schiitisch. 
Aber beide Blöcke umfassen christliche 
und drusische Gruppen und damit wich¬ 
tige Teile der libanesischen Gesellschaft. 
Eine weitere Komponente ist die soziale 
Frage. Die Credit Suisse zählt den Liba¬ 
non zu den Ländern, in denen die Sche¬ 


re zwischen Reich und Arm am weites¬ 
ten auseinanderklafft. 50 Prozent der 
Erwachsenen besitzen weniger als 5 300 
Dollar - zugleich blühen in Beirut Show- 
rooms von Ferrari und anderen Luxus¬ 
herstellern. 

Die politischen Institutionen des Li¬ 
banon sind in ein enges Korsett von Vor¬ 
gaben in Hinsicht auf religiöse und eth¬ 
nische Strukturen gepresst. Wichtige Ent¬ 
scheidungen verbleiben in der Hand von 
politischen Dynastien, die Macht erhiel¬ 
ten aufgrund ihres Reichtums oder ihres 
militärischen Einflusses. 

Praktische Entscheidungen der Re¬ 
gierung scheitern immer wieder an den 
gegensätzlichen Interessen einflussrei¬ 
cher Gruppen und Dynastien und an 
der Korruption. Ein Beispiel dafür war 
die Müllkrise des Jahres 2015: Anwoh¬ 
ner hatten die Schließung einer Müll¬ 
kippe durchgesetzt, die schon seit Jahren 
überfällig war. Ineffizienz der Regierung 
und Korruption waren die Ursache dafür, 
dass eine neue Deponie nicht eröffnet 
wurde. Müllberge blockierten die Stra¬ 
ßen in Beirut und führten zu Protesten 
und Demonstrationen. Die Hisbollah er¬ 
klärte, sie unterstütze friedliche Proteste 
gegen die umfassende Korruption. 

Gegenseitige Blockaden der großen 
politischen Blöcke sind Alltag im Li¬ 
banon. So war es keine kleine Überra¬ 
schung als Saad Hariri, der Führer des 
Future Movement ankündigte, die Wahl 
von Michel Aoun zum Präsidenten des 
Libanon zu unterstützen. Der 83-jährige 
Aoun war einer der Akteure im libane¬ 
sischen Bürgerkrieg und bekämpfte da¬ 
mals den syrischen Einfluss. Heute ist er 
ein Verbündeter der Hisbollah. 

Hariris Unterstützung für Aoun rief eini¬ 
ges Stirnrunzeln bei Anhängern und Hin¬ 
termännern seiner Partei hervor. Eine Än¬ 
derung der Politik der Zukunftsbewegung 
ist dennoch nicht zu erwarten. Aoun wur¬ 
de vergangenen Montag wie erwartet zum 
Staatspräsidenten gewählt. Manfred Ziegler 
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Demonstration in Düsseldorf am 5.2.1977 


Arbeiterjugend demonstriert-Von den Kollegen gewählt, von den Bossen 
gefeuert (Köln am 2.10.1973) 


Kein Ende der Berufsverbote? 



I m Jahr 1972 führte ein Beschluss der bundes¬ 
deutschen Ministerpräsidenten und des Bundes¬ 
kanzlers Willy Brandt zu einer Welle von Über¬ 
prüfungen bei Bewerbern für den öffentlichen 
Dienst und Beamten. Zur Abwehr angeblicher Ver¬ 
fassungsfeinde sollten „Personen, die nicht die Ge¬ 
währ bieten, jederzeit für die freiheitlich-demokra¬ 
tische Grundordnung einzutreten“ aus dem öffent¬ 
lichen Dienst ferngehalten bzw. entlassen werden. 

Solche Überprüfungen fußten auf „Erkennt¬ 
nissen“ des Verfassungsschutzes. Der Erlass, die 
„Grundsätze zur Frage der verfassungsfeindlichen 
Kräfte im öffentlichen Dienst“ (Ministerpräsiden¬ 
tenbeschluss vom 28. Januar 1972) richtete sich for¬ 
mell gegen „Links- und Rechtsextremisten“, in der 
Praxis traf er vor allem Linke: Mitglieder der DKP, 
der SDAJ, des MSB und anderer sozialistischer und 
linker Gruppierungen, Mitglieder von Friedensini¬ 
tiativen bis hin zu SPD-nahen Studierendenorgani¬ 
sationen. Ja, er traf sogar sozialdemokratische Kri¬ 
tiker des „Radikalenerlasses“. 

„Mit dem Kampfbegriff der , Verfassungsfeind¬ 
lichkeit’ wurden missliebige und systemkritische 
Organisationen und Personen an den Rand der Le¬ 
galität gerückt, wurde die Ausübung von Grund¬ 
rechten wie der Meinungs- und Organisationsfrei¬ 


heit bedroht und bestraft“, hieß es vor vier Jahren in 
der nach wie vor hoch aktuellen Erklärung „28. Ja¬ 
nuar 2012:40 Jahre Berufsverbot - Betroffene for¬ 
dern: endlich Aufarbeitung und Rehabilitierung!“ 
(http ://berufsv erböte, de/index.php/erklaerung.html ) 
Es ging mit dem „Radikalenerlass“ um die Wie¬ 
derherstellung und Festigung des inneren antikom¬ 
munistischen Konsenses in der Bundesrepublik 
Deutschland in Zeiten außenpolitischer Entspan¬ 
nung, der Neuen Ostpolitik unter Willy Brandt, der 
Zulassung der DKP und in den öffentlichen Dienst 
drängender „68er“. Der Sozialdemokrat Gert Börn¬ 
sen schrieb im August 1973 in „Die Zeit“ Hinter¬ 
grund des „Extremistenerlasses“ und der Berufs¬ 
verbotspraxis seien Klassenauseinandersetzungen in 
der Bundesrepublik: „Die Bedrohung der spätkapi¬ 
talistischen Ordnung ist nicht durch noch so extre¬ 
me rechtsradikale und neonazistische Ideologen und 
deren Vertreter im Staatsdienst gegeben, sondern 
durch ,Linke’. Durch ,Systemüberwinder’ usw. ... 
Die zunehmende öffentliche Kritik an der Konzen¬ 
tration und Zentralisation des Kapitals, an der Mo¬ 
nopolisierung und Oligopolisierung der Wirtschaft 
und die politischen Auswirkungen dieser Kritik auf 
Staat und Gesellschaft haben die Rechtskräfte in der 
BRD nervös gemacht und verschärfte Maßnahmen 


des Staates gegen die Kritiker fordern lassen. Für die 
rechten Gruppen ist die Unterdrückung der,system¬ 
gefährdenden’ Kritik ein machtpolitisches Problem“ 
(G. Börnsen: Extremisten-Erlass ein widersinniges 
Abkommen. In:„Die Zeit“ 24.8.1973 , Nr. 35). 

Die Berufsverbote waren einmalig in der Eu¬ 
ropäischen Gemeinschaft und wurden damals in 
internationalen Gremien als Verletzung der Men¬ 
schenrechte gewertet. Im In- und Ausland formier¬ 
te sich eine breite Protestbewegung. 

Bis Ende der achtziger Jahre mussten sich 
3,5 Millionen Bewerber für den öffentlichen Dienst 
auf ihre Gesinnung überprüfen lassen. In der Fol¬ 
ge kam es zu 11 000 offiziellen Berufs Verbots ver¬ 
fahren, 2 200 Disziplinarverfahren, 1 250 Ableh¬ 
nungen von Bewerbungen und 265 Entlassungen. 
Diese Angaben machte die Bundesregierung ge¬ 
genüber der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO), die 1987 die Berufsverbotspraxis verurteilt 
hatte. Andere Zahlen liegen nicht vor, von einer 
hohen Dunkelziffer ist auszugehen. 

Als erstes Bundesland hob das Saarland den 
Radikalenerlass am 25. Juni 1985 förmlich auf. Wei¬ 
tere Bundesländer folgten oder ersetzten den Er¬ 
lass durch länderspezifische Nachfolgeregelungen. 


Als letztes Bundesland stellte der Freistaat Bayern 
1991 die Regelanfrage ein. 

In den meisten Ländern wird heute eine soge¬ 
nannte Bedarfsanfrage beim Verfassungsschutz 
durchgeführt. 

Nach dem Anschluss der DDR galt ab 1990 die 
Überprüfungspraxis in den neuen Bundesländern. 

Die Bedrohung durch den „Radikalenerlass“ 
gehört auch heute keineswegs der Vergangenheit 
an: In Bayern wird seit 1991 jeder Bewerber zum 
Staatsdienst in einem Fragebogen zur möglichen 
Mitgliedschaft in einer „verfassungsfeindlichen“ 
Organisation oder früheren Funktionärsposten 
in einer Massenorganisation der DDR befragt. 
Im Jahr 2004 belegten die Bundesländer Baden- 
Württemberg und Hessen den Heidelberger Real¬ 
schullehrer Michael Csaszköczy mit Berufsverbot, 
weil er sich in antifaschistischen Gruppen engagiert 
hatte. Erst 2007 wurde seine Ablehnung für den 
Schuldienst durch die Gerichte endgültig für un¬ 
rechtmäßig erklärt. Er erhielt Schadenersatz und 
wurde in den Staatsdienst übernommen. 

Aktuell blockiert der Verfassungsschutz die Ein¬ 
stellung des DKP-Mitglieds Kerem Schamberger an 
der Münchener Uni. UZ/Fotos: UZ-Archiv 



Bild oben: Düsseldorf 6. Juni 1973 - Bild unten links: Hannover, 9.2.1983 

Bild unten: Köln am 11. Oktober 1984 Aktion vor dem Verfassungsschutzgebäude 
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Meinung der Bewegung 


Sevim Dagdelen über die Terrorbeihilfe für Merkels Premiumpartner 



Protest in Madrid gegen Rajoy: Die 

Nachrichten nannten es eine Wahl, die 
Demonstranten gingen - so das Mot¬ 
to - „gegen den Putsch der Mafia“ auf 
die Straße: Am vergangenen Samstag 
ließ Mariano Rajoy sich erneut zum 
spanischen Ministerpräsidenten küren. 
Die Veranstalter sprachen von 150 000 
Menschen, die gegen die neue Regierung 
protestierten, die Polizei von 6000. Nach 
der Abstimmung stießen auch linke Par¬ 
lamentsabgeordnete zur Kundgebung. 

Die Demonstration richtete sich ge¬ 
gen den rechtskonservativen Minister¬ 
präsidenten Mariano Rajoy, welcher seit 
2011 das Amt innehat und am Samstag 
nach einer zehnmonatigen Übergangs¬ 
regierung wiedergewählt wurde. Da sei¬ 
ne postfranquistische Volkspartei (PP) 
keinen Koalitionspartner fand, bildet sie 
nun eine Minderheitsregierung. Den Weg 
dazu ebneten die Sozialdemokraten, in¬ 
dem sie sich bei der Abstimmung enthiel¬ 
ten. Die Demonstranten werfen der sozi¬ 
aldemokratischen PSOE „Verrat“ vor, da 
sie sich vor der Wahl gegen Rajoy posi¬ 
tioniert hatten. Rajoy und die PP stehen 
vor allem wegen Korruptionsskandalen, 
starken Einsparungen im Gesundheits¬ 
und Bildungsbereich und umstrittenen 
Arbeitsmarktreformen in der Kritik. 
Spanien hat mit einer hohen Staatsver¬ 
schuldung und Arbeitslosigkeit, vor al¬ 
lem unter Jugendlichen, zu kämpfen. 

Bei den letzten Wahlen konnten lin¬ 
ke Kräfte zwar Stimmen hinzugewinnen, 
eine linke Regierung scheiterte jedoch an 
der Haltung der Sozialisten. 

Auf ihren Schildern beschrieben die 
Demonstranten ihre Erfahrungen mit 
den bisherigen Regierungen Rajoy: „Die 
Volkspartei betrügt, raubt und knebelt“. 

HS 


Studierende gegen Berufsverbot 

Solidarität mit Kerem Schamberger, Freiheit der Wissenschaft verteidigen 


Der AStA der Hamburger Uni, die Fach¬ 
schaft Kommunikationswissenschaf¬ 
ten der Münchener Uni und linke Stu¬ 
dierende aus der Schweiz haben gegen 
das De-Facto-Berufsverbot für Kerem 
Schamberger protestiert. Der bayerische 
Verfassungsschutz blockiert seit Anfang 
Oktober Kerems Einstellung als Wissen¬ 
schaftlicher Mitarbeiter an der Münche¬ 
ner Uni, weil er Mitglied der DKP ist. 
Bewerber für den Öffentlichen Dienst 
müssen in Bayern in einem Fragebogen 
versichern, dass sie „Gewähr dafür bie¬ 
ten, für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung und die Verfassung des 
Freistaates Bayern einzutreten“. 

Offenbar hat der Verfassungsschutz 
inzwischen eine Stellungnahme zu Ke¬ 
rems Einstellung an die Universität ge¬ 
schickt, bei Redaktionsschluss war un¬ 
klar, ob das Berufsverbot damit ver¬ 
längert oder aufgehoben wird. Zu der 
ausführlichen, auch internationalen Be¬ 
richterstattung sagte Kerem im ISW-In- 
terview: „Im Grunde genommen kann 
ich dem Verfassungsschutz auch irgend¬ 
wie dankbar sein, dass er aktuelle linke, 
kommunistische Positionen wieder auf 
die Titelseiten der Zeitungen gebracht 
hat.“ 

Verfassung vor dem 
Verfassungsschutz schützen 

Der AStA der Universität Hamburg for¬ 
dert „Wissenschaftsfreiheit statt Berufs¬ 
verbote“: 

„Wir solidarisieren uns als AStA 
der Universität Hamburg mit Kerem 
Schamberger und fordern die sofortige 
Aufhebung des de-facto-Berufsverbots. 
Die Freiheit der Wissenschaft, welche 
als Konsequenz aus der Indienstnahme 
der Wissenschaft im deutschen Faschis¬ 
mus ins Grundgesetz geschrieben wurde, 
muss in Bayern anscheinend gegen den 
sog. „Verfassungsschutz“ verteidigt wer¬ 
den. Besonders pikant ist die Tatsache, 
dass Kerem seit längerer Zeit die Situa¬ 
tion der Pressefreiheit in verschiedenen 
Ländern untersucht, wozu er auch pro¬ 
movieren und forschen soll. (...) 

Nun soll genau die Fortführung dieser 
Tätigkeit auf wissenschaftlicher Grundla¬ 
ge durch die blockierende Nicht-Antwort 
des ,Bayerischen Landesamtes für Ver¬ 


fassungsschutz 4 verhindert werden, weil 
Kerem Schamberger Mitglied der DKP 
und solidarisch mit der linken kurdischen 
Bewegung ist. 

Wir verurteilen als studentische Interes¬ 
senvertretung der Universität Hamburg 
diesen Antikommunismus aufs Schärfste. 
Der sogenannte Verfassungsschutz 4 agiert 
in Zeiten einer sich gesellschaftlich wei¬ 


ter zuspitzenden gesellschaftlichen Pola¬ 
risierung (und darin der Brutalisierung 
der Rechten) im Kalter-Krieg-Modus: 
auf dem rechten Auge blind und Linke 
kriminalisierend. (...) (D)ie Verfassung 
muss aktuell anscheinend vor den ver¬ 
meintlichen Verfassungsschützer*Innen 
geschützt werden.“ 

Unpolitisch 

Die Fachschaft, in der Kerem Scham¬ 
berger selbst aktiv war, postete bei Fa- 
cebook: 

„Die Fachschaft Kommunikations¬ 
wissenschaft am (Institut für Kommu¬ 
nikationswissenschaft und Medienfor¬ 
schung der Uni München) steht an der 
Seite von Kerem Schamberger, als jahre¬ 
langes aktives Fachschaftsmitglied. Auch 
wenn wir uns als Fachschaft von jeglicher 
politischer Einstellung distanzieren, kri¬ 
tisieren wir die Verhinderung seiner An¬ 
stellung an unserem Institut seitens des 
bayerischen Verfassungsschutzes. Wir 
sind der Meinung, dass seine politischen 
Einstellungen einer erfolgreichen wissen¬ 
schaftlichen Karriere nicht im Wege ste¬ 
hen sollten“ 


Angriffsziel von Reaktionären 

Bei der „Langen Nacht der Kritik“ mach¬ 
ten linke Studierende aus Zürich und Fri¬ 
bourg in der Schweiz ein Foto zur Solida¬ 
rität und schrieben dazu: 

„Einem jungen Kommunikationswis¬ 
senschaftler der LMU (München), der zu 
Nordkurdistan doktorieren möchte, wird 
aktuell die Anstellung durch den baye¬ 


rischen Verfassungsschutz verhindert, 
weil er Mitglied der DKP ist. Weil wir das 
scheisse finden und weil Kerem ein nicer 
Typ ist, haben wir 1 Solifoto gemacht. Da 
die Hintergründe des Falles bereits in vie¬ 
len verschiedenen Medien abgehandelt 
wurden, beschränken wir uns auf einige 
Gedanken, welche mensch sich zu Solifo¬ 
tos machen kann. (...) 

Der Natur der Sache nach sind Kom¬ 
munisten wie Kerem Schamberger inter¬ 
nationalistisch orientiert und als solche 
eingebettet im Kampf gegen die beste¬ 
henden Verhältnisse. Kerem Schamber¬ 
ger hat sich über die letzten Jahre als zu¬ 
verlässige Quelle zu (den Konflikten in 
der Türkei und dem Nahen Osten) ver¬ 
dient gemacht. Durch seine Arbeit zeigt 
er einem grossen Publikum die Bigotterie 
und Mittäterschaft der bundesdeutschen 
und europäischen Regierungen an die¬ 
sen Verbrechen gegen die Menschlich¬ 
keit. Durch so eine unbeugsame interna¬ 
tionalistische Ausrichtung werden solche 
Menschen Angriffsziel von reaktionären 
Organisationen wie dem Verfassungs¬ 
schutz und haben ebenso unsere Solida¬ 
rität verdient“ 



Berufsverbot: Scheiße. Kerem: Nice. i Solifoto aus der Schweiz. 


Freifahrtschein für die 
Erdogan-Diktatur 


Recep Tayyip Erdogan errichtet in der 
Türkei eine Ein-Mann-Diktatur und 
seine Verbündeten in der NATO ge¬ 
ben ihm dabei Rückendeckung. Nach 
dem Angriff auf die wichtigste ver¬ 
bliebene regierungskritische Zeitung 
„Cumhuriyet“ bekräftigt Washing¬ 
ton seine „Freundschaft“ mit Ankara. 
Um den Schein zu wahren, wird der 
Partner in Ankara gebeten, doch bit¬ 
te die Meinungsfreiheit zu respektie¬ 
ren. Ähnliches verlautet von der EU 
in Brüssel, während gleichzeitig soge¬ 
nannte Vorbeitrittshilfen in Milliar¬ 
denhöhe fließen. Auch Bundeskanz¬ 
lerin Merkel bekundet, sie mache sich 
„Sorgen um die Pressefreiheit“ in der 
Türkei. Das ist pure Heuchelei und 
hält sie nicht davon ab, weiter Bun¬ 
deswehrsoldaten nach Incirlik zu schi¬ 
cken. Die Pressefreiheit in der Türkei 
ist längst abgeschafft. Merkels Premi¬ 
umpartner Erdogan hat bei seinem 
Putsch gegen die Demokratie mittler¬ 
weile mehr als 100 kritische Medien 
geschlossen und ebenso viele Journa¬ 
listen in Haft genommen. 

Mit brutaler Gewalt geht Erdo¬ 
gan gegen alle Andersdenkenden vor. 
HDP-Chef Selahattin Demirtas warnt 
vor einem neuen „Hitler-Faschismus“ 
in der Türkei. Um Platz in den Knäs- 
ten für seine Kritiker zu schaffen, hat 
der Despot mehr als 30 000 verurteil¬ 
te Straftäter vorzeitig aus der Haft 
entlassen, darunter selbst Mörder. 
Merkels Premiumpartner führt Krieg 
gegen die Kurden, in der Türkei wie 
im Nachbarland Syrien - und die Bun¬ 
deswehr steuert mit ihren „Tornado“- 
Aufklärungsdaten wahrscheinlich 
auch noch die Zieldaten dafür bei. 
Mit dem geplanten AWACS-Einsatz 
unter deutscher Beteiligung wird das 
perfektioniert. Das ist Terrorbeihilfe 
aus Berlin für den Terrorpaten in An¬ 
kara. Zu den Waffenlieferungen an is- 
lamistische Milizen in Syrien kommen 
die gezielten Angriffe auf die kurdi¬ 
schen Volksverteidigungseinheiten 
YPG. Erdogan gibt vor, mit den USA 
und anderen NATO-Staaten den „Is¬ 
lamischen Staat“ zu bekämpfen. Tat¬ 
sächlich stärkt er die Gotteskrieger 
nach Kräften. Die Bundesregierung 


weiß das ganz genau: Im Sommer hat 
sie selbst erklärt, der türkische Prä¬ 
sident habe sein Land zur „zentralen 
Aktionsplattform“ für islamistische 
und terroristische Organisationen im 
Nahen Osten ausgebaut. 

Mittlerweile stellt Erdogan die 
Grenzen in der Region in Frage. Das 
irakische Mosul und das syrische 
Aleppo gehörten dem türkischen 



Volk, lässt er seinen neoosmanischen 
Großmachtphantasien freien Lauf. 
Selbst EU-Mitglieder sind vor ihm 
nicht sicher. Auf Karten in Erdogan- 
Medien werden die Gebietsansprü¬ 
che auf die griechische Inselgruppe 
der Dodekanes und auf Bulgarien 
ausgeweitet. 

Der Präsident in Ankara hat für 
seinen antidemokratischen Kurs ei¬ 
nen Freifahrtschein von Bundeskanz¬ 
lerin Merkel, von der EU und von der 
NATO. Erdogan kann gegen die Kur¬ 
den Krieg führen und seine Kritiker 
einknasten, weil in Berlin, Brüssel 
und Washington zum Schein die Stirn 
gerunzelt wird, aber keiner die rote 
Karte zeigt. 

Sevim Dagdelen ist Mitglied des Aus¬ 
wärtigen Ausschusses des Bundesta¬ 
ges und Sprecherin für Internationale 
Beziehungen der Fraktion „Die Linke“. 
Im Westend-Verlag ist von ihr gerade 
das Buch „Der Fall Erdogan. Wie uns 
Merkel an einen Autokraten verkauft“ 
erschienen. 


Georg Fülberth über die US-Wahlen und den Aufstieg der Rechten 

Dritte Partei 


1912 trat der ehemalige US-Präsi- 
dent Theodore Roosevelt, der von 
seinen Republikanern nicht mehr 
aufgestellt wurde, für eine „Progres¬ 
sive Party“ an und scheiterte. 1948 
kandidierte Henry A. Wallace, einst 
Vizepräsident, ebenfalls für eine Par¬ 
tei dieses Namens. Er wurde auch 
von den Kommunisten unterstützt, 
die später immer wieder auch eige¬ 
ne Bewerber aufstellten, für das Vi¬ 
zepräsidenten-Amt 1980 und 1984 
Angela Davis (0,05 bzw. 0,04 Pro¬ 
zent). Der Umweltschützer Ralf Nä¬ 
der trat 1996,2000,2004 und 2008 an, 
die Grüne Jill Stein 2012, und sie ver¬ 
sucht es auch diesmal. 

Die so genannten „Dritte Par¬ 
teien“ gehörten immer zur Linken. 
Selbst der Imperialist Theodore Roo¬ 
sevelt (nicht zu verwechseln mit sei¬ 
nem Neffen Franklin Delano Roose¬ 
velt) sah sich so, wegen seiner innen¬ 
politischen Reformprogramme. 

2016 wäre also Jill Stein die Kan¬ 
didatin der linken Dritten Partei. 

Wohin gehört Donald Trump? 
Klar: zur äußersten Rechten. Viel¬ 
leicht könnte man ihn aber auch als 
Kandidaten einer Vierten Partei se¬ 
hen. Er gewann zwar die Vorwah¬ 
len der Republikaner, aber gegen 
deren Apparat. Da Jill Stein weit 
abgeschlagen ist, könnte sein An¬ 
hang auch als Dritte Partei bezeich¬ 
net werden, diesmal also nicht eine 


linke, sondern eine rechte. Dass sie 
untergeht, falls er scheitert, ist nicht 
sicher. Gewinnt er gar, hat sie sich 
etabliert. Die bisherige Republi¬ 
kanische Partei bliebe bestehen, es 
gäbe dann - zumindest vorüberge¬ 
hend - ein Drei-Parteien-System in 
den USA. 

Dass insofern die Dritte Partei 
von der Rechten gestellt wird, zeigt 
eine Verschiebung des politischen 
Spektrums an und gehört zu einem 
Trend in der gesamten kapitalisti¬ 
schen Welt einschließlich Russlands, 
mit Ausnahme vorerst vielleicht noch 
Chinas: Chauvinisten der verschie¬ 
densten Art sind entweder an der 
Macht oder führen eine starke Op¬ 
position an. 

Gewinnt Clinton, hat sie sich 
vor allem bei Trump zu bedanken. 
Dass diese kriegsfreundliche Poli¬ 
tikerin im Volk weithin unbeliebt 
ist, mag zunächst nicht viel über sie 
selbst aussagen, denn das Volk hat ja 
manchmal merkwürdige Ansichten. 
Aber auch die Linken sagen ziem¬ 
lich einstimmig, sie sei im Grunde 
nicht wählbar. Bernie Sanders wirbt 
für sie als Parteisoldat. Angela Da¬ 
vis spricht sich zähneknirschend für 
sie aus - wegen Trump. Ohne diesen 
ihren wichtigsten Wahlhelfer würde 
sogar die Tatsache, dass sie die ers¬ 
te Frau im Präsidentenamt werden 
könnte, vielleicht nicht ausreichen. 
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Gestützt durch Kapital und Vatikan 

Am i. November 1926 ging Mussolini zur offen terroristischen Diktatur über 


M it dem Verbot der kommunis¬ 
tischen und sozialistischen, 
aber auch aller antifaschisti¬ 
scher Positionen beschuldigter Pres¬ 
seorgane leitete Mussolini am 1. No¬ 
vember 1926 den Übergang zur offen 
terroristischen Diktator ein. Das In¬ 
terdikt betraf die „Unita“ der Italieni¬ 
schen Kommunistischen Partei (PCI), 
den „Avanti“ der Sozialistischen Partei 
(PSI), die Gewerkschaftszeitung „Bat- 
taglia sindacali“ und bekannte bürger¬ 
liche Zeitungen wie die Turiner „Stam- 
pa“ oder den Mailänder „Corriere della 
Sera‘,‘ die sich in der vorangegangenen 
Krise des faschistischen Regimes nicht 
offen hinter den „Duce“ gestellt hatten. 
Am 5. November wurden alle Partei¬ 
en und Organisationen, ausgenommen 
der Partito Nazionale Faschista (PNF) 
und seine Organisationen, verboten. 
Die faschistische Parlamentsmehr¬ 
heit verabschiedete Ausnahmegesetze, 
nach denen Mussolini als Regierungs¬ 
chef nicht mehr dem Parlament rechen¬ 
schaftspflichtig war, sondern nur noch 
dem König, was eine reine Formali¬ 
tät war. Regierungsdekrete bedurften 
keiner legislativen Zustimmung mehr. 
Ahe kommunistischen und sozialisti¬ 
schen Abgeordneten, derer die Polizei 
habhaft werden konnte, wurden verhaf¬ 
ten, darunter am 8. November PCI-Ge- 
neralsekretär Antonio Gramsci. Dem 
PSI-Vorsitzenden Pietro Nenni gelang 
es, nach Paris zu fliehen. 

In den revolutionären Nachkriegs¬ 
kämpfen besetzten die Arbeiter im 
August/September 1920 alle großen 
Betriebe in Norditalien, gewählte Fa¬ 
brikräte übernahmen die Leitung der 
Produktion (die sie trotz Sabotage des 
größten Teils des technischen Perso¬ 
nals durchweg zu 70 Prozent aufrecht¬ 
erhielten) und bildeten bewaffnete 
Rote Garden zur Verteidigung der Un¬ 
ternehmen. Im Süden nahm die Inbe¬ 
sitznahme von Ländereien der Latifun- 
distas teilweise Massencharakter an. 
Die Regierung musste durch Dekret 
das Vorgehen der Bauern legalisieren. 

Da dem Imperialismus in Italien 
zu dieser Zeit nicht wie in Deutsch¬ 
land eine mehrheitlich revisionisti¬ 


sche und chauvinistische Positionen 
vertretende sozialdemokratische 
bzw. sozialistische Führung zur Nie¬ 
derschlagung der revolutionären Ar¬ 
beiter zur Verfügung stand, setzten 
seine reaktionärsten Kreise auf Mus¬ 
solini. Von dem Verband der Groß¬ 
industriellen Conhndustria und der 
Confederazione delPAgricoltura der 
Latifundistas sowie aus vielen Unter¬ 
nehmerkassen (Conti, Pirelli, Agnelli, 
Benni, Donegani, Bennedetti) erhiel¬ 
ten die Faschisten reichlich Gelder. 


Der im Februar 1922 neu gewählte 
Papst Pius XI. ergriff offen Partei für 
die Faschisten. Zur Vorbereitung sei¬ 
nes Machtantritts formierte Mussolini 
im November 1921 den Partito Nazi¬ 
onale Faschista (PNF). 

Der Marsch auf Rom 

Vom in Neapel tagenden PNF-Kon- 
gress marschierten am 22. Oktober 
40 000 Faschisten nach Rom. Musso¬ 
lini begab sich nach Mailand, wo er 
mit der Führung der Conhndustria 


mit Gummikönig Pirelli an der Spit¬ 
ze zusammentraf, die Vittorio Ema- 
nuele III. das Signal zur Ernennung 
des „Duce“ zum Regierungschef gab. 
Mussolini gab den Herren noch ein¬ 
mal zu verstehen, dass seine antikapi- 
talistischen Forderungen nicht ernst 
zu nehmen und die Sicherung der In¬ 
teressen der Wirtschaft und die „Wie¬ 
derherstellung der Arbeitsdisziplin in 
den Betrieben“ für ihn oberstes An¬ 
liegen seien. Pirelli war beeindruckt. 
„Welch ein Mann, dieser Mussolini, 


mit dem man sich so sachkundig über 
derartige Fragen unterhalten kann“. 
Nachdem Pirelli das Signal gegeben 
hatte, beauftragte der König den in 
Rom eingetroffenen Mussolini am 
30. Oktober mit der Regierungsbil¬ 
dung. Er übergab die Exekutive ei¬ 
ner Partei, die im Parlament von 508 
Sitzen nur 36 belegte. Noch am selben 
Tag nahmen der Monarch und Musso¬ 
lini - zum Entsetzen vieler Römer - 
eine Parade der faschistischen Hor¬ 
den und einer Formation der königli¬ 
chen Armee ab. 

Am nächsten Tag legitimierten 
Nationalisten, Liberale und die ka¬ 
tholische Volkspartei mit ihrem Ein¬ 
tritt in die Regierung den Putsch 
Mussolinis. Die bürgerliche Parla¬ 
mentsmehrheit sprach Mussolini 
mit 306 Stimmen das Vertrauen aus. 
Es gab nur 106 Gegenstimmen, vor 


allem aus den Arbeiterparteien. Ne¬ 
ben der Monarchie musste Mussoli¬ 
ni auch den parlamentarischen Rah¬ 
men beibehalten. Der König, die 
Conhndustria und der Vatikan woll¬ 
ten so die bürgerlichen Parteien be¬ 
sänftigen und Widerstand ihrerseits 
Vorbeugen. Dem entsprechend be¬ 
setzte der PNF nur vier der 15 Kabi¬ 
nettsressorts, darunter Mussolini die 
für Äußeres und Inneres. Zwei am 
Putsch beteiligte hohe Militärs über¬ 
nahmen das Kriegsministerium bzw. 
das Marineressort. Sieben Minister 
der bürgerlichen Parteien verschaff¬ 
ten dem seinem Charakter nach fa¬ 
schistischen Kabinett ein parlamen¬ 
tarisch verbrämtes, bürgerlich-demo¬ 
kratisches Mäntelchen und nährten 
unter dem faschistischen Regime 
noch mit Vorbehalten gegenüberste¬ 
henden bürgerlichen Politikern die 
Illusion, der „Duce“ müsse mit den 
bürgerlichen Parteien die Macht tei¬ 
len und könne so unter Kontrolle ge¬ 
halten werden. 

Mit Regierungsdekreten hob der 
„Duce“ die Besteuerung aller Indus¬ 
trie- und Bankwerte der Besitzen¬ 
den auf und widerrief das Gesetz 
zur Übereignung unbebauten Groß¬ 
grundbesitzerlandes an landlose und 
arme Bauern. Beseitigt wurde der 
Achtstundenarbeitstag, für den die 
Faschisten sich demagogisch ausge¬ 
sprochen hatten. Die Löhne sanken 
um 13 Prozent und stagnierten da¬ 
nach. Mussolini ernannte einen Gran 
Consiglio del Fascismo, der Gesetze 
erlassen und dabei das Parlament 
übergehen konnte. 

Die Matteotti-Krise 

Zur Konsolidierung seiner Macht 
bereitete der „Duce“ eine betrüge¬ 
rische Scheinwahl vor. Ein neues 
Wahlgesetz legte fest, dass die Liste 
mit der Mehrheit der Stimmen zwei 
Drittel der Parlamentssitze erhält. 
Am 6. April 1924 traten auf einer ge¬ 
meinsamen Regierungsliste für den 
PNF führende Industrielle wie der 
Präsident der Conhndustria, Alfano 
Benni, und Gino Olivetti vom gleich¬ 
namigen Elektrokonzern an. Über 
die Liste zogen 375 Abgeordnete ins 
Parlament ein, darunter 275 Mitglie¬ 
der des PNF. Die übrigen Parteien 
erreichten 161 Mandate, von denen 
24 bzw. 22 auf die Einheitssozialisten 
(die sich von der PSI getrennt hatten) 
und Sozialisten und 19 auf die Kom¬ 
munisten entüelen. 


Proteste gegen die manipulierten 
Wahlen stürzten das faschistische Re¬ 
gime in eine existenzielle Krise, die 
sogenannte Matteotti-Krise; benannt 
nach dem Führer der Einheitssozi- 
alisten, der die Verbrechen der Fa¬ 
schisten anprangerte und forderte, 
die Wahl für ungültig zu erklären. 
Am 10. Juni erschlug ein Mordkom¬ 
mando Matteotti. Seine Leiche wur¬ 
de erst am 16. August gefunden. Die 
bürgerliche Opposition beschränkte 
sich darauf, die Auüösung der faschis¬ 
tischen Miliz und die Wiederherstel¬ 
lung der Gesetzlichkeit zu verlangen, 
und schreckte vor der Forderung nach 
dem Rücktritt der Mussolini-Regie¬ 
rung zurück. Bis Ende 1924 verließen 
182 291 Mitglieder den PNF, dessen 
Zahl nach der offiziellen Statistik nur 
noch 599 988 betrug. Selbst führende 
Faschisten wollten nachgeben und ei¬ 
nen Kompromiss mit den Liberalen 
schließen. Mussolini entließ mehrere 
seiner engsten Mitarbeiter, darunter 
den Polizeichef, General Emilio De 
Bono. Schließlich trat er selbst als In¬ 
nenminister zurück. 

Kapital und Klerus 
retten den „Duce“ 

Zur Rettung Mussolinis traten die 
Conhndustria und der Vatikan auf 
den Plan. Der Industriellenverband 
versicherte Mussolini am 24. Juni 
seiner „unwandelbaren Treue“ und 
nahm scharf gegen die „intrigan¬ 
te Opposition“ Stellung. Nachdem 
Mussolini dem Vatikan Konkordats¬ 
verhandlungen zur Lösung der 1870 
vom Papst provozierten „römischen 
Frage“ signalisierte hatte, lobte der 
„Osservatore Romano“ dessen „feste 
Haltung“ und wandte sich gegen an¬ 
tifaschistische Aktionen. Dank dieser 
Hilfe entging Mussolini seinem Sturz 
und konnte im November 1926 die 
parlamentarisch verschleierte Etappe 
des Faschismus beenden und seine of¬ 
fene terroristische Diktatur errichten. 

Das Regime kerkerte über 2000 
Kommunisten ein, darunter Gramsci, 
der unter Bruch seiner Abgeordneten¬ 
immunität verhaftet wurde. Im Mai 
1928 verurteilte ein Sondertribunal 
37 führende Kommunisten zu lang¬ 
jährigen Kerkerstrafen. Auch viele 
bürgerliche Oppositionelle, die in der 
Matteotti-Krise gegen die Diktatur 
aufgetreten waren, wurden verfolgt, 
umgebracht, eingesperrt oder muss¬ 
ten emigrieren. 

Gerhard Feldbauer 
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Das Saarland hat aufgrund seiner be¬ 
sonderen bewegten Geschichte im letz¬ 
ten Jahrhundert ein eigenes Datum für 
das Verbot der kommunistischen Partei 
in den 50er Jahren, den 9. April 1957. 
Das Verbot wurde im Zuge der Einglie¬ 
derung des Saarlandes an Westdeutsch¬ 
land auf das dann zehnte Bundesland 
übertragen. Dieses „Jubiläum des An¬ 
tikommunismus“ war Grund genug für 
Franz Hertel, aus seinen Erinnerungen 
als Zeitzeuge und aufgrund vieler Ori¬ 
ginalquellen ein Buch über diese Zeit 
zu verfassen. Der eigentliche Anstoß 
zum Schreiben kam jedoch in Gesprä¬ 
chen des Autors mit dem Leiter von 
Blattlaus Druck und Verlag in Saarbrü¬ 
cken. Dieser ermunterte den Kommu¬ 
nisten, diese historischen Hintergrün¬ 
de nicht dem Vergessen anheimfallen 
zu lassen. 

So entstand ein Buch, das die dama¬ 
ligen Ereignisse aus der Sicht des Au¬ 
tors faktenreich wiedergibt, mit zahl¬ 
reichen Originaldokumenten wie Flug¬ 
blättern und Zeitungen aus dem Raum 
Saarbrücken. Geschildert werden die 
politische Situation vor der Eingliede¬ 


rung mit der Verfolgung von Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten durch das 
Joho-Regime (Saar-Ministerpräsident 
Johannes Hoffmann), die illegale Tä¬ 
tigkeit der KP und ihre Bemühungen 
diesen Kampf immer auch mit lega¬ 
len Organisationsformen und Aktivi¬ 
täten zu verbinden. Ein wesentlicher 
Bestandteil dieser Politik war die der 
Aktionseinheit mit Sozialdemokraten. 
Selbstverständlich enthält das Buch 
eine Wertung des KPD-Verbotsurteils 
selbst und schildert die Auswirkungen 
wie Verfolgung und Verurteilungen. 
Franz verbindet die historischen Ent¬ 
wicklungen dabei immer wieder mit 
der heutigen Zeit, zeigt Unterschiede 
und Parallelen auf. Das Buch wertet 
aber nicht nur die Vergangenheit, son¬ 
dern wirbt für eine stärkere linke und 
fortschrittliche Bewegung - und für 
eine stärkere DKP als wichtiger Teil 
notwendiger Veränderung. 

Thomas Hagenhofer 

Franz Hertel: 60 Jahre seit dem Verbot 
der KP Saarland - Vor dem Vergessen 
bewahren!, 2016, Blattlaus-Verlag Saar¬ 


brücken, ISBN: 978-3-945996-10-2, zu 
beziehen unter: www.blattlausverlag.de 

Buchvorstellung: 

Donnerstag, 10. November 2016, 

17 Uhr, 

Tagungsraum des verdi-Haus Saar¬ 
brücken, St. Johanner Straße 49 

















m unsere zeit 


Kultur 


Freitag, 4. November 2016 


Auf den Straßen zu singen 

Teil der Kampfmusik: Hanns Eislers Arbeiterchöre a cappella der Jahre 1925-1932 



Der Berliner Hans-Beimler-Chor bei seinem Auftritt auf dem Pressefest 2016 


I n der wissenschaftlich revidierten 
und für heutige Praxis eingerichte¬ 
ten Hanns-Eisler-Gesamtausgabe 
werden im Verlag Breitkopf & Härtel 
demnächst die unbegleiteten Chorstü¬ 
cke neuerer Prägung für Arbeiterchö¬ 
re aus den Jahren 1925-1932 erschei¬ 
nen ( Band 5 der Notenband-Serie I). 
Sie entstammen der Zeit des ideologi¬ 
schen Bruchs mit dem Lehrer Arnold 
Schönberg und Eislers Hinwendung 
zur Arbeiterklasse, damit auch zur kol¬ 
lektiven Werkstatt des Dichters Ber¬ 
tolt Brecht. 

Kunst um der Kunst willen ableh¬ 
nend, stellte der junge Komponist sein 
Talent bewusst gegen die imperialisti¬ 
schen Verursacher des Weltkriegs und 
des Massenelends, klarer noch in den 
Dienst der kommunistischen Bewe¬ 
gung. Zügig gelangte er zu politisch 
eingreifenden Inhalten und erneuer¬ 
ten Kompositionsverfahren, die sich 
vom attackierten abgenutzten Wohl¬ 
klang stilistisch allmählich entfern¬ 
ten, indem musikgeschichtlich nahezu 
vergessene Modi und Klangbildungen 
die politischen Aussagen nachhaltig 
bewußt machten. Der marschierende 
Gestus dieser Kampfmusik mobilisier¬ 
te zudem für Massenstreiks, Proteste 
gegen Demonstrationsverbote und 
Polizeimassaker, zum Einreihen in die 
Front der KPD. Wirkungen entfalte¬ 
ten sich breit - angefangen bei Gesän¬ 
gen im Freien über den einstimmigen 
Sprechgesang der Agitpropgruppen, 
in Songs, Film- und Theatermusiken 
bis hin zum machtvollen Solidaritäts¬ 
lied und später zum Einheitsfrontlied 
gegen den Faschismus. Schon 1929, 
im Jahr seiner ersten Begegnung mit 
Ernst Busch, war Hanns Eislers gesell¬ 
schaftlicher Durchbruch als politischer 
Komponist unbestreitbare Tatsache. 

Auf dem Pfad kollektiver Musik 
hin zum Lehrstück (mit Brecht) über 
den politischen Kampf „Die Maßnah¬ 
me“ (1930) hatte Eisler zunächst gro¬ 
ße, aufgeschlossene Arbeiterchöre 


aus der Verbürgerlichung des mächti¬ 
gen Deutschen Arbeitersängerbundes 
(DAS) lösen und hinter sich bringen 
können. Für eine populäre, auf der 
Höhe der Zeit erneuerte Chorpraxis 
gemischter oder reiner Männerchöre 
a cappella war die traditionelle Kon¬ 
zertform beim schrittweisen Zusam¬ 
menschluß durch gezielt „vereinfach¬ 
te“ Sätze auch für kleinste Vereine zu 
überwinden. „Das Proletariat wird sich 
mit der Erfahrung und den Kunstmit¬ 
teln der Bourgeoisie eine neue Musik 
erst schaffen müssen.“ (Hanns Eisler in: 
Die Rote Fahne, 15.10.1927) Für grund¬ 
legend veränderte Vortragsanweisun¬ 
gen, fußend auf seiner dirigentischen 
Chorpraxis und Agitprop-Erfahrung, 
setzten sich hochqualifizierte Leiter 
von Arbeiterchören aus dem vormali¬ 
gen Schönberg-Kreis ein (Karl Rankl, 
Anton Webern in Wien). 

Neue Arbeitermusik auf 
vorbürgerlichem Fundament 

Die revidierte Neuausgabe der dicht 
aufeinander folgenden Werkgruppen a 
cappella und den dazugehörigen Kri¬ 


tischen Bericht verantwortet in Berlin 
Johannes C. Gail für die Herausgeber, 
die Internationale Hanns-Eisler-Ge- 
sellschaft (IHEG) im Zusammenwir¬ 
ken mit der Akademie der Künste. Er 
gehört dem IHEG-Vorstand an und lei¬ 
tet den Berliner Hans-Beimler-Chor, der 
beim diesjährigen UZ-Pressefest eine 
Auswahl dieser Eisler-Chöre vor stellte. 
Einige Chormitglieder fanden jetzt bei 
Galls öffentlichem Vortrag zum Noten¬ 
band 1/5 im Berliner Marx-Engels-Zen- 
trum Gelegenheit, sich bislang erarbei¬ 
tete Repertoireteile in gemeinsam erör¬ 
terten Zusammenhängen bewußter zu 
machen. 

Am Anfang von Eislers themati¬ 
scher Neuorientierung auf dem Feld 
der Chorkomposition standen 1925 Drei 
Männerchöre op.10 nach extrahierten 
spöttischen „Zeitgedichten“ von Heine. 
Den von Eisler überschriebenen Sätzen 
„Utopie“ und „Demokratie“ geht ein 
aufstachelnder Sangesspruch „Tendenz“ 
voran, provozierend im DAS-Klima, wo 
KPD-nahe Sänger ausgegrenzt wurden: 
„Deutscher Sänger sing und preise, daß 
dein Lied unsrer Seelen sich bemeistre 


in Marseillerhymnenweise und zu Taten 
uns begeistre“. Eisler macht es dadurch 
zum Kampflied, indem er der Oberstim¬ 
me, kommentierend, das Signal der dort 
wohl längst ad acta gelegten „Interna¬ 
tionale“ aufmoduliert anstelle des Mar¬ 
seillaise-Zitats. 

1928 wird der Komponist im agit- 
prop-angenäherten „Chor-Referat“ 
deutlicher, dem ersten von Vier Stücken 
für gemischten Chor auf eigene Texte 
op. 13. Sein kollektiver „Vorspruch“ an 
die „werten Anwesenden“ mündet in 
dem Ruf: „Auch unser Singen muß ein 
Kämpfen sein!“ Die gleichzeitige Mitar¬ 
beit bei der Truppe „Rotes Sprachrohr“ 
in Berlin prägte entscheidend seine so¬ 
ziale wie musikalische Neuorientierung, 
nun auch vom Saal aus auf eine Straßen- 
Vorhut der deutschen Arbeiterklasse ge¬ 
richtet. Nicht zufällig schrieb Eisler zu 
dieser Zeit auf Worte von David We¬ 
ber (das war Robert Gilbert) das Wahl¬ 
kampflied „Drum sag der SPD ade und 
werde Kommunist!“ 

Neben der Kurzen Anfrage (Lied 
der Arbeitslosen) aus Zwei Männer¬ 
chöre op. 14 schlug die „außerordentli¬ 


che Kraft“ der Bauernrevolution - nach 
Melodie und Text des Bauernaufstands¬ 
lieds von 1525 „Wir sind des Geyers 
schwarzer Haufen“ - 1929 beim Rezen¬ 
senten des Berliner Börsen-Couriers als 
harmonisch neuartiges und interessantes 
Kampflied ein. Das war die erste Annä¬ 
herung an funktional eingesetzte ältere 
volkstümliche Praktiken. „Eisler sagt 
sich mit diesen Stücken völlig von der 
Esoterik des Schönbergkreises los und 
gelangt zu einer greifbaren, formal klar 
disponierten Haltung.“ 

In unmittelbarer zeitlicher Nachbar¬ 
schaft entstand Auf den Straßen zu sin¬ 
gen op.15 für gemischten Chor a cappel¬ 
la und kleine Trommel. Kompositorisch 
verwendet Eisler vorbürgerliche Modi 
und offene Akkorde auf einen indirek¬ 
ten Marschrhythmus: „Wir woll‘n unsern 
Anteil am Reichtum der Welt. Wir mar¬ 
schieren Tag um Tag, bis ans Ziel. Ver¬ 
dammt, wer nicht mit uns mitmarschie¬ 
ren will! Weg da! Weg da!“ Von da aus ist 
es nur noch ein Schritt zum Komintern¬ 
lied auf Texte von Franz Jahnke und Ma¬ 
xim Vallentin in ungezählten Varianten. 

In den Männerchören op.17, op.19 
und op.35 werden die Streiks bzw. So¬ 
lidaritätsaktionen der amerikanischen 
Arbeiterklasse in den 20er Jahren ge¬ 
spiegelt. Mit dem Gedenken der leben¬ 
den Proletarier an die toten Soldaten 
beidseits der Stacheldrahtverhaue im 
Kontext steht der Verbrüderungsruf ans 
Publikum. 

Zwei Stücke für gemischten Chor 
op.21 markieren den Beginn der Zu¬ 
sammenarbeit mit Brecht: Die „Litur¬ 
gie vom Hauch“ aus dessen Hauspostil¬ 
le geißelt angelehnt an ein von Brecht 
erinnertes Kirchenlied für das einfache 
Volk romantisierende Arbeitersänger, 
die sich nach 1917/18 noch immer der so¬ 
zialen Wirklichkeit verweigerten. Eislers 
Vertonung des eigenen Textes „Über das 
Töten“ (Furchtbar ist es, Blut zu vergie¬ 
ßen) greift die Kernaussage des zuvor 
mit Brecht begonnenen Maßnahme- 
Lehrstücks auf. Hilmar Franz 


Peter Kruse mit der roten Bluse 

Stefan Litwins operative „Moritat“ nach Peter Weiss' ungemütlicher „Nacht mit Gästen“ 


Zur künstlerischen Avantgarde hat 
die politische, d.h. also vor allem die¬ 
jenigen, die in der Tradition von Marx, 
Engels usw. stehen und arbeiten, seit 
der Zeit der Weltwirtschaftskrise von 
1929 usw. ein gelinde gesagt gebroche¬ 
nes Verhältnis. Das war vorher anders, 
denken wir unter vielen z.B. an Brecht 
und Eisler, Majakowski und Schostako- 
witsch, den französischen Schriftsteller 
Louis Aragon und den russischen Futu¬ 
risten Arthur Lurja/Lourie, Komponist 
und 1918 bis zu seiner Emigration 1922 
sogar Musikbeauftragter im Volkskom¬ 
missariat für Bildungswesen, und viele 
andere mehr. Es sollte, ja muss heute 
wieder anders werden. Und es kann an¬ 
ders werden. 

Der Komponist und zugleich vir¬ 
tuose Pianist Stefan Litwin, Jahrgang 
1960, greift mit seinem Musiktheater- 
Stück nach der gleichnamigen „Mori¬ 
tat“ von Peter Weiss (1916-1982) aus 
dem Jahr 1963 auf einen Text eines 
Vertreters einer musikalischen und 
politischen Avantgarde zurück. Weiss 
gehört zu der Generation, der als 
Komponisten vor allem Luigi Nono 
und Hans Werner Henze, Allan Pet- 
terson, Klaus Huber angehören sowie, 
etwas jünger, z. B. Armando Gentilucci 
(1939-1989) und Frederic Rzewski, Jg. 
1938. Litwin, seit 1992 Professor für In¬ 
terpretation, Klavier und Kammermu¬ 
sik an der Hochschule für Musik Saar, 
ist schon mit mehreren gesellschaftlich 
engagierten Werken hervorgetreten 
wie „Lyon 1943“ (Piece de resistance), 
1999-2000; Allende, 11. September 
1973,2004. 

Die Titel sprechen für sich. Bei 
dem jetzigen Werk tut das der Titel 
nicht. Aber das Werk spricht für sich 
und vieles spricht für das Werk. Denn 


in dieser Schreckensnacht mit zwei un¬ 
gebetenen, mörderischen Gästen ver¬ 
arbeitet Weiss Ängste aus der Zeit des 
Nazismus, die auch in der Gegenwart 
fortdauern. Litwin konkretisiert und 
präzisiert diese Bezüge und wendet sie 
direkter politisch: „Als Parabel für ei¬ 
nen ungebändigten Raubkapitalismus 
scheint ,Nacht mit Gästen 4 heute ak¬ 
tueller denn je.“ Das Theaterstück von 
Weiss wurde 1963 am Westberliner 
Schillertheater uraufgeführt und seit¬ 
her nur selten wieder aufgeführt. 

Sechs Figuren genügen. Ein unge¬ 
betener Gast will, wie für Herrschaft 
allgemein üblich, Beute, hier bei den 
Armen, erfährt dann von einer omi¬ 
nösen Kiste mit Gold, nimmt die Frau 
und die beiden Kinder als Geiseln und 
zwingt den Mann, sie aus einem Ver¬ 
steck zu holen. Ein zwielichtiger War¬ 
ner warnt vor Räubern und einer Ge¬ 
stalt, die draußen eine Kiste schleppe. 
Er bleibt dann selber als zweiter un¬ 
gebetener Gast im Haus. Den mit der 
Kiste hereinkommenden Mann tötet 
er. Die Frau und der Gast. Die beiden 
kämpfen dann um die Kiste und brin¬ 
gen sich gegenseitig um. Am Schluss 
öffnen die überlebenden Kinder keine 
Schatz-Truhe mit Gold, sondern nur 
eine Kiste mit Rüben - aber die sind 
im Gegensatz zu Geld und Gold essbar 
und nützlich als Proviant auf dem Weg 
der nächsten Generation ins Ungewis¬ 
se, aber gewiss Bessere. 

Der frühe, sozusagen „vorsozialisti¬ 
sche“ Weiss führt hier eine enttäuschte 
Hoffnung ein. Der Gast ist nicht der er¬ 
sehnte Peter (!) Kruse, wie die beiden 
Kinder gemeint haben, und sie fragen 
etwas später leise: „Wo bleibt denn Pe¬ 
ter Kruse/mit der roten Bluse/mit der 
Bluse feuerrot/hilft er den Armen aus 


der Not“, nachdem sich der Gast als 
Verbrecher entpuppt hat. Das ist ein 
diskreter Hinweis darauf, wo gerade in 
der wachsenden Gefahr das Rettende 
liegen könnte - es kommt aber nicht 
ohne eigenes Zutun. 

Weiss wollte hier die Theaterform 
der Schaubude reaktivieren. Zu die¬ 
sem Umfeld gehört auch das Kasper¬ 
letheater, „die starken Effekte das Ag¬ 
gressive und Grauenhafte unter der 
scheinbaren Lustigkeit“. In Litwins 
Lesart gewinnt das Ganze neue Qua¬ 
litäten, besonders indem die Partitur 
Weiss 4 Wunsch nach einer „durchge¬ 
henden Komposition“ erfüllt. Litwins 
sparsames achtköpfiges Instrumental- 
Ensemble besteht aus Flöte (auch Pic¬ 
colo und Bassflöte), Klarinette (auch 
Es-Klarinette und Bass-Klarinette), Vi¬ 
oline (auch Bratsche), Kontrabass, Gi¬ 
tarre (auch Banjo), Schlagzeug 1 und 2 
sowie Klavier. 

Litwin greift seinerseits zurück auf 
die Kunst-,Theater- und Musikkonzep¬ 
tionen, die etwa in Brecht/Weills Drei¬ 
groschenoper (1928) oder Happy End 
(1929) oder Eislers Liederzyklus „Zei¬ 
tungsausschnitte“ und vielen seiner 
Songs realisiert wurden: Er geht mit der 
Musik sparsam um. Fast könnten wir 
hier von einer „Zurücknahme 44 spre¬ 
chen. Eisler meinte damit einen zeit¬ 
weiligen Verzicht auf eine besonders 
komplexe Musiksprache im Dienste 
einer möglichst allgemeinen Verständ¬ 
lichkeit. Bei Litwin dagegen zielt die 
Zurücknahme eher darauf, das mu¬ 
siktheatralische Geschehen möglichst 
deutlich und konturiert herauszumei¬ 
ßeln. Die Männer sprechen nur, Frau 
und Kinder singen zum Teil auch. We¬ 
sentlich ist, und das entspricht der Vor¬ 
stellung von Weiss, dass dessen Knittel¬ 


verse rhythmisch pointiert vorgetragen 
werden. Das profiliert Klang und Sinn. 

Mit Ausnahme einer betont lyrischen 
Lamento-Arie der Frau, die von Klari¬ 
nette und Bass-Flöte begleitet wird, be¬ 
vorzugt Litwin meist scharfe, kantige, 
harte, auch grelle Klänge und macht so 
das Ganze besonders eindringlich. Schon 
der Anfang mit wenigen, an Beethovens 
„Coriolan“-Ouvertüre angelehnten düs¬ 
teren Klangschlägen vergegenwärtigt das 
Unheimliche, durchaus in der illustrati¬ 
ven Art guter Opern- oder Film-Musik. 
Im traditionellen Sinn schöne Melodien, 
gar solche zum späteren Mitsingen, gibt 
es im Unterschied zu Weill oder Eisler 
kaum, aber doch viele prägnante, charak¬ 
teristische. Anklänge an Jazz, an Länd¬ 
ler oder Tango und zahlreiche mehr oder 
weniger verdeckte Zitate von Schubert, 
Chopin, Brahms, Wagner, Mahler und 
Eisler vermitteln und konkretisieren zu¬ 
sätzlich. Das alte Kinderlied „Es geht ein 
Bi-Ba-Butzemann in unserm Haus her¬ 
um ...“ ist eines der zahlreichen, Wagners 
Verfahren parodierenden Leitmotive, die 
hier die Atmosphäre des Bedrohlichen 
vermitteln. 

Wie die Musik vorwiegend antipsy- 
chologisierend ist, so sind die stimmi¬ 
ge, überzeugende Bühneneinrichtung 
und szenische Aktion betont antina¬ 
turalistisch und dadurch dramatischen 
Vorgängen wie Text gemäß. Nicht zu¬ 
letzt die zweidimensionalen Requi¬ 
siten zeigen das Gedrückte geradezu 
geometrisch-symbolisch (Bühnenbild 
und Kostüme: Annette Wolf). Schmink¬ 
masken erinnern an das japanische Ka¬ 
buki-Theater, sind aber etwas flexibler. 
Ergänzend zum schwierigen rhythmi¬ 
schen Sprechen sind die bemerkens¬ 
wert ausgefeilten, geradezu choreo- 
graphierten und ebenfalls rhythmi¬ 


sierten Gesten (Regie: Frank Wörner, 
Gesangsprofessor an der Hochschule 
für Musik Saar). Eva Behr sorgte als 
Dramaturgin für die Infrastruktur wäh¬ 
rend des langwierigen Vorbereitungs¬ 
prozesses und für ein gehaltvolles Pro¬ 
grammheft. Das Instrumental- wie das 
Gesangsensemble bestand vollständig 
aus Studierenden der Hochschule für 
Musik Saar. Alle brachten ausgezeich¬ 
nete Leistungen. Zusätzlichen Glanz 
erhielt die Uraufführung dadurch, 
dass Peter Weiss 4 Witwe Gunilla Palm- 
stierna-Weiss sowohl bei einer Ein¬ 
führungsdiskussion als auch bei einem 
Gespräch in einer Buchhandlung am 
nächsten Tag einiges aus persönlicher 
und schwedischer Perspektive ergänzte. 

G. Palmstierna-Weiss selbst war 
Szenographin bei vielen Aufführungen 
von Weiss-Stücken. Im Vorfeld verwies 
sie gegenüber Litwin auf eine weitere 
Aktualität des Stücks: heute sind etwa 
40 Millionen Kinder auf der Flucht vor 
Krieg und Hunger. 

Es steht bereits jetzt fest, dass Lit- 
win/Weiss 4 Werk an einigen Schulen im 
regionalen Umfeld aufgeführt werden 
wird. Ein kleiner Sieg der progressiven 
politischen Sinnlichkeit und Vernunft: 
Einmal mindestens begegnen dann Ju¬ 
gendliche einer anspruchsvollen Musik, 
wie sie sie sonst in der Regel eher sel¬ 
ten zu hören bekommen. Die spannen¬ 
de, aktionsreiche Handlung oder das 
rhythmisierte Sprechen als Analogie 
zum Rap mögen Brücken zwischen den 
verschiedenen Welten schlagen. Passend 
zur Nacht mit den mörderischen Gäs¬ 
ten ist das keine gemütliche, angenehme 
Musik, gar eine des Typs „Meditation“ 
oder „Wellness“. Dafür regt sie auf und 
an: durchaus Gefühle, aber zugleich Mit- 
und Nach-Denken. Hanns-Werner Heister 
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Veranstaltungen _ unsere zeit m 

Linke Literaturmesse in Nürnberg 

Feste Größe für Freunde der Linken Literatur und Kultur 


N un schon zum 21. Mal findet vom 4. 
bis 6. November die Linke Litera¬ 
turmesse in Nürnberg statt. Orga¬ 
nisiert wird sie wie jedes Jahr von einem 
breiten Kreis unterschiedlicher Linker. 


Dies spiegelt sich auch bei den Ausstel¬ 
lern und Veranstaltern wieder, von denen 
über 50 Verlage und Organisationen vor 
Ort sein werden. Sie laden an zahlreichen 
Ständen zum Stöbern und in inhaltlichen 


Veranstaltungen zum Diskutieren ein. 
Mit tausend erwarteten Besuchern wer¬ 
den sich dafür sicher einige Möglichkei¬ 
ten finden. 

Es gibt ein vielseitiges Programm. 
Veranstaltungen zur Geschichte, bei¬ 
spielsweise zum Krieg gegen die Spa¬ 
nische Republik oder das KPD-Verbot 
werden geboten. Aber auch zu aktuellen 
Themen wie der Aufrüstungs- und Ag¬ 
gressionspolitik der Nato, dem Aufstieg 
der AfD oder die Krisenproteste in Spani¬ 
en werden beleuchtet. Bereits am Freitag 
öffnet die Messe um 19.00 Uhr ihre Tore, 
worauf eine Podiumsdiskussion über die 
Krise, wachsende soziale Ungerechtigkeit, 
Unzufriedenheit und Rechtsentwicklung 
das inhaltliche Programm eröffnet. Sams¬ 
tags ist die Messe dann ganztägig von 
10.00 Uhr bis 22.00 Uhr, sowie sonntags 
von 10.00 Uhr bis 15.00 Uhr geöffnet. 

Perspektiven aus der 
Perspektivlosigkeit 

Als Mitherausgeber der Marxistischen 
Blätter wird Patrik Köbele zu Flucht und 
Perspektivlosigkeit sprechen. Ein Jahr 
nach Merkels „Wir schaffen das!“ ist es 
umso notwendiger die Hintergründe und 


Ursachen für Flucht zu beleuchten, denn 
es gibt nicht nur Opfer, sondern auch Ur¬ 
sachen und Verursacher. Antworten, was 
eine darauf passende Reaktion ist, wird 
es samstags um 12.00 Uhr geben, und in 
der anschließenden Diskussion wird der 
Referent Rede und Antwort zu all diesen 
Themen stehen. 

In der Veranstaltung „Der kurze grie¬ 
chische Frühling“ beleuchten Andreas 
Wehr und der PapyRossa Verlag das 
Scheitern der SYRIZA und dessen Fol¬ 
gen. Das von Berlin durchgesetzte Spar¬ 
diktat war eine schwere Niederlage, hat 
es doch deutlich gezeigt, dass ein soziales 
und demokratisches Europa unter den 
heutigen Bedingungen von Europäischer- 
und Banken Union sowie des Euro nicht 
erreichbar sein werden. Dazu und welche 
Konsequenzen sich für Europas Linke da¬ 
raus ergeben wird am Samstag um 19.00 
Uhr diskutiert. 

Gleichzeitig beleuchtet Sabine 
Schiffer wie Medien auch in der Digi¬ 
talisierten Welt zur Mobilmachung für 
Kriege genutzt werden. Anhand des 
„Aleppo Media Center“ wird deutlich, 
was hinter dem steckt, was von ARD 
und Co. als eine selbstlose Aufklärungs¬ 


arbeit verkauft wird. Eine professionel¬ 
le PR-Maschine, die den vom Ausland 
finanzierten „Rebellen“ als Sprachrohr 
dient. Denn die Wahrheit ist das erste 
Opfer des Krieges. 

Kultur nicht nur als 
Begleitmusik 

Damit das alles nicht zu trocken wird, 
wird auch dieses Jahr wieder ein um¬ 
fassendes Kulturprogramm geboten. 
Filme, Neuerscheinungen, Vorfüh¬ 
rungen. Ausstellungen werden vorge¬ 
stellt. Bei den Buchvorstellungen und 
Lesungen kommen auch Roman-Au¬ 
toren zu Wort, denn linke Literatur ist 
linke Kultur. Für das leibliche Wohl 
ist mit einem Cafe direkt im Veran¬ 
staltungsort und einer Volksküche am 
Samstagabend in der Schwarzen Kat¬ 
ze, einer lokalen Autonomen-Kneipe 
gesorgt. 

Das gesamte, ausführliche Programm 
sowie alle weiteren Informationen 
rund um die 21. Linke Literaturmesse 
sind unter www.linke-literaturmesse. 
org sowie unter www.facebook.com/ 
linkliteraturmesse zu finden. 

Francesca Bellucci 



Literaturmesse als antisemitische Veranstaltung beschimpft 

Erklärung der Veranstalterinnen der 21 . Linken Literaturmesse in Nürnberg 


Dokumentiert 


Am Wochenende findet die 21. Linke Literaturmesse in Nürnberg statt. Im Vorfeld gab es eine Kampa¬ 
gne dagegen. Der Vorwurf ist ein vielerorts bekannter und lautet „Antisemitismus“. 

Seit Jahren werden von einer kleinen antideutschen Splittergruppe linke Veranstaltungen und 
Strukturen in Nürnberg mit einer völlig irrationalen Antisemitismusdefinition überzogen. Jegliche Kri¬ 
tik an der israelischen Regierungspolitik ist Antisemitismus. Betroffen waren zuletzt eine Angestellte 
eines kommunalen Stadtteiltreffs, aber auch das „Nürnberger evangelische Forum für den Frieden 
(NEFF)“,dem durch das Nürnberger Dekanat die Räumlichkeiten entzogen wurden, solange sie nicht 
immer auch die israelische Darstellung ausreichend zu Wort kommen lassen. 

Aktuell gipfeln diese in pauschale Antisemitismusvorwürfe gegen die Veranstalter und an der linken 
Literaturmesse beteiligte Verlage. Diese zielen im konkreten Fall darauf ab, die Linke Literaturmesse 
in der Öffentlichkeit zu verunglimpfen, gesellschaftlich wie politisch zu isolieren und letztlich durch 
einen erzwungenen Entzug der gemieteten städtischen Räume zu verhindern. Dabei wurden alle Ver¬ 
leger und Referenten angeschrieben,eine Facebookseite online gestellt. Aus der jüdischen Gemeinde 
wurde um eine Stellungnahme gebeten und schließlich wurde durch Druck des Oberbürgermeister 
Maly (SPD) die konkrete Ausstellung in den städtischen Räumlichkeiten untersagt. 

Der Vorwurf und die Tatsachen 

Der Vorwurf dreht sich konkret um die sogenannte Kölner Klagemauer, der prinzipieller Antisemitismus 
unterstellt wurde. Dazu wurde von antideutscher Seite ein Bild mitversandt, auf dem eine Karikatur 
zu sehen war, die niemalsTeil der Dokumentation über die Ausstellung war. Mit Unterstellungen und 
Unwahrheiten wurde in der Mail aus der linken Literaturmesse ein Hort des Judenhasses. 

Die besagte Dokumentation über die Kölner Klagemauer wollte die Gruppe Arbeiterphotographie 
im Rahmen der Messe 2016 zeigen. Der Initiator der „Kölner Klagemauer“, Walter Herrmann, der nach 
einer Auseinandersetzung mit seinem Vermieter seine Wohnung durch eine Zwangsräumung verlor, 
errichtete anschließend in Köln eine erste Klagemauer. An dieser Klagemauer wurden an Wäscheleinen 
handgeschriebene Karten, Bilder, Klagen etc. zum Thema Wohnungsnot aufgehängt. 

1991 initiierte Herrmann anlässlich des Golfkriegs eine „Klagemauer für den Frieden“ auf der Köl¬ 
ner Domplatte, direkt vor der Kathedrale. Zugrunde lag wieder das Konzept, dass auch Passantinnen 
handgeschriebene Kärtchen aufhängen konnten. Die friedenspolitische Botschaft, wie die Protestform 


an sich sorgte für prominente und weniger prominente Unterstützerinnen. 1998 erhielten Herrmann 
und andere an der Klagemauer Beteiligten den Aachener Friedenspreis. 

Doch selbstverständlich nicht alle waren von den Aktivitäten Herrmanns und seiner Klagemauer begeis¬ 
tert. So versuchten Stadtverwaltung und Domverantwortliche in jahrelangem juristischen Kleinkrieg die 
Klagemauer zu vertreiben. Die Polizei räumte die Mauer mehrmals und auch Rechtsradikale überfielen die 
Aktion. Das alles überlebte die von Herrmann und seinen Mitstreiterinnen bewachte Installation jedoch. 

Ab 2005 widmete sich die Klagemauer schließlich der Darstellung des palästinensisch-israelischen 
Konflikts. Die aus Sicht der Kritikerinnen zu einseitige Parteinahme sorgte nun immer wieder für Dis¬ 
kussionsstoff. Antisemitismusvorwürfe wurden geäußert. Als schließlich ein DPA-Foto an der Klage¬ 
mauer gezeigt wurde, auf dem eine Teilnehmerin an einer antiisraelischen Demonstration in Indien, 
eine zumindest antisemitisch auslegbare Karikatur zeigte, eskalierte die Diskussion um die Klage¬ 
mauer wieder einmal. Herrmann entschied das Bild aus der Ausstellung zu entfernen. Laut mehreren 
Berichten und Artikeln distanzierte er sich von der Aussage der Karikatur. Exakt diese Karikatur wur¬ 
de nun von antideutscher Seite hundertfach mit der Linken Literaturmesse in Verbindung gebracht. 

Aus diesen Fakten wird nun mit Hilfe von Halbwahrheiten und plumpen Lügen von „Antideutschen“ 
der Vorwurf konstruiert, dass die Kölner Klagemauer an sich eine antisemitische Ausstellung war, die 
Dokumentation über diese nur antisemitisch sein kann und ergo die Linke Literaturmesse eine anti¬ 
semitische Veranstaltung ist. 

Die Reaktion 

Wer solchen Anfeindungen schon einmal ausgesetzt war, weiß wie lähmend diese Situation im ersten 
Moment sein kann. Plötzlich kommen Presseanfragen und Facebook-Kommentare, besorgte E-Mails von 
Veranstaltern und Referenten und dann lädt auch noch der Intendant des Kulturzentrums zum Gespräch 
ein, der die Räumlichkeiten zur Verfügung stellt. Nachdem eine Stellungnahme verfasst wurde und mit 
den oben genannten Argumenten alle Beteiligten informiert waren, war der Sturm auch schnell vorbei. 
Für jeden konkreten Fall gilt es abzuwägen: Heißt es nun Öffentlichkeit schaffen, oder werte ich damit den 
Vorwurf nur auf? Die Erfahrung wird vielerorts gemacht, dass der Antisemitismusvorwurf als politische 
Waffe missbraucht wird, um linke Veranstaltungen zu verhindern und Organisationen einzuschüchtern. 
Dagegen hilft nur eins: Solidarität. Diese hat die Linke Literaturmesse in Nürnberg in den vergangenen 
Tagen vielfach erhalten. 


Ein Friedensplan für Afghanistan 

Taliban könnten islamische Blauhelme tolerieren - Imperialismus-Konferenz der MES 


„37 Jahre Krieg sind genug“. Matin 
Baraki meint den Krieg, der in und 
gegen Afghanistan geführt wird. Ba¬ 
raki ist selber Afghane, Lehrbeauf¬ 
tragter und Übersetzer in Marburg. Er 
sprach am vergangenen Wochenende 
auf einer gut besuchten Konferenz der 
Marx-Engels-Stiftung in Marburg, die 
sich mit „Zwischenimperialistischen 


Widersprüchen“ befasste. Baraki be¬ 
schreibt und klagt nicht nur über den 
Krieg gegen sein Land, sondern er 
hat auch einen Friedensplan. Dessen 
wichtigste Punkte sind eine sechsmo¬ 
natige Waffenruhe, der Einsatz so ge¬ 
nannter UN-mandatierter „Blauhel¬ 
me“, die aus den Reihen der blockfrei¬ 
en und islamischen Staaten kommen, 


unter dieser Aufsicht eine provisori¬ 
sche Regierung, Wahlen, eine vorläufi¬ 
ge Verfassung und schließlich der voll¬ 
ständige Abzug der NATO-Besatzer. 

Baraki ist der Auffassung, dass die 
Taliban sich auf den Vorschlag einlas¬ 
sen würden, unter der Aufsicht von 
UN-Soldaten aus islamischen und 
Blockfreien Ländern mit den War- 
lords und den Vertretern der jetzigen 
US-gestützten Regierung zu verhan¬ 
deln. „Die Taliban sind Patrioten“, sagt 
er. Sie hätten „eine nationale Agen¬ 
da“ und „aus ihren Fehlern gelernt“. 
Die „Progressiven“ könnten allein Af¬ 
ghanistan nicht von den Imperialisten 
befreien. Mit den Taliban könne man 
auch Kompromisse schließen, konkret 
etwa in der Art, dass sie zustimmen, 
dass „meine Töchter eine Ausbildung“ 
bekommen, dafür würde „ich zugeste¬ 
hen, dass sie das Kopftuch - nicht die 
Burka - tragen müssen“. 

Im Schnelldurchgang schilderte 
Baraki die Geschichte seines Hei¬ 
matlandes: die beiden Überfälle der 
Briten im 19. Jahrhundert, deren letz¬ 
ter in einer verheerenden Niederlage 
und der Vernichtung des kolonialen 
Expeditionskorps endete; die vergeb¬ 


lichen Bemühungen des deutschen 
Kaiserreichs und des Nazireichs, Af¬ 
ghanistan gegen Britisch Indien in 
Stellung zu bringen; die ebenso erfolg¬ 
losen Versuche der USA und der Bon¬ 
ner BRD-Regierung, Afghanistan im 
Kalten Krieg auf ihre Seite zu ziehen. 
Sie blieben erfolglos. Trotz der mon¬ 
archischen und feudalen Struktur des 
Landes blieb Afghanistan neutral und 
Mitglied der Blockfreien Staaten. 1973 
wurde der König gestürzt, in den fol¬ 
genden fünf Jahren wurden die Kom¬ 
munisten aus der Regierung gedrängt, 
so dass 1978 ein erneuter Umsturz 
erfolgte. Die von den Kommunisten 
dominierte Regierung formulierte 
das Ziel einer bürgerlichen Revolu¬ 
tion und die Entmachtung der Feu¬ 
dalherren. Im Sommer 1978 beginnt 
der Krieg, als die USA beschließen, 
die islamistischen bewaffneten Kräf¬ 
te, die so genannten Mudschaheddin 
zu fördern. Erst 1992 kapituliert die 
progressive Regierung. 

Schon in den letzten Monaten der 
Regierungszeit Clintons fasst die US- 
Regierung den Plan, die Taliban in 
Afghanistan zu beseitigen. Aber erst 
nach den Anschlägen vom 11. Sep¬ 


tember 2001 beschließt die Regie¬ 
rung Bush am 7. Oktober, Afghanis¬ 
tan zu besetzen. Die damalige deut¬ 
sche Regierung unter Schröder und 
Fischer besteht ihrerseits darauf, dass 
der NATO-Bündnisfall eintritt, sodass 
NATO- und damit deutsche Trup¬ 
pen zum Hindukusch geschickt wer¬ 
den können. In Petersberg bei Bonn 
wird die neue Regierung Afghanis¬ 
tans zusammengebastelt. Nachdem 
Afghanistan erobert ist, weisen die 
Amerikaner den Verbündeten Besat¬ 
zungszonen zu, den Deutschen eher 
unbedeutende. Der seit 1978 dauern¬ 
de Krieg geht in anderer Form weiter. 
„Die USA sind nicht nach Afghanis¬ 
tan gekommen, um wieder wegzuge¬ 
hen“, sagt Baraki. Die Taliban „zeigen 
ihnen die Grenzen ihrer militärischen 
Fähigkeiten“. 

Nach Baraki referierten Beate 
Landefeld zu den imperialistischen 
„Widersprüchen in der EU“ und Lu- 
cas Zeise zum „Verhältnis Deutsch¬ 
lands zu den USA‘. Beide Autoren 
wollen ihre Vorträge in druckbare 
Schriftform bringen, damit sie dem¬ 
nächst in der UZ erscheinen können. 

-ler 
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unsere zeit 


Kommunalpolitik 


Schwimmbäder werden geschlossen 


Immer mehr Kinder lernen nicht mehr schwimmen 
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Bundesweit stehen Freibäder ganz oben auf der Liste der bedrohten Einrichtungen. 
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Seit Jahren wird beklagt, dass immer 
mehr Kinder nicht schwimmen können, 
weil Schulschwimmen in vielen Schu¬ 
len eingeschränkt wird. Wer Schwimm¬ 
bäder schließt, nimmt in Kauf, dass 
Kinder ertrinken. 

Das Schwimmbad im hessischen 
Mörfelden wurde an Pfingsten 1928 
eröffnet. Mörfelden war eine fort¬ 
schrittliche Hochburg der Arbeiter¬ 
und Sportbewegung. In der gleichen 
Zeit baute man solidarisch auch das 
Volkshaus. In den 1960er und 1970er 
Jahren ist noch in die Infrastruktur im 
Lande investiert worden. So stammen 
auch viele Schwimmbäder in Hessen 
aus dieser Zeit. Die Sparpolitik in 
den Zeiten des „Schutzschirms“ führ¬ 
te aber auch in Hessen dazu, dass zu 
wenig in die Erhaltung von Gebäuden 
und Anlagen investiert wurde. 

Heute spürt man, wenn man not¬ 
wendige Aufgaben nicht beizeiten an¬ 
packt, wird es später oft viel teurer. 
Nach Umfragen des Hessischen Rund¬ 
funks wurden seit dem Jahr 2000 in 
Hessen mindestens 45 Schwimmbäder 
geschlossen; in einigen Städten sogar 
mehrere, wie z.B. in Rüsselsheim. Das 
1973 erbaute Schwimmbad in Gerns¬ 
heim wurde schon 2008 geschlossen 
und im Jahre 2015 abgerissen. Das Hal¬ 
lenbad in Groß-Gerau wurde unlängst 
für fast ein Jahr geschlossen. 

Durch Bäderschließungen wird 
nicht nur eine Freizeitgestaltung ein¬ 
geschränkt die für die Gesundheit sehr 
wichtig ist. Betroffen ist auch der Ver¬ 
einssport und vor allem der Schwim¬ 
munterricht an den Schulen, der in den 


In einer Blitzaktion wurden auf der In¬ 
dustriebrache der Gerresheimer Glas¬ 
hütte sämtliche Bäume gefällt. Der 
komplette Kahlschlag hat in der Be¬ 
völkerung helle Empörung ausgelöst. 
Die Gruppe der Düsseldorfer Baum¬ 
schützer hat interveniert, weil die Akti¬ 
on in krassem Gegensatz zu bisherigen 
Bekundungen der Patrizia AG gesehen 
wird, die dort statt der ursprünglich ge¬ 
plantem 1.000 Wohnungen die Fläche 
nun mit 1 400 Wohnungen „verdich¬ 
ten“ will. 


Nach dem Willen der Großindustrie - 
dominiert von der Auto-Lobby - poli¬ 
tisch vertreten durch SPD, CDU und 
Grüne(!) soll im Ruhrgebiet mit der 
A52 eine dritte Autobahn, mitten durch 
Gladbeck, entstehen. 

Die Autobahnbefürworter haben 
bewirkt, dass der Autobahnausbau 
Bottrop/Gladbeck nunmehr als vor¬ 
dringlicher Bedarf im Bundesverkehrs¬ 
wegeplan 2016 aufgenommen wurde. 

Eine der politischen Voraussetzun¬ 
gen für die Aufnahme in den Bundes¬ 
verkehrswegeplan war die Zustim¬ 
mung der Stadt Gladbeck. Nach dem 
klaren „Nein“ der Bürger am 25. März 
2012 beim Ratsbürgerentscheid, muss¬ 
ten die Autobahnbefürworter (hier die 
Stadt) zu einem Trick greifen. 

Zunächst musste man noch die 
Kommunalwahl im Herbst 2014 abwar- 
ten. Dann jedoch hieß es: Es gibt ein 
verbessertes Angebot des Bundes (bes¬ 
serer Lärmschutz und Tunnelgarantie). 
Dies könne man nicht ausschlagen 
und müsse nunmehr die Karten neu 
mischen. Bei genauerer Betrachtung 
ist festzustellen, dass dieses angeblich 
neue Angebot im Wesentlichen dem 
entspricht, was der Stadt Gladbeck be¬ 
reits 2012 angeboten wurde. 

SPD, CDU und Grüne (!) peitsch¬ 
ten 2016 gegen den Protest der Bürger 
einen Beschluss durch den Rat. Zuge- 


Lehrplänen in Hessen sowohl in der 
Grundschule als auch in der Mittelstu¬ 
fe für jeweils ein Schuljahr verankert 
ist. In fast 20 hessischen Gemeinden 
kann zur Zeit gar kein Schulschwim¬ 
men angeboten werden, in vielen wei¬ 
teren Gemeinden sind häufige Aus¬ 
fälle des Schwimmunterrichts an der 


Die DKP Gerresheim hat für die 
Sitzung der Bezirksvertretung 7 am 
Dienstag, 22. November, eine Bürger¬ 
anfrage eingereicht. Sie will wissen, ob 
überhaupt eine Genehmigung für die 
Abholzung der Bäume auf der Brache 
vorliegt, wann und von wem sie erteilt 
wurde. 

Weiter fragt sie, ob eine diesbezüg¬ 
liche Baugenehmigung vorliegt und 
ob es genaue Festlegungen für Ersatz¬ 
pflanzungen gibt. Im Jahr 2012 war die 
Konkretisierung eines Masterplans zur 


stimmt wurde einer angeblich „end- 
ausverhandelten“ Vereinbarung zwi¬ 
schen Stadt, Land und Bund, die den 
Ausbau der B224 zu A52 mit Tunnel in 
Gladbeck vorsah. Hierbei sollte insbe¬ 
sondere der Bund für die Kosten ein¬ 
stehen. Höchst peinlich war, dass der 
Bund seine Unterschrift verweigerte. 
Angeblich weil sie nicht nötig sei, wie 
es später hieß. 

Derart getäuscht - und weil die 
Bürger bereits am 25. März 2012 die 
A52 durch Gladbeck deutlich abge¬ 
lehnt haben - sammelte das Gladbe- 
cker Bürgerforum im Frühjahr 2016 
über 5000 Unterschriften um die um¬ 
strittene Zustimmung des Rates zur 
Autobahn zu kippen und die Autorität 
der Bürgerentscheidung von 2012 wie¬ 
derherzustellen. 

Mit einem gekauften Rechtsgutach¬ 
ten im Rücken erklärte eine Ratsmehr¬ 
heit aus SPD, CDU und Grünen die 
Durchführung einer weiteren Bürge¬ 
rentscheidung aus formalen Gründen 
für unzulässig. Mit allen Mitteln wollen 
die vorgenannten Parteien eine erneute 
Befragung der Bürger verhindern. Sie 
wissen, oder müssen zumindest ernst¬ 
haft fürchten, dass ein erneutes „Nein“ 
der Gladbecker Bürgerschaft zu erwar¬ 
ten ist und dies politisch das endgültige 
Aus des Autobahnprojektes bedeuten 
würde. 


Tagesordnung. Lange Busfahrten zu 
den Bädern reduzieren die eigentliche 
Schwimmzeit zudem beträchtlich. Es 
darf also insgesamt nicht verwundern, 
dass der Anteil der Jugendlichen, die 
nicht Schwimmen können, seit Jahren 
ansteigt. Wir sind gespannt, wie die 
„neue Koalition“ in unserem Rathaus 


Grundlage eines Bebauungsplans an¬ 
gekündigt worden. Erste Grundlage 
war der „Bebauungsplanvorentwurf“ 
von 2008. 

Schließlich will die DKP noch wis¬ 
sen, was mit den Giftrückständen im 
Boden wird. Dort sind Schwermetal¬ 
le, Sulfate, Blei, Cadmium, Arsen, alte 
Teerablagerungen, polyzyklische aro¬ 
matische Kohlenwasserstoffe, (PAK), 
chlorierte Kohlenwasserstoffe (CKW) 
abgelagert. Seit 2014 wird der Boden 
aufbereitet. 


Gegen den Ratsbeschluss, der eine 
weitere Bürgerbefragung verhindern 
will, ist ein Klageverfahren eingeleitet 
worden. Wohl unbestreitbar ist, dass 
eine weitere Autobahn durch Glad¬ 
beck, zudem mit dem Monsterkreuz in 
Wittringen, zahlreiche Nachteile hat. 
Der Straßenverkehr wird deutlich zu¬ 
nehmen, somit auch der Lärm und die 
Abgase. Wittringen, Freibad und Sta¬ 
dion werden erheblich an Attraktivität 
verlieren. 

Brauchen wir die 
A52 überhaupt? 

Man will uns einreden, die A52 habe 
viele Vorteile (u.a. Verbindung Stadt¬ 
mitte mit dem Gladbecker Süden) und 
sei letztlich alternativlos. 

Insbesondere letzteres ist unrichtig. 
Seit vielen Jahren fordern DKP sowie 
das Bürgerforum in Gladbeck eine zu¬ 
kunftsorientierte, ökologisch und städ¬ 
tebaulich erträgliche Verkehrspolitik. 
Zum Zeitpunkt der Verwirklichung des 
Projekts frühestens 2030 (nach zahlrei¬ 
chen Gerichtsverfahren) wird die A52 
ein veraltetes Projekt sein. Eines der 
Hauptprobleme, der Stau im Essener 
Norden, würde auch durch die Auto¬ 
bahn nicht gelöst. 

Die Jahrzehnte lange Diskussion 
um die Autobahn hat verhindert, dass 
bislang vernünftige Verkehrsstrategien 


mit dem Thema umgeht. Wir bleiben 
bei unserem Standpunkt: Schwimmbä¬ 
der sind eine wichtige soziale Errun¬ 
genschaft - man darf sie nicht schlie¬ 
ßen. 

Aus „blickpunkt“, Zeitung der DKP für 
Mörfelden-Walldorf, Oktober 2016 


Auch die Baumschützergruppe be¬ 
mängelt die unzureichende Transpa¬ 
renz. Sie fordert seit Jahren klare Bür¬ 
gerinformationen, die nachvollziehbar 
sind. Es reiche nicht, dass die Anträ¬ 
ge im Rathaus in öffentlicher Sitzung 
beschlossen würden. Eine Recherche 
nach umfangreichen Sitzungsunterla¬ 
gen sei oft nicht zu leisten. In bisheri¬ 
gen Veranstaltungen sei die Dimension 
der Baumfällungen nicht deutlich ge¬ 
macht worden. 

Uwe Koopmann 


für den Ruhrgebiets Norden entwickelt 
werden. Erst durch den anhaltenden 
Bürgerprotest sah sich die Landespoli¬ 
tik gezwungen, wenigsten einige sinn¬ 
volle Projekte auf dem Weg zu bringen. 
Hierzu zählen: 

★ S9 Wuppertal/Haltern soll deutlich 
dichter getacktet werden 

★ die Güterstrecke Gladbeck Herten/ 
Recklinghausen soll nunmehr endlich 
auch wieder für den Schienen- Perso¬ 
nenverkehr freigegeben werden 

★ parallel zu B224 soll ein Radschnell¬ 
weg gebaut werden 

Großer Schwachpunkt bleibt der 
Transitgüterverkehr. Hier wirkt sich 
verheerend die grob einseitige Pro- 
LKW Politik der Bundesregierung 
(CDU und SPD) aus. Die Schiene wird 
weitgehend geschwächt. In Gladbeck 
führte die Schließung der hier ansässi¬ 
gen Zechen- und Hafenbahn zu einem 
Verlust von circa 1000 Arbeitsplätzen. 
Bundesweit sollen 300 Güterverlade¬ 
stellen der Bahn geschlossen und wei¬ 
tere 5 000 Beschäftigte entlassen wer¬ 
den. 

Eine andere Verkehrspolitik ist nö¬ 
tig, aber auch möglich. Wir brauchen 
keine dritte Autobahn durch Gladbeck! 

Vorabdruck aus „Gladbecker Notizen“, 
Zeitung der DKP Gladbeck, November 
2016 


Schießübungen 
in Bochum 

Die neue Welle von rassistischen Anschlä¬ 
gen und Gewalttaten von Neonazis, auch 
im Ruhrgebiet, sind der Anlass für eine 
Anfrage der Sozialen Liste in Bochum 
an den Haupt- und Finanzausschuss. Eine 
Antwort liegt bisher nicht vor, wir doku¬ 
mentieren im Folgenden die Anfrage: 

In einer Reportage des Senders RBB 
unter dem Titel „Wir sind in Angst - 
Verlust der inneren Sicherheit“, die am 
13.9.2016 und 16.9.2016 im Fernsehen 
(RBB und Phönix) zu sehen war, wird 
von der wachsenden Tätigkeit von „Wut¬ 
bürgern, sog. Bürgerwehren und Rechts¬ 
extremisten“ berichtet, die sich bewaff¬ 
nen und Schießübungen abhalten. 

In dem Film wird auch gezeigt, wie 
die Autoren eine Berliner Studentin nach 
Bochum zu einem Schießtraining beglei¬ 
ten. Ausrichter des „Schnupperkurses“ 
ist die „German Rifle Association“, die 
sich für deutsche Waffengesetze nach 
US-amerikanischem Vorbild einsetzt. In 
dem Fernsehfilm wird das Schießtraining 
in einem Bochumer Schießstand gezeigt 
und informiert, dass das Training 75 € 
pro Person kostet. 

Die Berliner Sportstudentin sagt 
aus, dass sie zwar noch nie bedroht wor¬ 
den sei, gehe aber dennoch nur mit der 
Schreckschusspistole aus dem Haus. 
Künftig will sie Sportschützin werden, 
um scharfe Waffen tragen zu können. 

Vor diesem Hintergrund fragt die So¬ 
ziale Liste an: 

1. Sind den Behörden die privaten 
Schießübungen in Bochum bekannt? 

2. Wo finden sie statt? Welches Ausmaß 
haben die privaten Schießübungen in 
Bochum? 

3. Ist den Behörden der Stadt Bochum 
die Tätigkeit und das Werben der „Ger¬ 
man Rifle Association“ in Bochum be¬ 
kannt? 

4. Gibt es immer noch in Bochum Ein¬ 
zelpersonen oder Gruppen, die im Sinne 
einer „Bürgerwehr“ tätig sind? 

5. Wie entwickelt sich in der Stadt Bo¬ 
chum die Anzahl der Ausstellung von 
Waffenscheinen im Jahr 2016? 

6. Wie viele Verstöße gegen das Waffen¬ 
gesetz gab es in den vergangenen Mo¬ 
naten? 

7. Gibt es untergetauchte Personen aus 
Bochum, die aufgrund von Verstößen ge¬ 
gen das Waffengesetz, Gewaltverbrechen 
oder Übergriffen gegen Flüchtlinge per 
Haftbefehl gesucht werden? 

8. Kommen von den bundesweit 266 
flüchtigen Neonazis, gegen die nicht voll¬ 
streckte Haftbefehle vorliegen, welche 
aus Bochum? 

9. Wie viele der bis Mitte 2016 verübten 
507 rechten Gewalttaten betreffen Bo¬ 
chum? 

Auf fair gehandelte 
Textilien hinweisen 

Die DKP-Fraktion in Mörfelden-Wall¬ 
dorf brachte den nachfolgenden Ratsan¬ 
trag ein: „Der Magistrat wird beauftragt, 
eine Liste mit Anbietern von fair gehan¬ 
delten T- und Sweat-Shirts zu erstellen. 
Diese Liste soll dann an Vereine, Initiati¬ 
ven, Kindertagesstätten, Kirchengemein¬ 
den und Schulen weitergereicht werden. 
Ziel soll es sein, dass möglichst fair ge¬ 
handelte anstatt der üblichen Shirts ge¬ 
kauft werden. So soll in einer globalisier¬ 
ten Welt auf die Arbeitsbedingungen in 
den unterschiedlichen Produktionslän¬ 
dern aufmerksam gemacht werden und 
ein Beitrag zu einem fairen Handel ge¬ 
leistet werden. Ebenso soll das Gespräch 
mit den örtlichen Bekleidungsgeschäften 
gesucht werden mit dem Ziel, sie dafür zu 
gewinnen, ein kleines Sortiment mit fair 
gehandelten Produkten anzubieten. Als 
ein weiterer Baustein soll so der Bereich 
gerechte Textilien/Kleidung in unserer 
Doppelstadt in das Fairtrade-City-Pro- 
gramm aufgenommen werden.“ In der Be¬ 
gründung heißt es u. a.: „Seit dem 15. Ap¬ 
ril 2015 ist unsere Stadt zertifizierte ,Fairt- 
rade-Town‘. Um ein weiteres Zeichen für 
gerechten Handel zu setzen, sollte der Be¬ 
reich gerechte Textilien/faire Kleidung in 
dieses Programm aufgenommen werden. 
Bei Festen und Veranstaltungen werden 
von Vereinen und Initiativen immer wie¬ 
der eigene T-Shirts oder Sweaties mit Lo¬ 
gos und originellen Schriftzügen einge¬ 
kauft. Bestimmt gibt es Vereine oder Ini¬ 
tiativen, die auf fair gehandelte Produkte 
umsteigen, wenn sie über entsprechende 
Lieferadressen verfügen.“ 


Kahlschlag nach dem Abbruch 

Blitzaktion in Gerresheim: Bäume fallen Bauvorhaben zum Opfer 


Stadt Gladbeck griff in die Trickkiste 

A 52 wurde in den Bundesverkehrswegeplan aufgenommen 
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Er hat Vorschläge gemacht 
wir haben sie angenommen 

(B. Brecht) 


^ wir trauern um unseren Genossen 

Hans „Terry" ter Horst 

14. Mai 1955-28. Oktober 2016 


Bereits während seines Studiums an der Universität Pa¬ 
derborn fand Terry - beruhend auf seiner Beschäftigung 
mit Philosophie und Naturwissenschaften - den Weg 
zur DKP. Auch in turbulenten Zeiten blieb er seiner Par¬ 
tei treu. Terry gehörte viele Jahre an verantwortlicher 
Stelle dem Vorstand der DKP Hamm/Hellweg an. Er war 
Organisator des Friedensnetzes Hamm, des Hammer 
Ostermarsches und Mitbegründer des „Linken Forums 
Hamm". Sein besonderes Anliegen galt der Stärkung 
des Widerstandes gegen den erstarkenden Neofaschis¬ 
mus. Terry baute die VVN-BdA Hamm verantwortlich 
mit auf und war zuletzt auch auf Landesebene dort 
aktiv. Seine glasklare klassenbewusste Einschätzung 
aktueller politischer Prozesse ist unserer Parteigruppe 
ständig von Nutzen gewesen. 

Statt einfacher Antworten gab Terry kluge. Er genoss 
das ganze Leben und hatte noch so viel vor. 

Terry wurde unvermittelt aus dem Leben gerissen. Er 
hinterlässt für uns und seine Mitstreiter eine große Lü¬ 
cke. 


Die Genossinnen und Genossen 
der DKP Hamm/Hellweg 

Die Beisetzung findet am 8. November um 13 Uhr auf 
dem Friedhof Birkenallee statt. Anschließend findet eine 
Trauerfeier im Familienkreis statt. 

Statt Blumen und Kränzen: 

WN-BdA-NRW 

IBAN DE03360100430028212435, Postbank Essen 
Linkes Forum Hamm 

IBAN DE20410601200061956700, Volksbank Hamm 



Jetzt anmelden, um zu Rosa und Karl zu fahren! 
dkp und sdaj Rheinland-Westfalen 
LLL-Wochenende mit Demo in Berlin, 

14. und iS.Januar 2017 


Wir organisieren: 

• die Hinfahrt im Nachtbus (Samstag) ab KL-Schule in 
Leverkusen um 2.00 Uhr. 

• die Rückfahrt am Sonntag nach der Demo (ca. 14.30 Uhr) 

• und die Übernachtung im Ivbergs Hotel Premium. 

Buslinie 187 der Berliner Verkehrsbetriebe fährt von der Haltestel¬ 
le vor dem Hotel bis in die Nähe der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
(Mercure Hotel MOA). Achtung: neuer Veranstaltungsort, nicht das 
URANIA Theater. 

Preise pro Person: Nur die Fahrt (hin und zurück) 40,00 € 

Busfahrt und Übernachtung zusammen 

• im Einzelzimmer mit Frühstück 100,00 €. 

• im Doppelzimmer pro Person mit Frühstück 75,00 € 

Verbindliche Anmeldung für Übernachtung nur bis zum 9 . 12 . 2016 . 

DKP Rheinland-Westfalen, Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel.: 0214 49323 , E-Mail: sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 
oder Wolfgang Bergmann, Tel.: 0151 43237730 


Einladung zur Kreismitglieder¬ 
versammlung der DKP Köln 

Tagesordnung: 

TOP 1 . Begrüßung und Konstituierung. 

a) Wahl der Versammlungsleitung. 

b) Bestimmung Schriftführer/in. 

c) Zwei weitere Zeugen zur Wahrung des 
Wahlgeheimnisses und die Gewähr der Vorstellung der 
Kandidaten. 

d) Zwei Vertrauensleute für das Wahlamt. 

e) Feststellung der Wahlberechtigung nach Wohnsitz. 

f) Ausdrückliche Frage „bezweifelt jemand die Mitglied¬ 
schaft oder das Wahlrecht eines Teilnehmers/einer 
Teilnehmerin?". 

g) Sonstige Präliminarien, die Satzung oder Landtags¬ 
wahlordnung betreffen. 

TOP 2 . Referat zur Lage in NRW und den anstehenden Landtags¬ 
wahlen. 

TOP 3 . Beschlussfassung zur Erststimmenkandidatur in Kölner 
Wahlkreisen. 

TOP 4 . Nominierung von Kandidaten für Kölner Wahlkreise. 

TOP 5 . Sonstiges. 

TOP 6. Schlusswort. 

Donnerstag, den 10. November 2016, von 18.00 bis 21.00 
Uhr, im Bürgerhaus MüTZe, Berliner Str. 77, 51063 Köln 
(Mülheim), 1. Etage, Aufzug vorhanden. 

An den Wahlen können nur Mitglieder der DKP Köln teilnehmen, 
die zur Landtagswahl wahlberechtigt sind. 

Der Kreisvorstand der DKP Köln 



Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 


gesucht. if 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Günter Strauer wird 90 

Vor 60 Jahren wurde die KPD verboten und Günter Strauer 
trat in die illegale Partei ein! So kennen wir ihn! Kämpferisch, 
konsequent mit offenem Visier als Kommunist wirkend. 

Er wurde 42 Jahre lang mit einer einjährigen Unterbrechung 
als Vorsitzender der DKP Elmshorn gewählt. Er war gewähl¬ 
ter Interessenvertreter als Gewerkschafter und Betriebsrat. 
Bis heute ist er bei Streiks und Demos, wenn es die Gesund¬ 
heit zulässt, dabei. Günter lebt den Internationalismus. Als 
es um die Hilfe für die sandinistische Revolution in Nicara¬ 
gua oder später um den Aufbau von Gesundheitszentren 
durch die DKP im sozialistischen Kuba ging, arbeitete er 
als Brigadist vor Ort mit. Er verstand es, die DKP Gruppe 
Elmshorn auch in schwierigen Zeiten zusammenzuhalten. 
Das jährlich stattfindende Wasserturmfest ist Dank seines 
Wirkens zu einem bekannten linken Fest der Solidarität ge¬ 
worden. 

Gemeinsam mit seinen Genossinnen und Genossen und vie¬ 
len Freundinnen und Freunden aus verschiedenen Bündnis¬ 
sen hat er dazu beigetragen, dass es antifaschistische und 
demokratische Bewegungen in der Stadt gibt, die wirkungs- 
und vertrauensvoll Zusammenarbeiten. 

Viele Gründe ihm anläßlich seines 90. Geburtstages herzlich 
zu gratulieren, ihm bestmögliche Gesundheit zu wünschen 
und ihm zu danken. 

Aus Anlass seines Geburtstages wollen wir mit ihm am 
Samstag, den 12. 11. ab 10.30 bis 12.30 Uhr im Rheinhold 
Jürgensen Zentrum, Jahnstr. 2a feiern. Wer will, kann gerne 
Musikinstrumente mitbringen. 

DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
DKP Kreisvorstand Pinneberg 
DKP Elmshorn 



Herzlichen Dank allen, die der DKP Dort¬ 
mund und mir anlässlich eines Reizgas- 
Überfalls auf unseren Informationsstand 
ihre Solidarität erklärt haben. Die Nazis wol¬ 
len Dorstfeld zu „ihrem Kiez" erklären - daraus wird 
nichts, weder in Dortmund noch sonst irgendwo. Ge¬ 
meinsam kämpfen wir gegen jedes Wiederaufleben 
von Faschismus, Rassismus und Antisemitismus. 

Wolfgang Richter 


Liebe Genossinnen, Liebe Genossen, 

viele von euch sind schon lange vor der Arbeit in der DKP 
politisch aktiv und organisiert gewesen und haben nach 
dem Verbot der KPD durch ihr Wirken entscheidend zur 
Neukonstituierung der DKP beigetragen. Damit hatten 
Kommunistinnen und Kommunisten in der Bundesrepublik 
wieder die Möglichkeit, öffentlich für ihre Ideen einzutre¬ 
ten und in diesem Sinne für die Interessen der Arbeiter¬ 
klasse zu kämpfen. Deshalb möchten wir euch zu einem 
Treffen unserer Veteranen der kommunistischen Bewe¬ 
gung einladen. 

Termin: 6. November 2016; Ort: Haus des Bezirkes, 
Essen, Hoffungstraße 18; Uhrzeit: 15.00 Uhr 

Wir möchten bei dieser Veranstaltung unsere Achtung für 
euren Jahrzehntelangen Kampf deutlich machen, gemein¬ 
sam mit euch Arbeiterlieder hören und auch singen und 
Zeit und Gelegenheit für Gespräche bieten. 

Für das leibliche Wohl wird auch gesorgt werden. Bitte 
meldet euch an und klärt mit euren Gruppen/Kreisen die 
Mitfahrmöglichkeiten. 

Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 



Transparent »Unsere Willkommenskultur heißt: Gemeinsam kämpfen!« 

350 x 120 cm, 300 g Mesh-Gewebe, Hohlsaum: links und rechts, 60 ,- € plus Versand 


Unsere Willkommenskultur heißt: 
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Mindestlohn rauf -Mieten runter! 
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Aktionen / Termine 


Freitag, 4. November 2016 


Fluchtursachen bekämpfen 

i 8oo beteiligten sich an Demonstration in Nürnberg 



Nordbremer Bürger 
gegen den Krieg 

Seit 15 Jahren sind Friedensbewegte 
jeden Freitag auf der Straße. Ein Per¬ 
sonenbündnis aus Kommunisten, So¬ 
zialdemokraten, Parteilosen, Gewerk¬ 
schaftern, Christen und Pastoren führ¬ 
ten am historischen 9. November 2001 
ihre erste Friedenskundgebung durch. 
Nach der zweiten und dritten Friedens¬ 
kundgebung jeweils eine Woche später, 
war uns allen klar, wir machen das je¬ 
den Freitag an der gleichen Stelle um 
17 Uhr in Bremen-Vegesack vor dem 
Kaufhaus Leffers. 

Das Plakat „Refugees Welcome“ 
und ganz besonders das große Trans¬ 
parent „Gegen die Diener des Todes“ 
prägt wöchentlich am Freitag seit 15 
Jahren den Kundgebungsort, genau¬ 
so wie die 15 Jahre alte Spendendose, 
die jeden Freitag für die Internationa¬ 
le Solidarität herumgereicht wird. Die 
Friedensinitiative sammelt gerade für 
die „Elektrifizierung von Ärztehäusern 
mit Solarenergie“ in den Bergregionen 
Havannas/Kuba. Dem Verein „KA¬ 
REN für die Förderung Alternativer 
Energien in der Karibik“ konnten in 
den Jahren der Friedens- und Solida¬ 
ritätskundgebungen über 7 200 Euro 
übergeben werden; insgesamt wurden 
in den 15 Jahren in der Fußgängerzone 
für verschiedene soziale und humani¬ 
täre Projekte knapp 30 000 Euro ge¬ 
sammelt. 

Mitglieder der Friedensinitiative 
putzen regelmäßig 40 Stolpersteine 
für ermordete Juden und Jüdinnen, 
Kommunisten und angeblich „Schizo¬ 
phrene“, übernahmen Patenschaften 
für Stolpersteine, geben den Menschen 
Namen und Gesicht. 

Die KZ Gedenkstätte Bahrsplate 
in Blumenthal und die große Rasen¬ 
fläche werden regelmäßig vom Müll 
gereinigt. 

Die Initiative Nordbremer Bürger 
gegen den Krieg hat den Schauspie¬ 
ler Rolf Becker für Donnerstag, den 
17. November um 19 Uhr ins Gustav 
Heinemann Bürgerhaus, Cafeteria ein¬ 
geladen. 

Rolf Becker liest Heinrich Hei¬ 
nes „Und Deutschland?... Ich weiß 
nicht...“ Für die Heinrich-Heine-Le- 
sung wird kein Eintritt erhoben; um 
eine großzügige Spende wird gebe¬ 
ten. Die Initiative Nordbremer Bürger 
gegen den Krieg, die am Freitag ihre 
735. Friedenskundgebung durchführen 
wird, ist fest davon überzeugt, dass sie 
im Dezember 2016 auf der Beiratssit¬ 
zung in Bremen-Blumenthal dem Ort¬ 
samtsleiter Peter Nowack eine Spende 
von über 2 000 Euro für ein antifaschis¬ 
tisches Projekt überreichen kann. 

Nordbremer Bürger gegen den Krieg 


Am vergangenen Samstag fanden sich 
auf dem Jakobsplatz in der Nürnberger 
Innenstadt 1 800 Menschen zusammen, 
um unter dem Motto „Fluchtursachen 
bekämpfen! Gemeinsam gegen Krieg, 
Rassismus, Sexismus und Ausbeutung“ 
zur Zentrale des Bundesamtes für Mig¬ 
ration und Flüchtlinge, in der Nürnber¬ 
ger Südstadt, zu ziehen. 

Es war eine sehr bunte und überaus 
vielfältige Demonstration. 


Seine neuesten Forschungsergebnisse 
zur Beteiligung von Hofern in den In¬ 
terbrigaden stellte Randolph Oechs¬ 
lein, Vorsitzender der DKP in Hof, 
vor. Die gemeinsame Veranstaltung 
der Marx-Engels-Stiftung e. V. und der 
DKP Hof am 26. Oktober in Hof aus 
Anlass des 80-jährigen Jubiläums der 
Gründung der Internationalen Briga¬ 
den war gut besucht. 

Hermann Kopp, Vorsitzender der 
MES, referierte zunächst zum Thema 
„Der Krieg gegen die spanische Re¬ 
publik“ ausführlich über die Vorge¬ 
schichte, den Verlauf und die Nach¬ 
wirkungen des Krieges. 

Zur Biographie des Hofer KPD- 
Mitglied Theodor Klug, der in Spanien 
kämpfte, referierte Oechslein ausführ¬ 
lich anhand bisher nicht bekannter 


Knapp 50 Gruppen, Organisationen 
und Parteien, unterschiedlichster poli¬ 
tischer und ideologischer Richtung, vor 
allem aus Süd- und Westdeutschland, 
hatten zu der Demonstration mobili¬ 
siert. Darüber hinaus beteiligten sich 
auch zahlreiche Geflüchtete aus vielen 
Ländern. In welcher Art das Bündnis 
weitergeführt werden kann, wollen die 
Nürnberger Initiatoren noch diskutie¬ 
ren. -ler 


Quellen. Theo Klug wurde am 9. Ja¬ 
nuar 1938 in der Schlacht bei Teruel 
so schwer verwundet, dass ein weite¬ 
rer Fronteinsatz für ihn nicht mehr 
möglich war. Nach der Internierung 
in Frankreich gelang ihm die Flucht 
nach Nordafrika, wo er erneut für 
drei Jahre in Wüstenlagern interniert 
war. Er wurde 1942 von der englischen 
Armee befreit, der er sich sofort als 
Freiwilliger anschloss, um weiter ge¬ 
gen die Faschisten zu kämpfen. Auch 
zu den Biographien von bisher unbe¬ 
kannten Hofern an der Seite der spa¬ 
nischen Republik wie Melanie Rödel, 
Albert Ruckdäschel, Heinrich Spörl 
und Eckardt Teichmann gab der Ho¬ 
fer DKP-Vorsitzende die Ergebnisse 
seiner Recherchen bekannt. 

Randolph Oechslein 


An der Seite des 
spanischen Volkes 

Antifaschisten aus Hof in den Internationalen Brigaden 


Branchentreff Gesundheitswesen 


Vordem Hintergrund des Personalmangels in den Kranken¬ 
häusern und dem Widerstand dagegen lädt die Kommission 
Betriebs- und Gewerkschaftspolitik beim Parteivorstand der 
DKP ein zu einem bundesweiten Branchentreffen für Be¬ 
schäftigte in den Krankenhäusern. Diskutiert werden soll 
der Stand der Auseinandersetzung in der Personalbemes¬ 


sung sowie die Vernetzung interessierter Genossinnen und 
Genossen. 

Die Beratung findet statt am Samstag, io. Dezember 2016, 
von 11.15 Uhr bis 16.00 Uhr im Haus der DKP, Hoffnungstra¬ 
ße 18 in 45127 Essen. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de. 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 4. N0V 


Nürnberg: Beginn der Linken Literatur¬ 
messe. Messestände der Verlage Neue Im¬ 
pulse, Compress-Verlag und Marxistische 
Blätter. K4, Künstlerhaus, Königstraße 93. 


SA ★ 5. N0V 


Nürnberg: „Die Antwort auf Flucht und 
Perspektivangst“ mit Patrik Köbele, Linke 
Literaturmesse, 12.00 Uhr. 

Nürnberg: „Spanien 1936-1939, Erinne¬ 
rungen von Interbrigadisten aus der BRD“ 
mit Valentin Hemberger, Linke Literatur¬ 
messe, 20.00 Uhr. 

Nürnberg: „Auf der Flucht“, Workshop des 
ISW e.V. mit Walter Listl. Seminarraum, 
20.00 Uhr._ 

Friesoythe: 1. Regionaltreffen Weser-Ems 
der DKP Niedersachsen. Eingeladen sind 
Mitglieder und Sympathisanten der DKP. 
Anmeldung werden erbeten über den Be¬ 
zirksvorstand. Telefon : 0511/344223. Mail: 
bv@dkp-niedersachsen.de. 


SO ★ 6.N0V 


Nürnberg: „60 Jahre KPD-Verbot und poli¬ 
tische Justiz“ mit Walter Bauer, Linke Lite¬ 
raturmesse, 12.00 Uhr. 


Ml ★ 9. N0V 


Kiel: „Die Dialektik von Reform und Re¬ 
volution - Eine Kernfrage revolutionärer 
Strategie in nichtrevolutionären Zeiten“, 
Diskussionsveranstaltung der DKP Schles¬ 
wig-Holstein mit Willi Gerns, langjähriges 
Mitglied des Präsidiums und des Sekretari¬ 
ats der DKP und Mitherausgeber der „Mar¬ 
xistischen Blätter“. Veranstaltungszentrum 
„Die Pumpe“, Haßstraße 22,18.30 Uhr bis 
21.00 Uhr._ 

Wuppertal: „Der Krieg gegen die spanische 
Republik 1936-39 - das .Vorspiel 1 zum 2. 
Weltkrieg“, offene Mitgliederversammlung 
der DKP mit Fiermann Kopp, Vorsitzender 
der Marx-Engels-Stiftung. MEZ, Gathe 55, 
19.00 Uhr._ 

Stuttgart: „Syrien im Krieg“, Veranstaltung 
des Waldheim Stuttgart e.V. mit Karin Leu- 
kefeld. Clara-Zetkin-Haus, Stuttgart Sillen¬ 
buch, Gorch-Fock-Straße 26,19.30 Uhr. 


DO ★ 10. N0V 


Fellbach: „60 Jahre KPD-Verbot - 45 Jahre 
Berufsverbot!“, öffentliche Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP mit Dieter Keller. Lokal 
zom Schiller, Schillerstraße 24,18.00 Uhr. 

Nürnberg: „Wissenswertes über den Is¬ 
lam“, Gruppenabend der DKP. Rotes Zent¬ 
rum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SA ★ 12. N0V 


Leipzig: „Man muss den Imperialismus 
verstehen, wenn man ihn bekämpfen will“, 
UZ-Lesergespräch der DKP Leipzig mit dem 
Chefredakteur der UZ, Lucas Zeise, über 


Aufgaben sozialistischer/kommunistischer 
Presse. Schwerpunkt UZ. Die Veranstaltung 
wird unterstützt vom Rotfuchs-Förderver¬ 
ein (Regionalgruppe Leipzig) und vom Mar¬ 
xistischen Forum Leipzig. Liebknecht-Haus 
Leipzig (Dachgeschoss), Braustraßei 5, 
11.00 Uhr. 


SO ★ 13. N0V 


Nürnberg: Roter Filmabend der DKP mit ei¬ 
nem Antikriegsfilm. Rotes Zentrum, Reichs¬ 
traße 8,17.00 Uhr. 


Dl ★ 15. N0V 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 21, 
19.30 Uhr. 


DO ★ 17. N0V 


Bremen: „Und Deutschland? ... Ich weiß 
nicht...“, Rolf Becker liest Heinrich Heine. 
Solidaritätslesung im Gedenken an den 
Blumenthaler Widerstandskämpfer Leo 
Drabent. Gustav Fleinemann-Bürgerhaus 
Vegesack, Studiobühne, 19.00 Uhr. 


DO ★ 17. N0V 


Nürnberg: „Kommunalpolitik - Ergebnis 
der Etatberatungen und politische Konse¬ 
quenzen“, Gruppenabend der DKP, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SA ★ 19. N0V 


Berlin: „Europa“ und die revolutionäre 
Arbeiterbewegung. Tagung des Marxisti¬ 
schen Arbeitskreises und der Marx-Engels- 
Stiftung mit Beiträgen u.a. von Prof. Heinz 
Karl und Andreas Wehr. Begegnungsstätte 
Undine, Berlin-Lichtenberg, Flagenstraße 
57,11.00 Uhr bis 17.00 Uhr._ 

Finnentrop: Die Frauenkommission des PV 
lädt ein zum Wochenendseminar zum The¬ 
ma „Prostitution“. Das Seminar findet statt 
in der Jugendherberge Finnentrop. Anreise 
ist ab Freitag, 18.00 Uhr möglich. Beginn, 
Samstag 10.00 Uhr. Infos und Anmeldung 
an: pv@dkp.de. 


SA ★ 26. N0V 


Berlin: „Die EU in der Existenzkrise - Was 
sind die Antworten der Linken?“, Tagung 
des Marx-Engels-Zentrums und der Marx- 
Engels-Stiftung mit Beiträgen von Peter 
Wahl (WEED), Wilhelm Langthaler (Wien) 
und Keith Barlow (Communist Party of Bri- 
tain). Berlin-Charlottenburg, MEZ, Spielha- 
genstraße 13,11.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 


Unser Kulturtipp: 

Vom bösen B.B. 

Die Kunst, die Wahrheit handhabbar zu machen ... 

Programm anlässlich des 60.Todestages von Bert Brecht im Jugendhaus Dicker Busch. 
Ein Abend über Brecht mit Katja Krüger (Rezitation) und Erich Schaffner (Rezitation/ 
Gesang) - am Klavier: Georg Klemp. 

Jugendhaus, Hessenring 76,65 428 Rüsselsheim 
Sa. 5 . November, Einlass: ab 19 Uhr, Beginn: 20 Uhr 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3 -Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 




Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der Pokal hat halt seine 
eigenen Gesetze 

Zwischen Nußloch und Wießloch wird auch Fußball gespielt 


Kritik und Mojito 

Beim Treff der zentralen UZ-Pressefest-Helferlnnen ging es ums detailreiche 
Auswerten und verdiente Feiern für acht Tage Arbeit 


Die „Sportfreunde Lotte“, deren Na¬ 
men schon eher in die Kategorie 
„Ruckzuck Husum“ oder „Barfuss Pe¬ 
terstal“ denn in die Schublade „ernst¬ 
zunehmender Fußballverein“ passt, 
kegelt die Millionentruppe aus Lever¬ 
kusen aus dem Rennen. Der Club „FC 
Astoria Walldorf“, eine bunte Ansamm¬ 
lung von Studenten und Malochern, 
von dem ca. 75 Prozent der Bevölke¬ 
rung bezweifelt, das es ihn überhaupt 
gibt, haut den Erstligisten SV Darm¬ 
stadt aus dem Pokal. Und „Arminia 
Bielefeld“ zieht ebenfalls ins Achtelfi¬ 
nale, wobei 100 Prozent der Bevölke¬ 
rung ja sogar weiß, dass es Bielefeld gar 
nicht gibt. Abgefahren. 

Der Pokal hat halt seine eigenen 
Gesetze. Kann alles passieren. Und 
tut’s dann auch ganz schön häufig. Mei¬ 
ne Dortmunder wollten gegen „Union 
Berlin“ auch kräftig dabei helfen, ver¬ 
gaßen aber, dies Opa Weidenfeiler mit¬ 
zuteilen. Vielleicht ist er auch mittler¬ 
weile etwas schwerhörig, der Gute. Er 
kannte zumindest keine Gnade, hielt 
zwei Elfer und meinte hinterher: „Ich 
bin nicht unbedingt ein Elfmeter-Kil¬ 
ler“. Interessant. Genauso wie ein jun¬ 
ger Kerl namens Jacob Bruun Larsen, 
von dem ich noch nie gehört habe, der 
aber einfach mal bei uns gespielt hat. 
Und zwar ziemlich gut. Wo Tofuwürst¬ 
chen Tuchei die immer herholt - keine 
Ahnung. Von letzterem hat der geliebte 
Blau-Weiße Reviernachbar ja bekannt¬ 
lich auch jede Menge, anders erklärt 
sich kaum, dass nach einem lockeren 
3:0 fast noch das Spiel in die Buxe geht. 


„Völlig unerklärlich, was sich die Schal- 
ker im zweiten Durchgang gedacht ha¬ 
ben“, schreibt der Liveticker und ich 
möchte rufen „Denken?! Seit wann 
denken die?!“. Ach ja: Der Pokal hat ja 
seine eigenen Gesetze. 

Und sonst? St. Pauli und Fortu¬ 
na Düsseldorf können eigentlich ihre 
Fußballabteilung auflösen oder in der 
Tresenliga kicken lassen, so macht das 
nicht mehr wirklich Sinn, und Mainz 05 
schafft es gegen Greuther Fürth auszu¬ 
steigen, was auch mal ne Leistung ist. 
Turnkasper Fabian Hambüchen zieht 
danach für die Bayern in der nächsten 
Runde wie immer ein Freilos, zu Hau¬ 
se gegen die dümpelnden Wolfsburger 
um „Ich-hab-keine-Lust-Draxler“ dürf¬ 
te es selbst dann schwierig werden zu 
verlieren, wenn die Bayern ausschließ¬ 
lich mit dem linken Fuß aufs Tor schie¬ 
ßen dürfen. Die Dortmunder haben ein 
wenig Schwein, kommen wenigstens zu 
Hause gegen die nickelige alte Dame 
aus Berlin ran und der Blau-Weiße 
Nachbar bekommt mit dem SV Sand¬ 
hausen einen Gegner, von dem ich erst 
mal googeln muss, wo er wohnt: Auch 
da unten, zwischen Nußloch und Wieß¬ 
loch. Interessant. 

Bliebe die Frage nach dem Zitat 
dieser Pokalrunde. „Wir haben uns in 
einen Rausch gespielt und hätten den 
Sack sogar früher zumachen können“ 
von Torschütze Nico Hillenbrand (FC 
Astoria Walldorf) vielleicht. Will man 
sich bildhaft aber mal so gar nicht vor¬ 
stellen. Gar nicht. 

Karl Rehnagel 



Haupttribüne des Sportparks am Lotter Kreuz 


Erich Hackl in Hamburg 

8 o Jahre Spanischer Bürgerkrieg 


Am 7. November stellt der österreichi¬ 
sche Schriftsteller Erich Hackl seine 
neue Anthologie über den Spanischen 
Bürgerkrieg „So weit uns Spaniens 
Hoffnung trug“ vor. Er wird aus dieser 
von ihm zusammengestellten und kürz¬ 
lich erschienen Anthologie über den 
Spanischen Bürgerkrieg eine Reihe von 
Texten von Zeitzeugen der Ereignisse 
wie unter anderem von Maria Osten, 
Willi Bredel, Anna Siemsen und Joseph 
Roth rezitieren. Die relativ kurzen Tex¬ 
te, die aus dem unmittelbar Erlebten 
entstanden, entfalten ihre Wirkung da¬ 
durch, dass ihre unterschiedlichen Per¬ 
spektiven, Themen und Formen diverse 


Aspekte des Spanischen Bürgerkriegs 
veranschaulichen. Die Texte, die Hackl 
vortragen wird, sind so angeordnet, dass 
sie die Chronologie der Ereignisse wie¬ 
dergeben, und sie veranschaulichen Er¬ 
eignisse zu einer Zeit, wo die, die Zeug¬ 
nis hätten ablegen können, nicht mehr 
am Leben sind. In einem die Lesung be¬ 
gleitenden Gespräch wird Erich Hackl 
über seine Arbeiten zum Spanischen 
Bürgerkrieg Auskunft geben. Die Le¬ 
sung findet in Zusammenarbeit mit der 
Willi-Bredel- Gesellschaft statt. 
Montag, 7.11., Polittbüro, Steindamm 
45, 20 099 Hamburg, Beginn 20 Uhr, 
Eintritt: 15,00 Euro. 


Der rote Kanal 


Tödliche Geheimnisse 

Politkrimi umTTIP, Machtmissbrauch 
und Medienmanipulation. 

Ein Whistlebower will auspacken 
und beweisen, dass mit dem TTIP- 
Handelsabkommen eine Diktatur 
der Konzerne beginnt. Ein unter 
Druck stehendes Nachrichtenmaga¬ 
zin nimmt sich den Fall vor. Kurz vor 
Beginn des Interviews verschwinden 
der Whistleblower Holthaus und ein 
NGO-Aktivist spurlos. 

Sa, 5.11., 20.15 Uhr, ARD 


Die US-Pmsidentschaftswahl 
Donald Trump oder Hillary Clinton? 

Phoenix beginnt mit der Übertragung 
bereits um 18.30 Uhr. 

Di, 8.11. ab 22:45 Uhr auf fast allen 
Sendern 

Asülfür alle 

Kabarett mit Django Asül. Als Lei¬ 
ter einer Ausländerbehörde sinniert 
er über Gefahren und Nutzen der In¬ 
tegration. Mit Wolfgang Krebs, Rolf 
Miller und Thomas Reis. 

Do, 10.11., 2i.oo Uhr, BR 


Ein Pressefest zu wuppen, das ist ein 
hartes Stück Arbeit. Besonders wenn 
tagelanger Regen aus einem Rasen¬ 
stück einen Schlammpfuhl macht und 
ohne selbst verlegte Wege nichts mehr 
geht. Darum gab es just nach dem dies¬ 
jährigen Fest-Abenteuer im Revier¬ 
park Wischlingen direkt einen Rie¬ 


der Idee der Wasserbrigade, vor dem 
eigentlichen Aufbaubeginn in einem 
Arbeitseinsatz die vorhandenen Spü¬ 
len zu checken und das vorhandene 
Material frühzeitig zu sichten. So macht 
es bereits die Technikbrigade, die sich 
zu mehreren Terminen trifft. Die Deko- 
brigade denkt heute schon an 2018 und 


Bezirke müssen dafür informiert sein, 
wie ihr Bierpilz genau aussieht und in 
welche Richtungen der Ausschank sich 
ausklappen lässt. 

Den Gesamtblick aufs Fest gab 
es auch. Idee ist, die Hauptbühne zur 
„UZ-Bühne“ umzutaufen. Klar ist 
auch, dass auf eine Hauptbühne künst¬ 



„Effektiver arbeiten ist möglich“, erläutert Uli Abczynski (rechts), technischer Leiter des UZ-Pressefestes. 


sendank an alle Helferinnen, weil die 
Arbeit teils bis an die Belastungsgren¬ 
ze ging. Dieser Dank wurde nun beim 
Treff der zentralen UZ-Pressefest- 
Helferlnnen in der Karl-Liebknecht- 
Schule noch einmal dick unterstrichen 
- verbunden mit einer detailreichen 
gemeinsamen Auswertung, tollem Gu¬ 
lasch und klasse Mojitos. 

Das Beste vorweg: Auf jeden Fall 
muss es ein Fest in 2018 geben, das ist 
Usus in der Helferlnnen-Runde. Also 
gilt es rund um das Wochenende 7. bis 
9. September schon Urlaub einzupla¬ 
nen. Denn da wäre der Revierpark 
noch frei und NRW-Ferien wie auch 
Antikriegstag-Aktivitäten vorbei, wie 
der technische Leiter Uli Abcynski 
erklärte. Das Votum des Parteivor¬ 
stands und des Parteitags stehen noch 
aus, doch die Vorarbeiten werden si¬ 
cherheitshalber diesen November los¬ 
gehen. 

Klar ist für 2018, dass Auf- und Ab¬ 
bau effektiver laufen müssen. So wer¬ 
teten es die zentralen Helferinnen zu 
vielen Bereichen aus. Angefangen bei 


bittet Gruppen und Bezirke darum, 
alte und nicht mehr genutzte Transpa¬ 
rente ans Essener Lager weiterzuleiten. 
Diese werden vor allem für die Bau¬ 
zäune gebraucht, um einen durchgän¬ 
gigen Sichtschutz mit kommunistischen 
Parolen zu schaffen. 

Hart ran musste im Juli die Notfall¬ 
brigade. Mitten im Schlamm verlegten 
sie 16 Tonnen Bodenplatten, hochmoti¬ 
viert. Die Motivation ist geblieben und 
der Hinweis an die zentrale Leitung, 
jeweils abends schon Infos zum Folge- 
Subbotniktag zu bekommen. Genauso 
wichtig ist die Kommunikation auf dem 
Platz. So gab es zwischendurch unnütze 
und zermürbende Wartezeiten, weil die 
eine Aufgabe irgendwo hinten auf dem 
Platz erfüllt war und dann erst vorne 
in der Zentrale geklärt werden musste, 
was als nächstes ansteht. 

Bierwagen gilt es per Trecker zu po¬ 
sitionieren, nicht mit Muskelkraft. Um 
die Arbeit der Transportbrigade pass¬ 
genau zu gestalten, sollten die Bezirke 
vor der Anlieferung der Bierpilze des¬ 
sen genaue Standorte festlegen. Die 


lerische Höhepunkte gehören. Hat man 
diese für 2018 nicht unter Vertrag, so 
ein Vorschlag aus der Runde, könnte 
probehalber diese Bühne wegfallen 
und auf die Bezirksbühnen orientiert 
werden. 

Effektiver arbeiten ist möglich, 
sagt auch Uli Abcynzki. Seine Bitte 
als technischer Leiter ist, dass Briga¬ 
deleiterinnen schon in den letzten drei 
Wochen vorm Fest mitarbeiten. Denn 
dann liegen endlich alle Platzdaten 
und Bestellungen (Bündnisorganisati¬ 
on und internationale Gäste) vor, um 
die Feinplanung anzugehen. Um nicht 
erst vor Ort eine realistische Umset¬ 
zung mit den Brigadeleitungen abzu¬ 
stimmen, müssten diese früher auf dem 
Platz sein. 

Das Auswerten ist noch nicht abge¬ 
schlossen. Bitte sendet Eure Hinwei¬ 
se an pv@dkp.de und bringt sie in die 
Bezirksberatung am 26./27. November 
ein. Alle Hinweise werden ausgewertet 
und ins Vorab-Konzept des kommen¬ 
den Festes aufgenommen. 

Simone Ehrbrecht 


Törichtes Modell 

Deutsche Volkswirte erklären sich die Welt 


In marxistischen Kreisen läuft das, 
was die Weltwirtschaft zunehmend 
prägt, unter dem Stichwort „Defizit¬ 
kreislauf“. Die mit dem Begriffen des 
wissenschaftlichen Sozialismus gut 
begreifbaren Vorgänge erklären aber 
auch bürgerlich ausgebildete Ökono¬ 
men zunehmend zu einer auf Sicht un¬ 
haltbaren Situation. 

In der wöchentlichen erscheinen 
„SparkassenZeitung“ einem bundes¬ 
weiten Medium der Sparkassen-Fi- 
nanzgruppe, findet sich in der Ausga¬ 
be vom 21. Oktober ein interessantes 
Gespräch mit zwei Chefvolkswirten 
dieser Gruppe - Torsten Windeis von 
der Norddeutschen Landesbank 
(NordLB) und Michael Wolgast vom 
Deutschen Sparkassen- und Girover¬ 
band (DSGV). Dort finden sich eine 
ganze Reihe kritischer Anmerkungen 
zur gegenwärtigen Wirtschaftspolitik 
in Europa, die in folgendem Schlagab¬ 
tausch münden, der eine Wiedergabe 
lohnt: 


„Frage: Das Wachstumsmodell 
Deutschlands mit hoher Exportorien¬ 
tierung erzeugt erhebliche Ungleichge¬ 
wichte. Muss es eine Art von Transfer 
geben? 

Windeis: Wenn wir systematisch 
Exportüberschüsse produzieren, weil 
wir sehr wettbewerbsstark sind, dann 
brauchen wir Absatzmärkte. Und die 
müssen wir organisieren. Also muss 
man meines Erachtens einen Teil der 
Exportüberschüsse auch in die Finan¬ 
zierung der Absatzmärkte stecken. Wir 
brauchen Länder wie Spanien zum 
Kauf unsere Überschussproduktion. 
Wir zahlen netto in die EU ein, und 
diese verteilt Mittel zum Beispiel via 
Strukturfond. Es gibt ja keine einheit¬ 
liche raumwirtschaftliche Entwicklung. 
Es ist Unsinn, Schwerin zu sagen, du 
musst Dich nur hinreichend anstren¬ 
gen, dann wirst Du Hamburg. Deswe¬ 
gen gibt es bei uns den Länderfinanz¬ 
ausgleich. Bayern sagt immer, wenn 
Niedersachsen etwas fleißiger wäre, 


müsste München kein Geld einzahlen. 
Da sage ich: Seid froh, dass wir Euch 
BMWs abkaufen und für Euch Ma¬ 
schinenbauingenieure ausbilden. 

Frage: Aber würde Bayern nicht mit 
einem gewissen Recht sagen: Wir ver¬ 
kaufen Euch die BMWs und müssen 
Euch das Geld dafür noch mitliefern? 

Windeis: So ist es, ja. Wenn Ihr das 
nicht tut, kaufen wir die BMWs nicht 
mehr. Global gesehen, ist das das deut¬ 
sche Modell. 

Wolgast: Ein Extremmodell, in dem 
man dauerhaft seine Exportüberschüsse 
verschenkt, nur um weiter Absatzmärkte 
zu haben, halte ich für Unsinn. Das kann 
für eine Zwischenzeit oder in einer An¬ 
passungskrise sinnvoll sein. Aber lang¬ 
fristig wäre das ein törichtes Modell.“ 

Einen Ausweg aus diesem „törich¬ 
ten Modell“ wissen auch die beiden 
Chefvolkswirte nicht. Es wird ihn bei 
Aufrechterhaltung der kapitalistischen 
Tauschwirtschaft nicht geben. 

Manfred Sohn 



















